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VERORDNUNG (EU) 2015/1222 DER KOMMISSION
vom 24. Juli 2015

zur Festlegung einer Leitlinie fiir die Kapazititsvergabe und das Engpassmanagement

(Text von Bedeutung fiir den EWR)
DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 714/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 iiber die
Netzzugangsbedingungen fir den grenziiberschreitenden Stromhandel und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 1228/2003 (!, insbesondere auf Artikel 18 Absatz 3 Buchstabe b und Absatz 5,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)  Die dringend notwendige Vollendung eines voll funktionierenden und vernetzten Energiebinnenmarkts ist von
entscheidender Bedeutung, um eine sichere Energieversorgung aufrecht zu erhalten, die Wettbewerbsfihigkeit zu
steigern und allen Verbrauchern die Beschaffung von Energie zu erschwinglichen Preisen zu ermoglichen. Ein gut
funktionierender Elektrizitdtsbinnenmarkt sollte Erzeugern unter besonderer Beachtung der Mitgliedstaaten und
Regionen, die vom Energiemarkt der Union am stirksten isoliert sind, geeignete Anreize fur Investitionen in neue
Stromerzeugungsanlagen, auch in Anlagen fiir die regenerative Stromerzeugung, bieten. Ein gut funktionierender
Markt sollte auch fur Verbraucher geeignete Mafinahmen fur eine effizientere Energienutzung vorsehen, was eine
gesicherte Energieversorgung voraussetzt.

(2)  Die Sicherheit der Energieversorgung ist ein Kernelement der offentlichen Sicherheit und daher bereits von Natur
aus direkt verbunden mit dem effizienten Funktionieren des Elektrizititsbinnenmarktes und der Integration der
isolierten Strommirkte der Mitgliedstaaten. Die Versorgung der Unionsbiirger mit Elektrizitit kann nur iber
Netze erfolgen. Funktionierende Strommarkte und im Besonderen Netze sowie andere mit der Stromversorgung
verbundene Anlagen sind von wesentlicher Bedeutung fur die 6ffentliche Sicherheit, die Wettbewerbsfahigkeit der
Wirtschaft und das Wohl der Biirger der Union.

(3)  In der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 sind nicht diskriminierende Vorschriften iiber die Netzzugangsbedingungen
fir den grenziiberschreitenden Stromhandel festgelegt, insbesondere Vorschriften fur die Kapazititsvergabe und
das Engpassmanagement bei Verbindungsleitungen und Ubertragungsnetzen, die sich auf grenziiberschreitende
Lastfliisse auswirken. Im Interesse eines wirklich integrierten Strommarkts miissen die derzeitigen Vorschriften fiir
die Kapazititsvergabe, das Engpassmanagement und den Stromhandel weiter harmonisiert werden. Diese
Verordnung enthilt daher harmonisierte Mindestvorschriften fiir die letztlich einheitliche Day-Ahead- und
Intraday-Marktkopplung, damit ein klarer Rechtsrahmen fiir ein effizientes und modernes System der
Kapazititsvergabe und des Engpassmanagements vorliegt, das zum Vorteil der Verbraucher den unionsweiten
Stromhandel erleichtert, eine effizientere Nutzung des Netzes ermoglicht und den Wettbewerb verbessert.

(4)  Um die einheitliche Day-Ahead- und Intraday-Marktkopplung realisieren zu konnen, muss die verfiigbare grenz-
iiberschreitende Kapazitdt von den Ubertragungsnetzbetreibern (im Folgenden ,UNB“) auf koordinierte Weise
berechnet werden. Zu diesem Zweck sollten sie ein gemeinsames Netzmodell bilden, das fiir jede Stunde
Schitzungen zu Stromerzeugung, Last und Netzstatus einschlielt. Die verfiigbare Kapazitit sollte in der Regel
anhand der sogenannten lastflussbasierten Berechnungsmethode berechnet werden, d. h. einer Methode, bei der
beriicksichtigt wird, dass Strom iiber verschiedene Pfade flieBen kann, und bei der die verfugbare Kapazitit in
stark voneinander abhingigen Netzen optimiert wird. Die verfugbare grenziiberschreitende Kapazitit sollte eine
der zentralen Eingangsgrofen fiir die weitere Berechnung sein, bei der alle Gebote und Angebote in der Union,
die von den Stromborsen gesammelt werden, abgeglichen werden, wobei die verfiigbare grenziiberschreitende
Kapazitit auf wirtschaftlich optimale Weise beriicksichtigt wird. Die einheitliche Day-Ahead- und die Intraday-
Marktkopplung gewihrleisten, dass der Strom in der Regel aus Niedrigpreisgebieten in Hochpreisgebiete fliefst.

(5)  Der Marktkopplungsbetreiber (im Folgenden ,MKB“) verwendet einen bestimmten Algorithmus fiir die optimale
Zusammenfithrung von Geboten und Angeboten. Die Ergebnisse der Berechnung sollten allen Strombérsen auf
nicht diskriminierender Grundlage zur Verfiigung gestellt werden. Die Stromborsen sollten ihre Kunden
ausgehend von den Ergebnissen der vom MKB vorgenommenen Berechnung iiber die erfolgreichen Gebote und
Angebote informieren. Die Energie sollte dann entsprechend den Ergebnissen der MKB-Berechnung im Netz

(") ABLL211vom 14.8.2009, S.15.
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tibertragen werden. Die Verfahren fiir die einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung und fur die Intraday-
Marktkopplung sind &hnlich, mit dem Unterschied, dass bei der Intraday-Marktkopplung ein kontinuierlicher
untertigiger Prozess verwendet werden sollte und nicht eine einzige Berechnung wie bei der Day-Ahead-
Marktkopplung.

(6)  Die Kapazititsberechnung fir den Day-Ahead-Marktzeitbereich und fiir den Intraday-Marktzeitbereich sollte
zumindest auf regionaler Ebene koordiniert werden, um eine zuverlassige Kapazititsberechnung zu gewiahrleisten
und um sicherzustellen, dass dem Markt optimale Kapazitit zur Verfugung gestellt wird. Es sollten gemeinsame
Methoden fiir die regionale Kapazititsberechnung geschaffen werden, um die Input-Daten, den Berechnungsansatz
und die Validierungsanforderungen festzulegen. Angaben zur verfiigbaren Kapazitit sollten durch einen
effizienten Kapazititsberechnungsprozess auf der Grundlage der neuesten Informationen zeitnah aktualisiert
werden.

(7)  Fir die Berechnung der zoneniibergreifenden Kapazitit gibt es zwei zuldssige Ansdtze: den lastflussgestiitzten
Ansatz und den Ansatz, der auf der koordinierten Nettoiibertragungskapazitit beruht. Der lastflussgestiitzte
Ansatz sollte als primires Verfahren fur die Berechnung der Day-Ahead- und der Intraday-Kapazitit verwendet
werden, wenn bei der zoneniibergreifenden Kapazitit zwischen Gebotszonen eine hohe gegenseitige Abhingigkeit
besteht. Der lastflussbasierte Ansatz sollt erst eingefithrt werden, nachdem die Marktteilnehmer konsultiert
wurden und ihnen ausreichend Vorbereitungszeit fiir einen reibungslosen Ubergang gewihrt wurde. Der Ansatz
der koordinierten Nettoiibertragungskapazitit sollte nur in Regionen angewandt werden, in denen bei der
zoneniibergreifenden Kapazitit eine geringere gegenseitige Abhingigkeit besteht, und wenn nachgewiesen werden
kann, dass der lastflussgestiitzte Ansatz keinen zusitzlichen Nutzen hervorbringen wiirde.

(8)  Fir die einheitliche Day-Ahead- und die Intraday-Marktkopplung sollte ein gemeinsames Netzmodell, das das
europdische Verbundnetz abbildet, erstellt werden, damit die zoneniibergreifende Kapazitit auf koordinierte Weise
berechnet werden kann. Das gemeinsame Netzmodell sollte ein Modell des Ubertragungsnetzes mit dem Standort
der Erzeugungseinheiten und der Lasteinheiten umfassen, die fir die Berechnung der zoneniibergreifenden
Kapazitit relevant sind. Die Bereitstellung genauer und zeitnaher Informationen durch jeden UNB ist fiir die
Erstellung des gemeinsamen Netzmodells von grundlegender Bedeutung.

(9)  Jeder UNB sollte verpflichtet sein, fiir sein Netz ein Einzelnetzmodell zu erstellen und es an die UNB
weiterzuleiten, die fir ihre Zusammenfilhrung in ein gemeinsames Netzmodell verantwortlich sind. Die
Einzelnetzmodelle sollten Informationen von den Erzeugungseinheiten und den Lasteinheiten enthalten.

(10) Die UNB sollten gemeinsame Entlastungsmafnahmen wie das Countertrading oder das Redispatching verwenden,
um sowohl interne als auch zoneniibergreifende Engpisse zu bewiltigen. Die UNB sollten die Nutzung von
Entlastungsmafinahmen bei der Kapazititsberechnung koordinieren, um eine effizientere Kapazititsvergabe zu
fordern und unnétige Beschrinkungen der grenziiberschreitenden Kapazitit zu vermeiden.

(11)  Gebotszonen, die die Verteilung von Angebot und Nachfrage widerspiegeln, sind ein Eckpfeiler des
marktbasierten Stromhandels und eine Voraussetzung dafiir, dass das Potenzial der Kapazititsvergabemethoden,
einschlieflich der lastflussgestiitzten Methode, in vollem Umfang genutzt wird. Gebotszonen sollten daher so
festgelegt werden, dass sie ein effizientes Engpassmanagement und einen insgesamt effizienten Markt sicherstellen.
Gebotszonen konnen spiter durch Teilung, Zusammenlegung oder Anpassung der Zonengrenzen gedndert
werden. Die Gebotszonen sollten fiir alle Marktzeitbereiche identisch sein. Das in dieser Verordnung vorgesehene
Verfahren zur Uberpriifung der Gebotszonenkonfigurationen wird bei der Ermittlung struktureller Engpisse eine
wichtige Rolle spielen und eine effizientere Abgrenzung der Gebotszonen ermaglichen.

(12) Die UNB sollten ein koordiniertes Redispatching von grenziibergreifender Bedeutung oder ein Countertrading auf
regionaler oder iiberregionaler Ebene umsetzen. Das Redispatching von grenziibergreifender Bedeutung oder das
Countertrading sollten mit dem Redispatching oder Countertrading innerhalb der Regelzone abgestimmt werden.

(13)  Fiir den Day-Ahead- und den Intraday-Marktzeitbereich sollte Kapazitit anhand von Methoden der impliziten
Vergabe vergeben werden, insbesondere anhand von Methoden, bei denen Strom und Kapazitit zusammen
vergeben werden. Im Falle der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung sollte diese Methode aus einer impliziten
Auktion und im Falle der einheitlichen Intraday-Marktkopplung aus der kontinuierlichen impliziten Vergabe
bestehen. Voraussetzung fiir die Methode der impliziten Auktion sollte eine effektive und zeitnahe Koordinierung
zwischen den UNB, Strombérsen und weiteren Beteiligten sein, damit eine effiziente Kapazititsvergabe und ein
effizientes Engpassmanagement sichergestellt sind.

(14)  Aus Effizienzgriinden und zur moglichst schnellen Umsetzung der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und
der einheitlichen Intraday-Marktkopplung sollten die einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung und die einheitliche
Intraday-Marktkopplung, soweit angezeigt, auf vorhandene Marktteilnehmer und bereits umgesetzte Losungen
zuriickgreifen, ohne den Wettbewerb durch neue Marktteilnehmer auszuschliefen.



L 197/26 Amtsblatt der Européischen Union 25.7.2015

(15) Die Kommission kann in Zusammenarbeit mit der Agentur firr die Zusammenarbeit der Energieregulierungs-
behorden (im Folgenden ,Agentur) eine einzige regulierte Funktionseinheit schaffen oder benennen, die
gemeinsame MKB-Funktionen im Zusammenhang mit dem Betrieb der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung
und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung ausfiihrt.

(16) Die Entwicklung von liquideren Intraday-Mirkten, die den Parteien die Moglichkeit bieten, ihre Positionen ndher
an der Echtzeit auszugleichen, sollte dazu beitragen, die Integration erneuerbarer Energien in den Strommarkt der
Union zu erleichtern und dadurch wiederum das Erreichen der Ziele der Erneuerbare-Energien-Politik férdern.

(17) Die zoneniibergreifende Day-Ahead-Kapazitit und die zoneniibergreifende Intraday-Kapazitit sollten verbindlich
sein, um eine effektive grenziiberschreitende Vergabe zu ermdglichen.

(18) Damit implizite Auktionen unionsweit stattfinden konnen, muss ein unionsweiter Preiskopplungsprozess
gewihrleistet sein. Dieser Prozess sollte Beschrankungen der Ubertragungskapazitit und Vergabebeschrinkungen
berticksichtigen und so konzipiert sein, dass seine Anwendung oder Ausdehnung in der gesamten Union sowie
die Entwicklung kiinftiger neuer Produktarten méglich sind.

(19)  Stromborsen sammeln fiir unterschiedliche Zeitbereiche Gebote und Angebote, die als Input fiir die Kapazitdtsbe-
rechnung im einheitlichen Day-Ahead- und Intraday-Marktkopplungsprozess notwendig sind. Die Vorschriften
dieser Verordnung fiir den Stromhandel erfordern daher einen institutionellen Rahmen fir Strombérsen.
Gemeinsame Anforderungen an die Benennung nominierter Strommarktbetreiber (nominated electricity market
operators) (im Folgenden ,NEMOs®) und an ihre Aufgaben sollten die Erreichung der Ziele der Verordnung (EG)
Nr. 714/2009 erleichtern und dafiir sorgen, dass die einheitliche Day-Ahead- und die Intraday-Marktkopplung
den Binnenmarkt gebiihrend beriicksichtigen.

(20) Die Einfilhrung eines einheitlichen Day-Ahead- und Intraday-Marktkopplungsprozesses erfordert die
Zusammenarbeit potenziell konkurrierender Stromboérsen, um gemeinsame Marktkopplungsfunktionen schaffen
zu konnen. Daher sind die Aufsicht und die Einhaltung der Wettbewerbsvorschriften fiir diese gemeinsamen
Funktionen von grofSter Bedeutung.

(21)  Trotz der Entwicklung eines zuverldssigen Algorithmus fiir die Abgleichung von Geboten und Angeboten und
trotz geeigneter Back-up-Verfahren kann es Situationen geben, in denen der Preiskopplungsprozess keine
Ergebnisse hervorbringen kann. Daher miissen Ausweichlosungen auf nationaler und regionaler Ebene
vorgesehen werden, damit eine Kapazititsvergabe dennoch maoglich ist.

(22) Fiir den Intraday-Marktzeitbereich sollte eine zuverldssige Bepreisung der Ubertragungskapazitit eingefiihrt
werden, die Engpésse bei Kapazititsknappheit widerspiegelt.

(23)  Kosten, die auf effiziente Weise angefallen sind, um die Verbindlichkeit von Kapazitit sicherzustellen und um
Verfahren fur die Einhaltung dieser Verordnung einzufithren, sollten iiber Netzentgelte oder geeignete
Mechanismen zeitnah gedeckt werden. NEMOS sollten, auch wenn sie MKB-Funktionen ausfithren, Anspruch auf
Deckung der ihnen entstandenen Kosten haben, sofern diese auf effiziente Weise angefallen, angemessen und
verhdltnismafig sind.

(24)  Vor dem Beginn der Umsetzung sollten Regeln fiir die Aufteilung der gemeinsamen Kosten einer einheitlichen
Day-Ahead-Marktkopplung und einer einheitlichen Intraday-Marktkopplung zwischen den NEMOs und den UNB
aus verschiedenen Mitgliedstaaten vereinbart werden, um Verzdgerungen oder Streitigkeiten wegen der
Kostenteilung zu vermeiden.

(25) Die Zusammenarbeit zwischen den UNB, NEMOs und Regulierungsbehérden ist notwendig, um die Vollendung
und das effiziente Funktionieren des Elektrizititsbinnenmarkts zu fordern und das optimale Management, den
koordinierten Betrieb und eine solide technische Entwicklung des Ubertragungsnetzes in der Union zu
gewihrleisten. Die UNB, NEMOs und Regulierungsbehorden sollten die Synergien nutzen, die sich aus Projekten
fur die Kapazititsvergabe und das Engpassmanagement ergeben und die zur Entwicklung des Elektrizititsbin-
nenmarktes beitragen. Sie sollten auf den gewonnenen Erfahrungen aufbauen, die getroffenen Entscheidungen
beachten und Losungen verwenden, die im Rahmen dieser Projekte entwickelt wurden.

(26)  Zur Gewihrleistung der engen Zusammenarbeit zwischen den UNB, NEMOs und Regulierungsbehorden sollte ein
stabiler, zuverldssiger und diskriminierungsfreier Governance-Rahmen der Union fiir die einheitliche Day-Ahead-
Marktkopplung und fiir die einheitliche Intraday-Marktkopplung geschaffen werden.



25.7.2015 Amtsblatt der Europdischen Union L 19727

(27)  Das Ziel dieser Verordnung, nimlich die Einfithrung einer einheitlichen Day-Ahead- und Intraday-Marktkopplung,
kann ohne bestimmte harmonisierte Vorschriften fur die Kapazititsberechnung, das Engpassmanagement und den
Stromhandel nicht mit Erfolg erreicht werden.

(28) Die einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung und die einheitliche Intraday-Marktkopplung sollten jedoch nur
schrittweise verwirklicht werden, da der Regulierungsrahmen fiir den Stromhandel und die physische Struktur des
Ubertragungsnetzes betrichtliche Unterschiede zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten und Regionen aufweisen.
Die Einfithrung der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung
erfordert daher eine allmihliche Angleichung der bestehenden Methoden fiir die Kapazititsberechnung, die
Kapazititsvergabe und das Engpassmanagement. Die einheitliche Intraday-Marktkopplung und die einheitliche
Day-Ahead-Marktkopplung kénnen daher im Bedarfsfall als Zwischenschritt auf regionaler Ebene eingefiihrt
werden.

(29) Die einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung und die einheitliche Intraday-Marktkopplung setzen die Einfithrung
harmonisierter Hochst- und Mindestclearingpreise voraus, die zur Stirkung der Investitionsbedingungen fiir
sichere Kapazitit und fir die langfristige Versorgungssicherheit sowohl innerhalb der Mitgliedstaaten als auch
zwischen ihnen beitragen.

(30)  Angesichts der auBergewohnlich komplexen und detaillierten Modalititen und Methoden, die fiir die vollstindige
Anwendung der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung
erforderlich sind, sollten bestimmte detaillierte Modalititen und Methoden von den UNB und den NEMOs
entwickelt und von den Regulierungsbehorden genehmigt werden. Die Entwicklung bestimmter Modalititen oder
Methoden durch die UNB und Strombérsen und ihre spitere Genehmigung durch die Regulierungsbehérden
dirfen jedoch die Vollendung des Elektrizititsbinnenmarktes nicht verzogern. Daher miissen spezielle
Bestimmungen iiber die Zusammenarbeit zwischen den UNB, den NEMOs und den Regulierungsbehérden
vorgesehen werden.

(31) Gemaf Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 713/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates (') sollte die
Agentur eine Entscheidung treffen, wenn die zustindigen nationalen Regulierungsbehorden keine Einigung auf
gemeinsame Modalititen oder Methoden erzielen konnen.

(32) Diese Verordnung wurde in enger Zusammenarbeit mit der ACER, dem ENTSO (Strom) und den Interessentrigern
erarbeitet, um wirksame, ausgewogene und angemessene Vorschriften auf transparente und partizipative Weise zu
erlassen. Gemdfd Artikel 18 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 wird die Kommission die ACER, den
ENTSO (Strom) und andere relevante Interessentriger, insbesondere die NEMOs, konsultieren, bevor sie
Anderungen dieser Verordnung vorschligt.

(33) Diese Verordnung erginzt Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 in Einklang mit den in Artikel 16 der
genannten Verordnung festgelegten Grundsitzen.

(34) Aufgrund der grolen Herausforderungen, die mit der Einfihrung der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung
und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung in den derzeitigen Markt Irlands und Nordirlands verbunden sind,
wird dieser zurzeit in erheblichem Umfang neu gestaltet. Die Umsetzung von Teilen dieser Verordnung erfordert
daher zusitzliche Zeit, wobei eine Reihe von Ubergangsregelungen eingefiihrt wird.

(35) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des gemifl Artikel 23
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 eingesetzten Ausschusses —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
TITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Gegenstand und Anwendungsbereich

1. In dieser Verordnung werden detaillierte Leitlinien fiir die Vergabe grenziiberschreitender Kapazitit und fur das
Engpassmanagement auf dem Day-Ahead-Markt und dem Intraday-Markt festgelegt; dies schliefit Anforderungen an die
Erarbeitung gemeinsamer Methoden zur Ermittlung der gleichzeitig zwischen Gebotszonen zur Verfigung stehenden
Kapazititsmengen, Kriterien fiir die Bewertung der Effizienz und ein Uberpriifungsverfahren fiir die Abgrenzung der
Gebotszonen ein.

(") Verordnung (EG) Nr. 713/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Griindung einer Agentur fiir die
Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehorden (ABL L 211 vom 14.8.2009, S. 1).



L 197/28 Amtsblatt der Europdischen Union 25.7.2015

2. Diese Verordnung gilt fiir alle Ubertragungsnetze und Verbindungsleitungen in der Union mit Ausnahme der
Ubertragungsnetze auf Inseln, die nicht iiber Verbindungsleitungen mit anderen Ubertragungsnetzen verbunden sind.

3. In Mitgliedstaaten mit mehr als einem Ubertragungsnetzbetreiber gilt diese Verordnung fiir alle Ubertragungsnetz-
betreiber innerhalb dieses Mitgliedstaats. Hat ein Ubertragungsnetzbetreiber keine Funktion, die fiir eine oder mehrere
Verpflichtungen aus dieser Verordnung relevant ist, konnen die Mitgliedstaaten vorsehen, dass die Verantwortung fur die
Einhaltung dieser Verpflichtungen einem oder mehreren anderen Ubertragungsnetzbetreibern zugewiesen wird.

4. Die einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung und die einheitliche Intraday-Marktkopplung der Union kénnen in der
Schweiz titigen Marktbetreibern und UNB offen stehen, sofern die nationalen Rechtsvorschriften dieses Landes die
wichtigsten Bestimmungen der Rechtsvorschriften der Union fiir den Strommarkt umsetzen und ein zwischenstaatliches
Abkommen iiber die Zusammenarbeit zwischen der Union und der Schweiz im Strombereich besteht.

5. Vorbehaltlich der Erfillung der Bedingungen in vorstchendem Absatz 4 entscheidet die Kommission auf der
Grundlage einer Stellungnahme der Agentur tiber die Beteiligung der Schweiz an der einheitlichen Day-Ahead-
Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung. Die Rechte und Pflichten der schweizerischen NEMOs
und UNB, die sich an der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung beteiligen, entsprechen den Rechten und Pflichten der
in der Union titigen NEMOs und UNB, damit ein reibungsloses Funktionieren der auf Unionsebene umgesetzten Systeme
der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung sowie gleiche Ausgangsbe-
dingungen fiir alle Interessentriger ermaoglicht werden.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Fir die Zwecke dieser Verordnung gelten die Begriffsbestimmungen des Artikels 2 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009,
des Artikels 2 der Verordnung (EU) Nr. 543/2013 (') der Kommission und des Artikels 2 der Richtlinie 2009/72/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates ().

Zusitzlich gelten folgende Begriffsbestimmungen:

1. ,Einzelnetzmodell“ bezeichnet einen von den zustindigen UNB erstellten Datensatz, der die Merkmale des
elektrischen Energiesystems (Erzeugung, Last und Netztopologie) und die dazugehérigen Regeln fiir die Anderung
dieser Merkmale wihrend der Kapazititsberechnung beschreibt und der zur Bildung des gemeinsamen Netzmodells
mit den iibrigen Einzelnetzmodellkomponenten zusammengefithrt werden muss;

2. ,gemeinsames Netzmodell“ bezeichnet einen von verschiedenen UNB vereinbarten unionsweiten Datensatz, der die
Hauptmerkmale des elektrischen Energiesystems (Erzeugung, Last und Netztopologie) und die Regeln fiir die
Anderung dieser Merkmale wihrend des Kapazititsberechnungsprozesses beschreibt;

3. ,Kapazititsberechnungsregion” bezeichnet das geografische Gebiet, in dem die koordinierte Kapazititsberechnung
vorgenommen wird;

4. ,Szenario® bezeichnet den fiir einen bestimmten Zeitbereich prognostizierten Status des elektrischen Energiesystems;
5. ,Nettoposition“ bezeichnet den Saldo der Stromexporte und -importe einer Gebotszone pro Marktzeiteinheit;

6. ,Vergabebeschrankungen® bezeichnet die Beschrinkungen, die bei der Kapazititsvergabe einzuhalten sind, um das
Ubertragungsnetz innerhalb der Betriebssicherheitsgrenzwerte zu halten, und die nicht durch zoneniibergreifende
Kapazitit abgebildet wurden oder die zur Verbesserung der Effizienz der Kapazititsvergabe erforderlich sind;

7. .Betriebssicherheitsgrenzwerte“ bezeichnet die fir den sicheren Netzbetrieb zuldssigen Betriebsgrenzwerte wie
thermische Grenzwerte, Spannungsgrenzwerte, Kurzschlussstromgrenzwerte, Frequenzgrenzwerte und Grenzwerte
fir die dynamische Stabilitit;

8. ,Ansatz der koordinierten Nettoiibertragungskapazitit (NTC)“ bezeichnet die Kapazitdtsberechnungsmethode, die
auf dem Grundsatz beruht, dass ein maximaler Austausch von Energie zwischen angrenzenden Gebotszonen ex-ante
gepriift und festgelegt wird;

() Verordnung (EU) Nr. 543/2013 der Kommission vom 14. Juni 2013 iiber die Ubermittlung und die Veréffentlichung von Daten in
Strommirkten und zur Anderung des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 des Européischen Parlaments und des Rates
(ABL.L163 vom 15.6.2013, S. 1).

(% Richtlinie 2009/72/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 iiber gemeinsame Vorschriften fiir den Elektrizi-
tatsbinnenmarkt und zur Authebung der Richtlinie 2003/54/EG (ABI. L 211 vom 14.8.2009, S. 55).
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9. lastflussbasierter Ansatz* bezeichnet eine Methode der Kapazititsberechnung, bei der die Energieaustausche
zwischen Gebotszonen durch die Energieflussverteilungsfaktoren und die auf den kritischen Netzelementen
verfiigbaren Margen begrenzt werden;

10. ,Ausfall bezeichnet die ermittelte und mogliche oder die bereits eingetretene Storung eines Elements und schlieft
nicht nur die Elemente des Ubertragungsnetzes ein, sondern auch wichtige Netznutzer und Elemente des
Verteilernetzes, sofern diese fiir die Betriebssicherheit des Ubertragungsnetzes relevant sind;

11. ,koordinierter Kapazititsberechner” bezeichnet die Funktionseinheit oder Funktionseinheiten, die die Aufgabe hat/
haben, die Ubertragungskapazitit auf regionaler Ebene oder dariiber zu berechnen;

12. ,Erzeugungsverlagerungsschliissel“ bezeichnet eine Methode, mit der die Anderung einer Nettoposition einer
bestimmten Gebotszone in Schitzwerte fiir eine Zunahme oder Senkung der Einspeisung im gemeinsamen
Netzmodell umgerechnet wird;

13. ,Entlastungsmafnahme* bezeichnet jede Mafnahme, die von einem oder mehreren UNB manuell oder automatisch
zur Wahrung der Betriebssicherheit angewendet wird;

14. ,Zuverldssigkeitsmarge“ bezeichnet die Verringerung der zoneniibergreifenden Kapazitit, um Unsicherheiten bei der
Kapazititsberechnung abzudecken;

15. ,Marktzeit“ bedeutet mitteleuropaische Sommerzeit oder mitteleuropéische Zeit, je nachdem, welche gerade gilt;
16. ,Engpasserlose bezeichnet die aus der Kapazititsvergabe resultierenden Einnahmen;

17. ,Marktengpass“ bezeichnet eine Situation, in der die O6konomische Wohlfahrt der einheitlichen Day-Ahead-
Marktkopplung oder der einheitlichen Intraday-Marktkopplung durch Beschrinkungen der zoneniibergreifenden
Kapazitit oder durch Vergabebeschrankungen begrenzt wurde;

18. ,physikalischer Engpass“ bezeichnet eine netztechnische Situation, in der vorhergesagte oder aufgetretene Lastfliisse
nicht mit den thermischen Grenzwerten der Netzelemente und den Spannungsgrenzwerten oder den Winkelstabili-
tatsgrenzwerten des elektrischen Energiesystems iibereinstimmen;

19. ,struktureller Engpass* bezeichnet einen Engpass im Ubertragungsnetz, der eindeutig festgestellt werden kann,
vorhersehbar ist, geografisch tiber lingere Zeit stabil bleibt und unter normalen Bedingungen des elektrischen
Energiesystems hdufig wiederholt auftritt;

20. ,Abgleichung (Matching)“ bezeichnet den Handelsmodus, bei dem Verkaufsauftrige passenden Kaufauftrigen
zugeordnet werden, um die Okonomische Wohlfahrt der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung oder der
einheitlichen Intraday-Marktkopplung zu maximieren;

21. ,Auftrag® bezeichnet die von einem Marktteilnehmer geduflerte Absicht, Energie oder Kapazitit vorbehaltlich
bestimmter Ausfithrungsbedingungen zu kaufen oder zu verkaufen;

22. ,abgeglichene Auftrige” bezeichnet alle Kauf- und Verkaufsauftrige, die durch den Preiskopplungsalgorithmus oder
den Abgleichungsalgorithmus fiir den kontinuierlichen Handel abgeglichen wurden;

23. ,nominierter Strommarktbetreiber* (,NEMO®, von: nominated electricity market operator) bezeichnet -eine
Funktionseinheit, die von der zustindigen Behorde fir die Ausiibung von Aufgaben im Zusammenhang mit der
einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung oder der einheitlichen Intraday-Marktkopplung benannt wurde;

24. ,gemeinsames Auftragsbuch” bezeichnet ein Modul im System der kontinuierlichen Intraday-Marktkopplung, das alle
abzugleichenden Auftrige der an der einheitlichen Intraday-Marktkopplung teilnehmenden NEMOs erfasst und diese
Auftrage fortlaufend abgleicht;

25. ,Handelstransaktion“ bezeichnet einen oder mehrere abgeglichene Auftrige;

26. ,einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung” bezeichnet das Auktionsverfahren, bei dem Auftrige, die gesammelt
werden, miteinander abgeglichen werden und gleichzeitig zoneniibergreifende Kapazitit fir verschiedene
Gebotszonen auf dem Day-Ahead-Markt vergeben wird;

27. ,einheitliche Intraday-Marktkopplung® bezeichnet das kontinuierliche Verfahren, bei dem Auftrige, die gesammelt
werden, miteinander abgeglichen werden und gleichzeitig zoneniibergreifende Kapazitit fir verschiedene
Gebotszonen auf dem Intraday-Markt vergeben wird;

28. ,Preiskopplungsalgorithmus” bezeichnet den Algorithmus, der bei der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung fiir
die gleichzeitige Abgleichung von Auftrdgen und Vergabe zoneniibergreifender Kapazititen verwendet wird;

29. ,Abgleichungsalgorithmus fir den kontinuierlichen Handel“ bezeichnet den Algorithmus, der bei der einheitlichen
Intraday-Marktkopplung fir die fortlaufende Abgleichung von Auftrigen und Vergabe zoneniibergreifender
Kapazititen verwendet wird;
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30. ,Marktkopplungsbetreiberfunktion (MKB-Funktion)* bezeichnet die Aufgabe, Auftrige von den Day-Ahead- und den
Intraday-Mirkten fir verschiedene Gebotszonen abzugleichen und gleichzeitig zoneniibergreifende Kapazititen zu
vergeben;

31. ,Clearingpreis“ bezeichnet den Preis, der am Strommarkt durch die Abgleichung des hochsten angenommenen
Verkaufsauftrags mit dem niedrigsten angenommenen Kaufauftrag ermittelt wird;

32. fahrplanbezogener Austausch“ bezeichnet die fiir jede Marktzeiteinheit und fiir eine bestimmte Richtung
fahrplanmifig geplante Stromiibertragung zwischen geografischen Gebieten;

33. ,Berechner des fahrplanbezogenen Austauschs“ bezeichnet die Funktionseinheit oder Funktionseinheiten, die die
Aufgabe hatfhaben, fahrplanbezogene Austausche zu berechnen;

34. ,Day-Ahead-Marktzeitbereich“ bezeichnet den Zeitbereich des Strommarkts bis zum Day-Ahead-Marktschluss-
zeitpunkt, innerhalb dessen fiir jede Marktzeiteinheit Produkte am Tag vor der Lieferung gehandelt werden;

35. ,Day-Ahead-Verbindlichkeitszeitpunkt® bezeichnet den Zeitpunkt, nach dem zonentibergreifende Kapazitit
verbindlich wird;

36. ,Day-Ahead-Marktschlusszeitpunkt® bezeichnet den Zeitpunkt, bis zu dem Auftrige am Day-Ahead-Markt
angenommen werden;

37. ,Intraday-Marktzeitbereich“ bezeichnet den Zeitbereich des Strommarktes nach dem Zeitpunkt der Offnung des
zoneniibergreifenden Intraday-Marktes und vor dem Zeitpunkt der Schliefung des zoneniibergreifenden Intraday-
Marktes, innerhalb dessen fiir jede Marktzeiteinheit Produkte gehandelt werden, bevor die gehandelten Produkte
geliefert werden;

38. ,Zeitpunkt der Offnung des zoneniibergreifenden Intraday-Marktes“ bezeichnet den Zeitpunkt, ab dem zoneniiber-
greifende Kapazitit zwischen Gebotszonen fur eine bestimmte Marktzeiteinheit und fiir eine bestimmte Gebotszo-
nengrenze freigegeben wird;

39. ,Zeitpunkt der SchlieSung des zoneniibergreifenden Intraday-Marktes“ bezeichnet den Zeitpunkt, ab dem die
Vergabe zoneniibergreifender Kapazitit fir eine bestimmte Marktzeiteinheit nicht mehr zuldssig ist;

40. ,Kapazititsmanagementmodul“ bezeichnet ein System, das aktuelle Informationen iiber die verfiigbare zonentiiber-
greifende Kapazitdt fur die Vergabe zoneniibergreifender Intraday-Kapazitdt enthalt;

41. ,nicht standardmafiges Intraday-Produkt“ bezeichnet ein Produkt fiir die kontinuierliche Intraday-Marktkopplung fiir
eine nicht konstante Lieferung von Energie oder fur einen Zeitraum von mehr als einer Marktzeiteinheit, das
besondere Merkmale aufweist und dafiir konzipiert wurde, Netzbetriebspraktiken oder Markterfordernissen gerecht
zu werden; Beispiele hierfiir sind unter anderem Auftrige, die mehrere Marktzeiteinheiten abdecken, oder Produkte,
die die Anlaufkosten von Erzeugungseinheiten widerspiegeln;

42. ,zentrale Gegenpartei“ bezeichnet die Funktionseinheit oder Funktionseinheiten, die die Aufgabe hat/haben, Vertrige
mit Marktteilnehmern durch Novation der aus dem Abgleichungsprozess resultierenden Vertrige zu schlieffen und
die Ubertragung der aus der Kapazititsvergabe resultierenden Nettopositionen zusammen mit anderen zentralen
Gegenparteien oder Transportagenten zu organisieren;

43. Transportagent” bezeichnet die Funktionseinheit oder Funktionseinheiten, die die Aufgabe hat/haben,
Nettopositionen zwischen verschiedenen zentralen Gegenparteien zu iibertragen;

44. Verbindlichkeit” bezeichnet eine Garantie dafiir, dass Rechte an zoneniibergreifender Kapazitit unverindert bleiben
und dass eine Entschidigung gezahlt wird, falls sie dennoch gedndert werden;

45. ,hohere Gewalt“ bezeichnet alle unvorhersehbaren oder ungewohnlichen Ereignisse oder Situationen, die sich der
zumutbaren Kontrolle eines UNB entziehen und nicht auf ein Verschulden des UNB zuriickgehen, die nicht durch
angemessene Vorsorge- oder Sorgfaltsmafinahmen vermieden oder iiberwunden werden konnen, die nicht durch
dem UNB technisch, finanziell oder wirtschaftlich zumutbare Manahmen behoben werden konnen, die tatsichlich
eingetreten und objektiv verifizierbar sind und die es dem UNB voriibergehend oder dauerhaft unméglich machen,
seinen Verpflichtungen gemidf dieser Verordnung nachzukommen;

46. ,0konomische Wohlfahrt der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung oder der einheitlichen Intraday-
Marktkopplung® bezeichnet die Summe i) der Produzentenrente der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung oder
der einheitlichen Intraday-Marktkopplung fiir den relevanten Zeitraum, ii) der Konsumentenrente der einheitlichen
Day-Ahead-Marktkopplung oder der einheitlichen Intraday-Marktkopplung, iii) der Engpasserlose und iv) sonstiger
damit verbundener Kosten und Nutzeffekte, sofern diese die wirtschaftliche Effizienz im relevanten Zeitraum
erhohen, wobei die Produzentenrente und die Konsumentenrente die Differenz sind zwischen den angenommenen
Auftragen und dem Clearingpreis pro Energieeinheit, multipliziert mit dem Energievolumen der Auftrige.
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Artikel 3
Ziele der Zusammenarbeit bei der Kapazititsvergabe und dem Engpassmanagement

Mit dieser Verordnung werden die folgenden Ziele verfolgt:

a) Forderung eines wirksamen Wettbewerbs in den Bereichen Stromerzeugung, -handel und -versorgung;
b) Gewihrleistung einer optimalen Nutzung der Ubertragungsinfrastruktur;

¢) Gewihrleistung der Betriebssicherheit;

d) Optimierung der Berechnung und der Vergabe zoneniibergreifender Kapazitit;

€¢) Gewihrleistung einer fairen und nicht diskriminierenden Behandlung der UNB, der NEMOs, der Agentur, der
Regulierungsbehorden und der Marktteilnehmer;

f) Gewihrleistung und Verbesserung der Transparenz und der Zuverldssigkeit von Informationen;
g) Beitrag zum effizienten langfristigen Betrieb und Ausbau des Ubertragungsnetzes und Stromsektors in der Union;

h) Beriicksichtigung der Notwendigkeit eines fairen und geordneten Marktes sowie einer fairen und geordneten
Preisbildung;

i) Schaffung gleicher Ausgangsbedingungen fiir die NEMOs;

j) Bereitstellung eines nicht diskriminierenden Zugangs zu zoneniibergreifender Kapazitit.

Artikel 4
Benennung der NEMOs und Aufhebung der Benennung

1. Jeder Mitgliedstaat, der elektrisch mit einer Gebotszone in einem anderen Mitgliedstaat verbunden ist, trigt dafiir
Sorge, dass spitestens vier Monate nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung ein oder mehrere NEMOs fiir die
Durchfithrung der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und/oder der einheitlichen Intraday-Marktkopplung benannt
werden. Zu diesem Zweck konnen inlindische und auslindische Marktbetreiber aufgefordert werden, sich um die
Benennung als NEMO zu bewerben.

2. Jeder betroffene Mitgliedstaat stellt sicher, dass in jeder Gebotszone in seinem Hoheitsgebiet mindestens ein NEMO
benannt wird. NEMOs werden zunichst fiir vier Jahre benannt. AufSer in Fillen, in denen Artikel 5 Absatz 1 gilt, lassen
die Mitgliedstaaten Bewerbungen um eine Benennung auf mindestens jahrlicher Basis zu.

3. Sofern die Mitgliedstaaten nichts anderes bestimmt haben, sind die Regulierungsbehorden die benennende Behorde,
die fiir die NEMO-Benennung, die Uberwachung der Einhaltung der Benennungskriterien und im Fall von gesetzlichen
nationalen Monopolen fir die Genehmigung der NEMO-Gebithren oder der Methode fiir die Berechnung der NEMO-
Gebiihren verantwortlich sind. Die Mitgliedstaaten konnen festlegen, dass andere Behorden als die Regulierungsbehorden
die benennende Behorde sind. In diesen Fillen sorgen die Mitgliedstaaten dafiir, dass die benennende Behorde dieselben
Rechte und Pflichten wie die Regulierungsbehorden hat, um ihre Aufgaben wirksam durchfiihren zu konnen.

4. Die benennende Behorde priift, ob die NEMO-Bewerber die Kriterien des Artikels 6 erfiillen. Diese Kriterien gelten
unabhingig davon, ob ein oder mehrere NEMOs benannt werden. Bei der Entscheidung iiber die Benennung von
NEMOs ist jede Diskriminierung zwischen den Bewerbern, insbesondere zwischen inlindischen und auslindischen
Bewerbern, zu vermeiden. Ist die benennende Behorde nicht die Regulierungsbehorde, muss die Regulierungsbehorde
eine Stellungnahme dazu abgeben, inwieweit der Bewerber die in Artikel 6 festgelegten Benennungskriterien erfiillt.
NEMO-Benennungen diirfen nur geméifl Artikel 5 Absatz 1 abgelehnt werden oder wenn die Benennungskriterien des
Artikels 6 nicht erfillt werden.

5. Ein in einem Mitgliedstaat benannter NEMO ist berechtigt, Day-Ahead- und Intraday-Handelsdienstleistungen mit
Lieferung in einem anderen Mitgliedstaat anzubieten. Es gelten die Handelsregeln in letzterem Mitgliedstaat, ohne dass
ein NEMO in diesem Mitgliedstaat benannt werden muss. Die benennenden Behorden iiberwachen alle NEMOs, die die
einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung undfoder die einheitliche Intraday-Marktkopplung in ihrem jeweiligen



L 197/32 Amtsblatt der Europdischen Union 25.7.2015

Mitgliedstaat vornehmen. Gemafs Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 sorgen die benennenden Behorden fiir
die Einhaltung dieser Verordnung durch alle NEMOs, die die einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung und/oder die
einheitliche Intraday-Marktkopplung in ihrem jeweiligen Mitgliedstaat vornehmen, unabhingig davon, wo die NEMOs
benannt wurden. Die fiir die NEMO-Benennung, die Uberwachung und Durchsetzung zustindigen Behorden tauschen
alle fur eine effiziente Aufsicht iiber die NEMO-Aktivititen notwendigen Informationen untereinander aus.

Ein benannter NEMO muss die benennende Behorde eines anderen Mitgliedstaats, in dem er eine einheitliche Day-
Ahead-Marktkopplung oder eine einheitliche Intraday-Marktkopplung vornehmen will, zwei Monate vor der Betriebs-
aufnahme von seiner Absicht in Kenntnis setzen.

6.  Als Ausnahme von Absatz 5 kann ein Mitgliedstaat Handelsdienstleistungen eines in einem anderen Mitgliedstaat
benannten NEMO ablehnen, wenn

a) in dem Mitgliedstaat oder in der Gebotszone des Mitgliedstaats, in dem bzw. in der die Lieferung erfolgt, ein
gesetzliches nationales Monopol fiir Day-Ahead- und Intraday-Handelsdienstleistungen gemifl Artikel 5 Absatz 1
besteht oder

b) der Mitgliedstaat, in dem die Lieferung erfolgt, darlegen kann, dass fur die unter Inanspruchnahme eines in einem
anderen Mitgliedstaat benannten NEMOS erfolgende Belieferung dieses Mitgliedstaats mit Strom, der auf den Day-
Ahead- und Intraday-Mirkten gekauft wurde, technische Hindernisse bestehen, die mit der Notwendigkeit
zusammenhingen, die Einhaltung der Ziele dieser Verordnung bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung der Betriebssi-
cherheit zu gewihrleisten, oder

¢) die Handelsvorschriften in dem belieferten Mitgliedstaat nicht vereinbar sind mit der Belieferung dieses Mitgliedstaats
mit Strom, der auf der Basis von Day-Ahead- und Intraday-Handelsdienstleistungen gekauft wurde, die von einem in
einem anderen Mitgliedstaat benannten NEMO erbracht werden, oder

d) der NEMO in dem Mitgliedstaat, in dem er benannt wurde, ein gesetzliches nationales Monopol gemifs Artikel 5 ist.

7. Im Fall einer Entscheidung zur Ablehnung von Day-Ahead- und/oder Intraday-Handelsdienstleistungen mit
Lieferung in einem anderen Mitgliedstaat teilt der zu beliefernde Mitgliedstaat dem NEMO und der benennenden Behorde
des Mitgliedstaats, in dem der NEMO benannt wurde, der Agentur und der Kommission seine Entscheidung mit. Die
Ablehnung ist ordnungsgemifs zu begriinden. In den in Absatz 6 Buchstaben b und c beschriebenen Fillen ist in der
Entscheidung zur Ablehnung von Handelsdienstleistungen mit Lieferung in einem anderen Mitgliedstaat auch darzulegen,
wie und bis wann die technischen Handelshindernisse iberwunden oder die inlindischen Handelsvorschriften mit den
Handelsdienstleistungen mit Lieferung in einem anderen Mitgliedstaat kompatibel gemacht werden konnen. Die
benennende Behorde des Mitgliedstaats, der die Handelsdienstleistungen ablehnt, prift die Entscheidung und
veroffentlicht eine Stellungnahme zu der Frage, wie die Hindernisse fiir Handelsdienstleistungen beseitigt werden konnen
bzw. wie die Vereinbarkeit der Handelsdienstleistungen mit den Handelsvorschriften hergestellt werden kann.

8.  Der Mitgliedstaat, in dem der NEMO benannt wurde, sorgt dafiir, dass die Benennung aufgehoben wird, wenn der
NEMO die Kriterien des Artikels 6 nicht mehr erfiillt und es ihm innerhalb von sechs Monaten nach der entsprechenden
Unterrichtung durch die benennende Behorde nicht gelingt, die Einhaltung der Kriterien wiederherzustellen. Falls die
Regulierungsbehorde fiir die Benennung und die Uberwachung nicht zustindig ist, wird sie zur Aufhebung der
Benennung konsultiert. Die benennende Behorde teilt der benennenden Behorde der anderen Mitgliedstaaten, in denen
der NEMO titig ist, mit, dass dieser die Kriterien nicht mehr erfiillt, und benachrichtigt gleichzeitig den NEMO.

9.  Ist eine benennende Behorde eines Mitgliedstaats der Ansicht, dass ein NEMO, der in seinem Land titig ist, jedoch
dort nicht benannt wurde, die Kriterien des Artikels 6 hinsichtlich seiner Tatigkeiten in diesem Land nicht mehr erfullt,
muss sie den NEMO iiber die Nichterfilllung unterrichten. Stellt der NEMO innerhalb von drei Monaten nach dieser
Unterrichtung die Einhaltung der Kriterien nicht wieder her, kann die benennende Behorde das Recht, Intraday- und
Day-Ahead-Handelsdienstleistungen in diesem Mitgliedstaat anzubieten, solange aussetzen, bis der NEMO die Einhaltung
wiederhergestellt hat. Die benennende Behorde unterrichtet die benennende Behorde des Mitgliedstaats, in dem der
NEMO benannt ist, die Agentur und die Kommission.

10.  Die benennende Behorde unterrichtet die Agentur tiber die Benennung und die Aufhebung der Benennung von
NEMOs. Die Agentur fithrt auf ihrer Website eine Liste der benannten NEMOs mit Angaben zu ihrem Status und dazu,
wo sie tdtig sind.

Artikel 5
Benennung von NEMOs im Fall eines gesetzlichen nationalen Monopols fiir Handelsdienstleistungen

1.  Falls in einem Mitgliedstaat oder in einer Gebotszone eines Mitgliedstaats zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Verordnung Dbereits ein gesetzliches nationales Monopol fiir Day-Ahead- und fir Intraday-Handelsdienstleistungen
besteht, das die Benennung von mehr als einem NEMO ausschliefSt, muss der betreffende Mitgliedstaat dies der
Kommission innerhalb von zwei Monaten nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung mitteilen und kann er die
Benennung von mehr als einem NEMO pro Gebotszone ablehnen.
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Falls es mehrere Bewerber fiir die Benennung als einzigen NEMO gibt, benennt der betreffende Mitgliedstaat den
Bewerber, der die in Artikel 6 aufgefithrten Kriterien am besten erfiillt. Lehnt ein Mitgliedstaat die Benennung von mehr
als einem NEMO pro Gebotszone ab, werden die NEMO-Gebithren fiir den Handel auf den Day-Ahead- und Intraday-
Mirkten rechtzeitig vor deren Inkrafttreten von der zustindigen nationalen Behorde festgelegt oder genehmigt oder es
werden die fiir ihre Berechnung verwendeten Methoden von ihr vorgegeben.

Der betreffende Mitgliedstaat kann gemaf8 Artikel 4 Absatz 6 auch grenziibergreifende Handelsdienstleistungen ablehnen,
die von einem in einem anderen Mitgliedstaat benannten NEMO angeboten werden; der Schutz von in diesem
Mitgliedstaat bestehenden Stromborsen vor wettbewerbsbedingten wirtschaftlichen Nachteilen ist jedoch kein giiltiger
Ablehnungsgrund.

2. Fir die Zwecke dieser Verordnung wird angenommen, dass ein gesetzliches nationales Monopol besteht, wenn im
nationalen Recht ausdriicklich festgelegt ist, dass in einem Mitgliedstaat oder in einer Gebotszone eines Mitgliedstaats
nicht mehr als eine Funktionseinheit Day-Ahead- und Intraday-Handelsdienstleistungen durchfiihren darf.

3. Zwei Jahre nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung tibermittelt die Kommission dem Europiischen Parlament
und dem Rat gemifS Artikel 24 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 einen Bericht iiber die Entwicklung der einheitlichen
Day-Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung in den Mitgliedstaaten mit besonderem
Schwerpunkt auf der Entwicklung des Wettbewerbs zwischen NEMOs. Auf der Grundlage dieses Berichts kann die
Kommission, falls ihrer Ansicht nach die Aufrechterhaltung gesetzlicher nationaler Monopole oder die anhaltende
Ablehnung eines Mitgliedstaats, den grenziiberschreitenden Handel durch einen in einem anderen Mitgliedstaat
benannten NEMO zuzulassen, nicht gerechtfertigt ist, geeignete legislative oder sonstige Mafinahmen fiir einen weiteren
Ausbau des Wettbewerbs und des Handels zwischen den Mitgliedstaaten und innerhalb der Mitgliedstaaten in Betracht
ziehen. Die Kommission nimmt in den Bericht auch eine Bewertung der Zustindigkeiten fiir die durch diese Verordnung
festgelegte einheitliche Day-Ahead- und Intraday-Marktkopplung auf, wobei der Schwerpunkt insbesondere auf der
Transparenz der von den NEMOs gemeinsam ausgefithrten MKB-Funktionen liegt. Auf der Grundlage dieses Berichts
kann die Kommission, falls ihrer Ansicht nach bei der Ausfithrung der monopolistischen MKB-Funktionen und anderer
NEMO-Aufgaben Unklarheit besteht, geeignete legislative oder sonstige Maffnahmen fiir eine weitere Verbesserung der
Transparenz und des effizienten Funktionierens der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen
Intraday-Marktkopplung in Betracht ziehen.

Artikel 6
Kriterien fiir die Benennung von NEMOs

1. Ein Bewerber wird nur als NEMO benannt, wenn er simtliche folgenden Bedingungen erfiillt:

a) Er verfugt iber oder beschafft angemessene Ressourcen fiir den gemeinsamen, koordinierten und regelkonformen
Betrieb der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung undjoder der einheitlichen Intraday-Marktkopplung,
einschlieBlich der fur die Wahrnehmung der Aufgaben eines NEMO notwendigen Ressourcen, der finanziellen
Ressourcen, der erforderlichen Informationstechnologie, der technischen Infrastruktur und der betrieblichen
Verfahren, oder er weist nach, dass er in der Lage ist, diese Ressourcen innerhalb einer angemessenen Vorberei-
tungszeit vor der Ubernahme seiner Aufgaben gemaf Artikel 7 zur Verfiigung zu stellen.

b) Er kann sicherstellen, dass Informationen tiber die Aufgaben des NEMO gemifl Artikel 7 fiir die Marktteilnehmer
offen zuginglich sind.

¢) Er ist im Hinblick auf die einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung und die einheitliche Intraday-Marktkopplung
kosteneffizient und fihrt in seiner internen Buchfithrung getrennte Konten fiir die MKB-Funktionen und die tibrigen
Ttigkeiten, um eine Quersubventionierung zu verhindern.

d) Seine Geschifte sind in angemessener Weise von denen anderer Marktteilnehmer getrennt.

e) Falls er als gesetzliches nationales Monopol fir Day-Ahead- und Intraday-Handelsdienstleistungen in einem
Mitgliedstaat benannt wurde, darf er die in Artikel 5 Absatz 1 genannten Gebiihren nicht dafiir verwenden, seine
Day-Ahead- oder Intraday-Aktivititen in einem anderen Mitgliedstaat als in jenem, in dem diese Gebithren erhoben
werden, zu finanzieren.

f) Erist in der Lage, alle Marktteilnehmer in nicht diskriminierender Weise zu behandeln.

g) Er hat geeignete Marktaufsichtsregelungen eingefiihrt.

h) Er hat geeignete Transparenz- und Vertraulichkeitsvereinbarungen mit den Marktteilnehmern und den UNB
geschlossen.
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i) Eristin der Lage, die notwendigen Clearing- und Abrechnungsdienste zu erbringen.

j) Erist in der Lage, die notwendigen Kommunikationssysteme und -routinen fiir die Koordinierung mit den UNB des
Mitgliedstaats einzufiihren.

2. Die in Absatz 1 festgelegten Benennungskriterien sind so anzuwenden, dass der Wettbewerb zwischen NEMOs auf
gerechte und nicht diskriminierende Weise organisiert wird.

Artikel 7
Aufgaben der NEMOs

1.  NEMOs fungieren als Marktbetreiber in nationalen oder regionalen Mérkten, um in Zusammenarbeit mit den UNB
die einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung und die einheitliche Intraday-Marktkopplung vorzunehmen. Thre Aufgaben
umfassen die Entgegennahme von Auftrigen von Marktteilnehmern, die Gesamtverantwortung fiir die Abgleichung und
die Zuordnung von Auftrigen entsprechend den Ergebnissen der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der
einheitlichen Intraday-Marktkopplung, die Veroffentlichung der Preise sowie die Abrechnung und das Clearing der aus
den Handelstransaktionen resultierenden Vertrage gemidfd den einschligigen Vereinbarungen und Rechtsvorschriften.

Hinsichtlich der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung sind die NEMOs
insbesondere fiir die folgenden Aufgaben zustindig:

a) Ausfiihrung der in Absatz 2 beschriebenen MKB-Funktionen in Abstimmung mit anderen NEMOs;

b) gemeinsame Festlegung der Anforderungen an die einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung und die einheitliche
Intraday-Marktkopplung, der Anforderungen an die MKB-Funktionen und den Preiskopplungsalgorithmus fiir alle
Angelegenheiten, die mit dem Funktionieren des Strommarktes zusammenhingen, gemdfl Absatz 2 sowie gemafd den
Artikeln 36 und 37;

c) Festlegung von Hochst- und Mindestpreisen gemaf den Artikeln 41 und 54;

d) Anonymisierung und Weitergabe der erhaltenen Auftragsinformationen, die fiir die Ausfithrung der in Absatz 2 und
in den Artikeln 40 und 53 festgelegten MKB-Funktionen erforderlich sind;

e) Prifung der Ergebnisse, die mithilfe der in Absatz 2 beschriebenen MKB-Funktionen berechnet wurden, Zuteilung der
Auftrige auf der Grundlage dieser Ergebnisse, Validierung der Ergebnisse als endgiiltig, wenn diese als korrekt
betrachtet werden, und Ubernahme der Verantwortung fiir sie gemif den Artikeln 48 und 60;

f) Unterrichtung der Marktteilnehmer tiber die Ergebnisse ihrer Auftrige gemif den Artikeln 48 und 60;

g) Auftreten als zentrale Gegenparteien fiir das Clearing und die Abrechnung des Energieaustauschs, der aus der
einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung resultiert, gemaf§ Artikel 68
Absatz 3;

h) Schaffung von Back-up-Verfahren gemeinsam mit den relevanten NEMOs und UNB gemif Artikel 36 Absatz 3 fiir
den nationalen oder regionalen Marktbetrieb, wenn die MKB-Funktionen keine Ergebnisse gemdfl Artikel 39 Absatz 2
hervorbringen, wobei die in Artikel 44 vorgesehenen Ausweichverfahren beriicksichtigt werden;

i) gemeinsame Ubermittlung von Prognosen und von Informationen zu den Kosten der einheitlichen Day-Ahead-
Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung an die zustindigen Regulierungsbehorden und UNB in
den Fillen, in denen die Kosten eines NEMO fiir die Einfiihrung, die Anderung und den Betrieb der einheitlichen Day-
Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung durch den Beitrag der betroffenen UNB gemif
den Artikeln 75 bis 77 und Artikel 80 gedeckt werden sollen;

j) gegebenenfalls Abstimmung mit den UNB geméf den Artikeln 45 und 57, um Regelungen zu schaffen, die mehr als
einen NEMO innerhalb einer Gebotszone betreffen, und Vornahme der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und/
oder der einheitlichen Intraday-Marktkopplung entsprechend den vereinbarten Regelungen.

2. NEMOs fithren MKB-Funktionen zusammen mit anderen NEMOs aus. Diese Funktionen umfassen Folgendes:

a) Entwicklung und Pflege der Algorithmen, Systeme und Verfahren fiir die einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung und
die einheitliche Intraday-Marktkopplung gemif den Artikeln 36 und 51;

b) Verarbeitung von Input-Daten zu Beschrinkungen der zoneniibergreifenden Kapazitit und zu Vergabebe-
schrinkungen, die von den koordinierten Kapazititsberechnern gemaf den Artikeln 46 und 58 bereitgestellt werden;
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¢) Verwendung des Algorithmus fiir die einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung und fiir die einheitliche Intraday-
Marktkopplung gemif$ den Artikeln 48 und 60;

d) Validierung und Ubermittlung der Ergebnisse fiir die einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung und die einheitliche
Intraday-Marktkopplung an die NEMOs gemif$ den Artikeln 48 und 60.

3. Spitestens acht Monate nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung iibermitteln alle NEMOs allen Regulierungs-
behorden und der Agentur einen Plan mit einer Beschreibung, wie die in Absatz 2 festgelegten MKB-Funktionen
gemeinsam eingerichtet und ausgefithrt werden sollen, einschlieflich erforderlicher Entwiirfe von Vereinbarungen
zwischen NEMOs und Dritten. Der Plan enthilt eine detaillierte Beschreibung der Umsetzung, den fiir die Umsetzung
vorgeschlagenen Zeitplan von maximal 12 Monaten und eine Beschreibung der voraussichtlichen Auswirkungen der
Modalititen oder Methoden auf die Einfithrung und Ausfithrung der in Absatz 2 aufgefithrten MKB-Funktionen.

4. Die Zusammenarbeit zwischen den NEMOs ist streng auf das Mafl beschrinkt, das fur die effiziente und sichere
Auslegung und Umsetzung und fur den effizienten und sicheren Betrieb der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung
und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung notwendig ist. Die gemeinsame Ausfihrung von MKB-Funktionen beruht
auf dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung und stellt sicher, dass kein NEMO durch die Beteiligung an MKB-
Funktionen von ungerechtfertigten wirtschaftlichen Vorteilen profitieren kann.

5. Die Agentur iiberwacht die Fortschritte der NEMOs bei der Einrichtung und Ausfithrung der MKB-Funktionen,
insbesondere hinsichtlich der vertraglichen und rechtlichen Rahmenbedingungen sowie der technischen Bereitschaft, die
MKB-Funktionen auszufithren. Spitestens 12 Monate nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung berichtet die Agentur
der Kommission, ob die Fortschritte bei der Einfihrung und Vornahme der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung
bzw. der einheitlichen Intraday-Marktkopplung zufriedenstellend sind.

Die Agentur kann die Wirksamkeit und Effizienz der Einrichtung und der Ausfithrung der MKB-Funktionen jederzeit
pritfen. Falls diese Priifung ergibt, dass die Anforderungen nicht erfullt werden, kann die Agentur der Kommission
weitere Mafnahmen empfehlen, die fiir eine zeitnahe, wirksame und effiziente Realisierung der einheitlichen Day-Ahead-
Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung erforderlich sind.

6. Falls die NEMOs keinen Plan gemidfl Artikel 7 Absatz 3 fiir die Einrichtung der in Absatz 2 genannten MKB-
Funktionen fiir den Intraday- oder den Day-Ahead-Marktzeitbereich vorlegen, kann die Kommission gemif8 Artikel 9
Absatz 4 eine Anderung dieser Verordnung vorschlagen und dabei insbesondere in Erwigung ziehen, den ENTSO
(Strom) oder eine andere Funktionseinheit anstelle der NEMOs mit der Ausfithrung der MKB-Funktionen fur die
einheitliche Day-ahead-Marktkopplung oder fiir die einheitliche Intraday-Marktkopplung zu betrauen.

Artikel 8

Aufgaben der UNB im Zusammenhang mit der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen
Intraday-Marktkopplung

1. In den Mitgliedstaaten, die elektrisch mit einem anderen Mitgliedstaat verbunden sind, nehmen alle UNB an der
einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und an der einheitlichen Intraday-Marktkopplung teil.

2. Die UNB

a) legen gemeinsam fiir alle mit der Kapazititsvergabe zusammenhingenden Aspekte gemafs Artikel 37 Absatz 1
Buchstabe a Anforderungen an die UNB hinsichtlich des Preiskopplungsalgorithmus und des Abgleichungsal-
gorithmus fiir den kontinuierlichen Handel fest;

b) validieren gemeinsam gemaf8 Artikel 37 Absatz 4 die Algorithmen anhand der Anforderungen gemifS Buchstabe a;
¢) fuhren die Kapazititsberechnung ein und nehmen sie gemidfl den Artikeln 14 bis 30 vor;

d) legen gegebenenfalls Regelungen fiir die Vergabe zoneniibergreifender Kapazitit und sonstige Regelungen gemifS den
Artikeln 45 und 57 fest;

e) berechnen die Beschrinkungen der zoneniibergreifenden Kapazitit und die Vergabebeschrinkungen und tibermitteln
sie gemidf den Artikeln 46 und 58;

f) tberpriffen gemdfl Artikel 48 Absatz 2 und Artikel 52 die Ergebnisse der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung
hinsichtlich der Beschriankungen der validierten zoneniibergreifenden Kapazitdt und der Vergabebeschrankungen;

g) fihren im Bedarfsfall fiir die gemif§ den Artikeln 49 und 56 erfolgende Berechnung und Veréffentlichung fahrplan-
bezogener Austausche an den Grenzen zwischen den Gebotszonen die Funktion des Berechners des fahrplan-
bezogenen Austauschs ein;
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h) tbernehmen die gemdfl den Artikeln 39 und 52 berechneten Ergebnisse der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung
und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung;

i) fuhren, soweit zweckmifig, Ausweichverfahren fur die Kapazititsvergabe gemifl Artikel 44 ein und wenden diese an;

j) schlagen gemiR Artikel 59 den Zeitpunkt der Offnung des zoneniibergreifenden Intraday-Marktes und den Zeitpunkt
der Schliefung des zoneniibergreifenden Intraday-Marktes vor;

k) teilen die Engpasserlose nach der gemifS Artikel 73 gemeinsam entwickelten Methode;

]) fungieren, falls dies vereinbart wurde, gemafl Artikel 68 Absatz 6 als Transportagenten, die die Nettopositionen
tibertragen.

Artikel 9
Annahme der Geschiftsbedingungen und Methoden

1. Die UNB und NEMOs entwickeln die aufgrund dieser Verordnung erforderlichen Geschiftsbedingungen oder
Methoden und legen sie den zustindigen Regulierungsbehorden innerhalb der in dieser Verordnung festgelegten Fristen
vor. Muss ein Vorschlag fiir Geschiftsbedingungen oder Methoden geméf dieser Verordnung von mehr als einem UNB
oder NEMO entwickelt und gebilligt werden, arbeiten die beteiligten UNB und NEMOs eng zusammen. Die UNB — mit
Hilfe des ENTSO (Strom) — sowie alle NEMOs informieren die zustindigen Regulierungsbehorden und die Agentur
regelmifig tiber die bei der Entwicklung dieser Geschiftsbedingungen oder Methoden erzielten Fortschritte.

2. Fiir die Entscheidungen der UNB oder NEMOs iiber Vorschlige fiir Geschiftsbedingungen oder Methoden gemif
Artikel 9 Absatz 6 gilt die qualifizierte Mehrheit, falls zwischen ihnen kein Konsens erzielt werden konnte. Die
qualifizierte Mehrheit ist innerhalb der einzelnen Stimmgruppen der UNB und NEMOs zu erreichen. Eine qualifizierte
Mebhrheit fiir Vorschlige gemaf Artikel 9 Absatz 6 erfordert eine Mehrheit

a) der UNB oder NEMOs, die mindestens 55 % der Mitgliedstaaten vertreten, und
b) der UNB oder NEMOS, die Mitgliedstaaten vertreten, die mindestens 65 % der Bevolkerung der Union umfassen.

Eine Sperrminderheit fiir Entscheidungen gemidf8 Artikel 9 Absatz 6 muss UNB oder NEMOS umfassen, die mindestens
vier Mitgliedstaaten vertreten, ansonsten gilt die qualifizierte Mehrheit als erreicht.

Fiir Entscheidungen der UNB gemif Artikel 9 Absatz 6 erhilt jeder Mitgliedstaat eine Stimme. Gibt es im Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats mehr als einen UNB, teilt der Mitgliedstaat die Stimmbefugnisse unter den UNB auf.

Fir Entscheidungen der NEMOs gemifs Artikel 9 Absatz 6 erhilt jeder Mitgliedstaat eine Stimme. Jeder NEMO verfiigt
tiber die Anzahl von Stimmen, die der Anzahl der Mitgliedstaaten, in denen er benannt wurde, entspricht. Wird im
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats mehr als ein NEMO benannt, teilt der Mitgliedstaat die Stimmbefugnisse unter den
NEMOs unter Beriicksichtigung ihrer in dem jeweiligen Mitgliedstaat im vorangegangenen Finanzjahr gehandelten
Strommengen auf.

3. Mit Ausnahme von Artikel 43 Absatz 1, Artikel 44, Artikel 56 Absatz 1, Artikel 63 und Artikel 74 Absatz 1 gilt
fiir Entscheidungen der UNB {iiber Vorschldge fiir Geschiftsbedingungen oder Methoden gemidf Artikel 9 Absatz 7 die
qualifizierte Mehrheit, falls zwischen ihnen kein Konsens erzielt werden konnte und falls die betroffenen Regionen aus
mehr als fiinf Mitgliedstaaten bestehen. Die qualifizierte Mehrheit ist innerhalb der einzelnen Stimmgruppen der UNB
und NEMOs zu erreichen. Eine qualifizierte Mehrheit fiir Vorschlige gemaf§ Artikel 9 Absatz 7 erfordert eine Mehrheit

a) der UNB, die mindestens 72 % der betroffenen Mitgliedstaaten vertreten, und
b) der UNB, die Mitgliedstaaten vertreten, die mindestens 65 % der Bevélkerung der betroffenen Region umfassen.
Eine Sperrminderheit fiir Entscheidungen gemdf Artikel 9 Absatz 7 muss mindestens die Mindestanzahl der UNB, die

mehr 35 % der Bevolkerung der teilnehmenden Mitgliedstaaten vertreten, umfassen, zuziiglich der UNB, die mindestens
einen weiteren betroffenen Mitgliedstaat vertreten, ansonsten gilt die qualifizierte Mehrheit als erreicht.

UNB, die iiber Vorschlige fiir Geschiftsbedingungen oder Methoden gemif Artikel 9 Absatz 7 hinsichtlich Regionen
entscheiden, die aus fiinf oder weniger Mitgliedstaaten bestehen, treffen ihre Entscheidungen einvernehmlich.
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Fiir Entscheidungen der UNB gemif Artikel 9 Absatz 7 erhilt jeder Mitgliedstaat eine Stimme. Gibt es im Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats mehr als einen UNB, teilt der Mitgliedstaat die Stimmbefugnisse unter den UNB auf.

NEMOs, die iiber Vorschlige fir Modalititen oder Methoden gemdfl Artikel 9 Absatz 7 entscheiden, treffen ihre
Entscheidungen einvernehmlich.

4. Talls die UNB oder NEMOs nicht innerhalb der in dieser Verordnung festgelegten Fristen den nationalen
Regulierungsbehorden einen Vorschlag fiir die Geschiftsbedingungen oder Methoden vorlegen, tibermitteln sie den
zustindigen Regulierungsbehorden und der Agentur die einschligigen Entwiirfe der Geschiftsbedingungen und
Methoden und erldutern, was eine Einigung verhindert hat. Die Agentur setzt die Kommission hiervon in Kenntnis und
geht, auf Ersuchen der Kommission, in Zusammenarbeit mit den zustindigen Regulierungsbehorden den Griinden fiir
das Scheitern nach und unterrichtet die Kommission hiervon. Die Kommission ergreift geeignete Mafinahmen, um die
Annahme der notwendigen Geschiftsbedingungen oder Methoden innerhalb von vier Monaten nach Eingang der
Mitteilung der Agentur zu ermdglichen.

5. Jede Regulierungsbehorde genehmigt die Geschiftsbedingungen oder Methoden, die von den UNB und NEMOs fiir
die Berechnung oder die Einfithrung der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-
Marktkopplung entwickelt wurden. Sie sind firr die Genehmigung der Geschiftsbedingungen und Methoden
verantwortlich, auf die in den Absitzen 6, 7 und 8 Bezug genommen wird.

6. Die Vorschlige fiir die folgenden Geschiftsbedingungen oder Methoden unterliegen der Genehmigung durch alle
Regulierungsbehorden:

S

) der Plan fiir die gemeinsame Ausfithrung der MKB-Funktionen gemif§ Artikel 7 Absatz 3.

b) die Kapazititsberechnungsregionen gemaf$ Artikel 15 Absatz 1;

c¢) die Methode fiir die Bereitstellung von Erzeugungs- und Lastdaten gemaf§ Artikel 16 Absatz 1;

d) die Methode fiir das gemeinsame Netzmodell gemaf Artikel 17 Absatz 1;

e) der Vorschlag fiir eine harmonisierte Kapazititsberechnungsmethode gemif$ Artikel 21 Absatz 4;
f) die Back-up-Methode gemif8 Artikel 36 Absatz 3;

g) der von den NEMOs gemif Artikel 37 Absatz 5 vorgelegte Algorithmus, einschlieflich der Anforderungen der UNB
und der NEMOs an die Algorithmen-Entwicklung gemafl Artikel 37 Absatz 1;

h) Produkte, die von NEMOs im einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplungsprozess und im einheitlichen Intraday-
Marktkopplungsprozess gemafl den Artikeln 40 und 53 beriicksichtigt werden konnen;

i) die Hochst- und Mindestpreise gemaf8 den Artikeln 41 Absatz 1 und 54 Absatz 2;
j)  die gemaf8 Artikel 55 Absatz 1 zu entwickelnde Methode fiir die Bepreisung von Intraday-Kapazitit;

k) der Zeitpunkt der Offnung des zoneniibergreifenden Intraday-Marktes und der Zeitpunkt der SchlieBung des
zoneniibergreifenden Intraday-Marktes gemif$ Artikel 59 Absatz 1;

1) der Day-ahead-Verbindlichkeitszeitpunkt gemaf§ Artikel 69;
m) die Methode fiir die Verteilung der Engpasserlose gemif Artikel 73 Absatz 1;

7. Die Vorschldge fiir die folgenden Geschiftsbedingungen oder Methoden unterliegen der Genehmigung durch alle
Regulierungsbehorden der betroffenen Region:

a) die gemeinsame Kapazititsberechnungsmethode gemif Artikel 20 Absatz 2;

b) Entscheidungen iiber die Einfihrung und die Verschiebung der lastflussgestiitzten Berechnung gemifl Artikel 20
Absitze 2 bis 6 und iiber Ausnahmen gemafd Artikel 20 Absatz 7;

c) die Methode fiir das koordinierte Redispatching und Countertrading gemaf8 Artikel 35 Absatz 1;

d) die gemeinsamen Methoden fiir die Berechnung der fahrplanbezogenen Austausche gemif Artikel 43 Absatz 1 und
Artikel 56 Absatz 1;
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e) die Ausweichverfahren gemafl Artikel 44;

f) ergdnzende regionale Auktionen gemafl Artikel 63 Absatz 1;

g) die Bedingungen fur die Bereitstellung einer expliziten Vergabe gemaf Artikel 64 Absatz 2;

h) die Kostenteilungsmethode fiir das Redispatching oder Countertrading gemaf$ Artikel 74 Absatz 1.

8. Die folgenden Geschiftsbedingungen oder Methoden unterliegen der Einzelgenehmigung jeder
Regulierungsbehorde oder sonstigen zustindigen Behorde der jeweils betroffenen Mitgliedstaaten:

a) gegebenenfalls die Benennung und die Aufhebung oder Aussetzung der Benennung gemifd Artikel 4 Absitze 2, 8
und 9;

b) gegebenenfalls die Gebiihren oder die Methoden, die zur Berechnung der Gebiihren der NEMOs fiir den Handel an
den Day-Ahead- und Intraday-Markten verwendet werden, gemaf$ Artikel 5 Absatz 1;

c) Vorschlige einzelner UNB fiir eine Uberpriifung der Gebotszonenkonfiguration gemif Artikel 32 Absatz 1
Buchstabe d;

d) gegebenenfalls der Vorschlag fiir die Vergabe zonentibergreifender Kapazitit und sonstige Regelungen gemifl den
Artikeln 45 und 57;

e) die Kosten fiir die Kapazititsvergabe und das Engpassmanagement gemafl den Artikeln 75 bis 79;

f) gegebenenfalls das Teilen der regionalen Kosten der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen
Intraday-Marktkopplung gemif8 Artikel 80 Absatz 4.

9.  Der Vorschlag fiir Geschiftsbedingungen oder Methoden enthilt einen Vorschlag fir den Zeitplan ihrer Umsetzung
und eine Beschreibung ihrer voraussichtlichen Auswirkungen auf die Ziele dieser Verordnung. Vorschlige fiir Geschafts-
bedingungen oder Methoden, fiir die die Genehmigung mehrerer oder aller Regulierungsbehorden erforderlich ist,
werden der Agentur und den Regulierungsbehdrden zur gleichen Zeit ubermittelt. Auf Anfrage der zustindigen
Regulierungsbehorden gibt die Agentur innerhalb von drei Monaten eine Stellungnahme zu den Vorschligen fiir die
Geschiftsbedingungen oder Methoden ab.

10.  Erfordert die Genehmigung der Geschiftsbedingungen oder Methoden eine Entscheidung von mehr als einer
Regulierungsbehorde, konsultieren die zustindigen Regulierungsbehorden einander und pflegen eine enge
Zusammenarbeit und Abstimmung untereinander, um zu einer Einigung zu gelangen. Die zustindigen Regulierungs-
behorden beriicksichtigen gegebenenfalls die Stellungnahme der Agentur. Die Regulierungsbehorden entscheiden iiber
die Geschiftsbedingungen oder Methoden gemifl den Absitzen 6, 7 und 8 innerhalb von sechs Monaten nach dem
Eingang der Geschiftsbedingungen oder Methoden bei der Regulierungsbehorde oder gegebenenfalls bei der letzten
betroffenen Regulierungsbehorde.

11.  Falls es den Regulierungsbehorden nicht gelingt, innerhalb der in Absatz 10 genannten Frist eine Einigung zu
erzielen, oder falls sie ein entsprechendes gemeinsames Ersuchen stellen, erldsst die Agentur innerhalb von sechs
Monaten nach dem Verfahren des Artikels 8 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 713/2009 einen Beschluss iiber die
vorgelegten Vorschlige fiir Geschiftsbedingungen oder Methoden.

12.  Falls eine oder mehrere Regulierungsbehorden fir die Genehmigung der gemifl den Absitzen 6, 7 und 8
vorgelegten Geschiftsbedingungen oder Methoden eine Anderung verlangen, legen die jeweiligen UNB oder NEMOs
innerhalb von zwei Monaten nach der Aufforderung durch die Regulierungsbehorden einen Vorschlag fur gednderte
Geschiftsbedingungen oder Methoden zur Genehmigung vor. Die zustindigen Regulierungsbehorden entscheiden iiber
die gednderten Geschiftsbedingungen oder Methoden innerhalb von zwei Monaten nach deren Vorlage. Falls es den
Regulierungsbehorden nicht gelingt, innerhalb der Zweimonatsfrist eine Einigung hinsichtlich der Geschiftsbedingungen
oder Methoden gemifs den Absdtzen 6 und 7 zu erzielen, oder falls sie ein entsprechendes gemeinsames Ersuchen
stellen, erldsst die Agentur innerhalb von sechs Monaten nach dem Verfahren des Artikels 8 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 713/2009 einen Beschluss iiber die gednderten Geschiftsbedingungen oder Methoden. Falls die jeweiligen UNB
oder NEMOs keinen Vorschlag fiir geiinderte Geschiftsbedingungen oder Methoden vorlegen, kommt das in Absatz 4
vorgesehene Verfahren zur Anwendung.

13. Die UNB oder NEMOs, die fiir die Ausarbeitung eines Vorschlags fiir Geschiftsbedingungen oder Methoden
zustindig sind, oder die Regulierungsbehdrden, die fiir ihre Annahme gemaf den Absitzen 6, 7 und 8 zustindig sind,
konnen Anderungen dieser Geschiftsbedingungen oder Methoden vorschlagen.
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Vorschlige fiir Anderungen der Geschiftsbedingungen oder Methoden sind gemdf dem in Artikel 12 beschriebenen
Verfahren Gegenstand einer Konsultation und werden gemif dem in diesem Artikel beschriebenen Verfahren genehmigt.

14.  Die fiir die Ausarbeitung der Geschiftsbedingungen oder Methoden gemif8 dieser Verordnung zustidndigen UNB
oder NEMOs veroffentlichen sie nach der Genehmigung durch die zustindigen Regulierungsbehdrden im Internet oder,
falls keine solche Genehmigung erforderlich ist, nach ihrer Ausarbeitung, es sei denn, die Informationen werden gemaf§
Artikel 13 als vertraulich betrachtet:

Artikel 10
Laufender Betrieb der einheitlichen Day-Ahead- und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung

Die UNB und NEMOs organisieren gemeinsam den laufenden Betrieb der einheitlichen Day-Ahead- und der einheitlichen
Intraday-Marktkopplung. Sie veranstalten regelmaflig Sitzungen, um operative Fragen zu erdrtern und zu entscheiden.
Die UNB und NEMOs laden die Agentur und die Kommission als Beobachter zu diesen Sitzungen ein und
verdffentlichen Kurzprotokolle der Sitzungen.

Artikel 11
Beteiligung der Interessentriger

Die Agentur organisiert die Beteiligung der Interessentriger hinsichtlich der einheitlichen Day-Ahead- und der
einheitlichen Intraday-Marktkopplung und anderer Aspekte der Umsetzung dieser Verordnung in enger Zusammenarbeit
mit dem ENTSO (Strom). Dies beinhaltet regelméfige Sitzungen mit den Interessentrigern, um Probleme aufzuzeigen
und Verbesserungen vorzuschlagen, die insbesondere die einheitliche Day-Ahead- und die einheitliche Intraday-
Marktkopplung betreffen. Die Konsultationen der Interessentrager gemaf8 Artikel 12 werden dadurch nicht ersetzt.

Artikel 12
Konsultationen

1. Die UNB und NEMOs, die gemifl dieser Verordnung fiir die Einreichung von Vorschligen fiir Modalititen oder
Methoden oder Anderungen daran zustindig sind, konsultieren die Interessentriger, einschlieRlich der relevanten
Behorden der einzelnen Mitgliedstaaten, zu den Vorschlagsentwiirfen fiir Modalitdten oder Methoden in den in dieser
Verordnung explizit festgelegten Fillen. Die Konsultation dauert mindestens einen Monat.

2. Die von den UNB und NEMOs auf Unionsebene vorgelegten Vorschlége fiir Modalititen oder Methoden werden auf
Unionsebene verdffentlicht und sind auf Unionsebene Gegenstand einer Konsultation. Zu den von den UNB und NEMOs
auf regionaler Ebene vorgelegten Vorschligen wird eine Konsultation auf mindestens regionaler Ebene durchgefiihrt.
Parteien, die Vorschlige auf bilateraler oder auf multilateraler Ebene vorlegen, konsultieren zumindest die betroffenen
Mitgliedstaaten.

3. Die fur den Vorschlag fir Modalititen oder Methoden zustindigen Funktionseinheiten tragen den aus den
Konsultationen gemifl Absatz 1 hervorgegangenen Stellungnahmen der Interessentriger zu dem Vorschlag vor seiner
Vorlage zur Genehmigung durch die Regulierungsbehorde, sofern eine solche gemidfl Artikel 9 erforderlich ist, oder in
allen anderen Fillen vor seiner Verdffentlichung gebithrend Rechnung. In allen Fillen muss im vorgelegten Vorschlag klar
und fundiert begriindet werden, weshalb die aus der Konsultation hervorgegangenen Stellungnahmen beriicksichtigt bzw.
nicht beriicksichtigt wurden, und muss diese Begriindung rechtzeitig vor oder gleichzeitig mit der Veroffentlichung des
Vorschlags fiir Modalititen oder Methoden veroffentlicht werden.

Artikel 13

Vertraulichkeitsverpflichtungen

1. Vertrauliche Informationen, die gemdfl dieser Verordnung empfangen, ausgetauscht oder tibermittelt werden,
unterliegen den Vorschriften der Absitze 2, 3 und 4 iiber das Berufsgeheimnis.

2. Die Verpflichtung zur Wahrung des Berufsgeheimnisses gilt fiir alle Personen, die den Bestimmungen dieser
Verordnung unterliegen.
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3. Vertrauliche Informationen, die die in Absatz 2 genannten Personen im Rahmen der Erfillung ihrer Pflichten
erhalten, diirfen an keine andere Person oder Behorde weitergegeben werden; davon unberiihrt bleiben Fille, die unter
das nationale Recht, andere Bestimmungen dieser Verordnung oder andere einschlidgige Unionsvorschriften fallen.

4. Unbeschadet der Fille, die unter nationales Recht fallen, diirfen Regulierungsbehorden, Einrichtungen oder
Personen, die vertrauliche Informationen aufgrund dieser Verordnung erhalten, diese nur fiir die Wahrnehmung ihrer
Aufgaben im Rahmen dieser Verordnung verwenden.

TITEL 1I

ANFORDERUNGEN AN DIE MODALITATEN UND METHODEN FUR DIE KAPAZITATSVERGABE UND DAS ENGPASSMA-
NAGEMENT

KAPITEL 1

Kapazititsberechnung

Abschnitt 1

Allgemeine Anforderungen
Artikel 14
Zeitbereiche fiir die Kapazititsberechnung

1. Alle UNB berechnen die zoneniibergreifende Kapazitit fiir mindestens die folgenden Zeitbereiche:

a) Day-Ahead (vortigig) fiir den Day-Ahead-Markt;

b) Intraday (untertdgig) fir den Intraday-Markt.

2. Fir den Day-Ahead-Marktzeitbereich wird die zoneniibergreifende Kapazitit je Day-Ahead-Marktzeiteinheit einzeln

berechnet. Fir den Intraday-Marktzeitbereich wird die zoneniibergreifende Kapazitit je verbleibende Intraday-
Marktzeiteinheit einzeln berechnet.

3. Fir den Day-Ahead-Marktzeitbereich beruht die Kapazititsberechnung auf den neuesten verfiigbaren
Informationen. Die Aktualisierung der Informationen fiir den Day-Ahead-Marktzeitbereich beginnt nicht vor 15.00 Uhr
Marktzeit zwei Tage vor dem Tag der Lieferung.

4. In jeder Kapazititsberechnungsregion sorgen alle UNB dafiir, dass die zoneniibergreifende Kapazitit innerhalb des
Intraday-Marktzeitbereichs auf der Grundlage der neuesten verfiigbaren Informationen neu berechnet wird. Bei der
Haufigkeit dieser Neuberechnung werden die Effizienz und Betriebssicherheit beriicksichtigt.

Artikel 15
Kapazititsberechnungsregionen

1.  Spitestens drei Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung erstellen alle UNB zusammen einen gemeinsamen
Vorschlag zur Bestimmung der Kapazititsberechnungsregionen. Der Vorschlag ist Gegenstand einer Konsultation gemaf3
Artikel 12.

2. In dem Vorschlag gemdf Absatz 1 werden die Gebotszonengrenzen festgelegt, die den UNB zugeordnet sind, die
Mitglieder jeder Kapazititsberechnungsregion sind. Dabei miissen die folgenden Anforderungen erfillt werden:

a) In ihm werden die in Anhang I Nummer 3.2 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 genannten Regionen berticksichtigt.
b) Jede Gebotszonengrenze oder, sofern vorhanden, zwei getrennte Gebotszonengrenzen, durch die eine

Verbindungsleitung zwischen zwei Gebotszonen fithrt, wird bzw. werden einer Kapazitdtsberechnungsregion
zugeordnet.



25.7.2015 Amtsblatt der Europdischen Union L 197/41

¢) Die UNB werden zumindest all denjenigen Kapazititsberechnungsregionen, in denen sie Gebotszonengrenzen haben,
zugeordnet.

3. Kapazitdtsberechnungsregionen, die einen lastflussgestiitzten Ansatz anwenden, werden zu einer Kapazititsberech-
nungsregion zusammengelegt, sofern die folgenden kumulativen Bedingungen erfiillt sind:

a) Thre Ubertragungsnetze sind direkt miteinander verbunden.

b) Sie sind an demselben Gebiet der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung oder an demselben Gebiet der
einheitlichen Intraday-Marktkopplung beteiligt.

c) Thre Zusammenlegung ist effizienter als ihre getrennte Beibehaltung. Die zustindigen nationalen Regulierungs-
behérden konnen von den betroffenen UNB eine gemeinsame Kosten-Nutzen-Analyse zur Bewertung der Effizienz
der Zusammenlegung verlangen.

Abschnitt 2

Das gemeinsame Netzmodell
Artikel 16
Methode fiir die Bereitstellung der Erzeugungs- und Lastdaten

1.  Spitestens zehn Monate nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung erarbeiten alle UNB gemeinsam einen Vorschlag
fir eine einheitliche Methode fiir die Bereitstellung der fiir die Bildung des gemeinsamen Netzmodells erforderlichen
Erzeugungs- und Lastdaten, der Gegenstand einer Konsultation gemafS Artikel 12 ist. Der Vorschlag enthilt eine auf die
Ziele dieser Verordnung gestiitzte Begriindung dafiir, weshalb diese Informationen benétigt werden.

2. In dem Vorschlag fiir die Methode fiir die Bereitstellung der Erzeugungs- und der Lastdaten wird angegeben, welche
Erzeugungseinheiten und welche Lasteinheiten ihren jeweiligen UNB Informationen fiir die Kapazititsberechnung zur
Verfiigung stellen miissen.

3. In dem Vorschlag fiir eine Methode fiir die Bereitstellung der Erzeugungs- und Lastdaten werden die Informationen
angegeben, die den UNB von den Erzeugungs- und Lasteinheiten bereitgestellt werden miissen. Diese Informationen
umfassen mindestens Folgendes:

a) Informationen zu ihren technischen Merkmalen;

b) Informationen iiber die Verfiigbarkeit der Erzeugungseinheiten und der Lasteinheiten;

¢) Informationen, die den Fahrplan der Erzeugungseinheiten betreffen;

d) relevante verfiigbare Informationen dartiber, wie die Erzeugungseinheiten eingesetzt werden.

4. In der Methode werden die Fristen genannt, die fiir die Bereitstellung der in Absatz 3 genannten Informationen
durch die Erzeugungseinheiten und Lasteinheiten gelten.

5. Jeder UNB nutzt die in Absatz 3 genannten Informationen und teilt sie mit anderen UNB. Die Informationen
gemifd Absatz 3 Buchstabe d werden nur fiir die Kapazititsberechnung verwendet.

6.  Spdtestens zwei Monate nach der Genehmigung der Methode fiir die Bereitstellung der Erzeugungs- und Lastdaten
durch alle Regulierungsbehorden veroffentlicht der ENTSO (Strom):

a) eine Liste der Funktionseinheiten, die den UNB Informationen bereitstellen miissen;
b) eine Liste der nach Absatz 3 bereitzustellenden Informationen;

c) Fristen fur die Bereitstellung der Informationen.
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Artikel 17
Methode fiir das gemeinsame Netzmodell

1.  Spitestens zehn Monate nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung erarbeiten alle UNB zusammen einen Vorschlag
fiir eine Methode fiir ein gemeinsames Netzmodell. Der Vorschlag ist Gegenstand einer Konsultation gemaf$ Artikel 12.

2. Die Methode fur ein gemeinsames Netzmodell ermoglicht die Erstellung eines gemeinsamen Netzmodells. Sie
enthilt mindestens Folgendes:

a) eine Definition von Szenarios gemafs Artikel 18;
b) eine Definition der Einzelnetzmodelle gemafd Artikel 19;

c) eine Beschreibung des Prozesses fiir die Zusammenfithrung der Einzelnetzmodelle zum gemeinsamen Netzmodell.

Artikel 18
Szenarios

1.  Fir jeden Kapazititsberechnungszeitbereich des Artikels 14 Absatz 1 Buchstaben a und b erarbeiten alle UNB
zusammen gemeinsame Szenarios. Die gemeinsamen Szenarios werden verwendet, um fiir das Verbundnetz im
gemeinsamen Netzmodell eine bestimmte prognostizierte Situation in Bezug auf Erzeugung, Last und Netztopologie zu
beschreiben.

2. Fir den Day-Ahead- und fir den Intraday-Kapazititsberechnungszeitbereich wird jeweils ein Szenario pro
Marktzeiteinheit entwickelt.

3. Fiir jedes Szenario legen alle UNB zusammen gemeinsame Regeln fest, um die Nettoposition in jeder Gebotszone
und den Lastfluss fiir jede Gleichstromleitung zu bestimmen. Diese gemeinsamen Regeln beruhen fiir jedes Szenario auf
der besten verfiigbaren Prognose der Nettoposition fiir jede Gebotszone und auf der besten Prognose der Lastfliisse auf
jeder Gleichstromleitung und sehen vor, dass die Bilanz zwischen Erzeugung und Last im Ubertragungsnetz der Union
insgesamt ausgeglichen ist. Bei der Entwicklung der Szenarios darf es gemdfl Anhang I Nummer 1.7 der Verordnung
(EG) Nr. 714/2009 keine unzulissige Diskriminierung zwischen internen und zoneniibergreifenden Austauschen geben.

Artikel 19
Einzelnetzmodell

1. Fiir jede Gebotszone und fur jedes Szenario gilt:

a) Alle UNB der Gebotszone stellen gemeinsam ein einheitliches Einzelnetzmodell bereit, das die Anforderungen des
Artikels 18 Absatz 3 erfillt, oder

b) jeder UNB der Gebotszone stellt ein Einzelnetzmodell fiir seine Regelzone, einschlielich Verbindungsleitungen,
bereit, sofern die Summe der Nettopositionen in den Regelzonen, einschlieflich Verbindungsleitungen, die die
Gebotszone abdecken, die Vorgaben des Artikels 18 Absatz 3 erfullt.

2. Jedes Einzelnetzmodell stellt fiir jedes von dem (den) UNB festgelegte Szenario die zum Zeitpunkt der Erstellung
des Einzelnetzmodells bestmogliche Prognose der Ubertragungsnetzbedingungen dar.

3. Die Einzelnetzmodelle umfassen alle Netzelemente des Ubertragungsnetzes, die in der regionalen Betriebssicher-
heitsanalyse fiir den betreffenden Zeitbereich verwendet werden.

4. Die Art und Weise, in der die Einzelnetzmodelle erstellt werden, wird von allen UNB soweit wie méglich
harmonisiert.

5. Jeder UNB stellt im Einzelnetzmodell alle Daten bereit, die fir Wirk- und Blindleistungsflussanalysen und
Spannungsanalysen im stationdren Zustand erforderlich sind.
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6.  Gegebenenfalls tauschen die einzelnen UNB einer Kapazititsberechnungsregion nach einer entsprechenden
Vereinbarung aller UNB dieser Kapazititsberechnungsregion untereinander Daten aus, um Spannungs- und dynamische
Stabilitdtsanalysen zu ermoglichen.

Abschnitt 3

Kapazititsberechnungsmethoden
Artikel 20
Einfithrung der lastflussgestiitzten Kapazititsberechnungsmethode

1. Als Ansatz fir die gemeinsamen Kapazititsberechnungsmethoden fiir den Day-Ahead-Marktzeitbereich und fiir den
Intraday-Marktzeitbereich wird ein lastflussgestiitzter Ansatz verwendet, aufler wenn die Bedingung des Absatzes 7
erfuillt ist.

2. Spitestens zehn Monate nach der Genehmigung des Vorschlags fiir eine Kapazititsberechnungsregion gemafd
Artikel 15 Absatz 1 iibermitteln alle UNB jeder Kapazititsberechnungsregion einen Vorschlag fiir eine gemeinsame
Methode fiir die koordinierte Kapazititsberechnung innerhalb der jeweiligen Region. Der Vorschlag ist Gegenstand einer
Konsultation gemifs Artikel 12. Der Vorschlag fiir die Kapazititsberechnungsmethode innerhalb von Regionen gemifd
diesem Absatz in Kapazititsberechnungsregionen, die auf Nordwesteuropa (NWE) und Mittelosteuropa (MOE) im Sinne
der Definition in Anhang I Nummer 3.2 Buchstaben b und d der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 beruhen, sowie in
Regionen gemifl den Absitzen 3 und 4 wird durch einen gemeinsamen Rahmen fiir die Koordinierung und
Kompatibilitit der lastflussgestiitzten Methoden zwischen den Regionen ergdnzt, der in Einklang mit Absatz 5 zu
entwickeln ist.

3. Die UNB der Kapazititsberechnungsregion, zu der Italien im Sinne der Definition in Anhang I Nummer 3.2
Buchstabe ¢ der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 gehért, diirfen unbeschadet der Verpflichtung gemifl Absatz 1 die Frist
zur Vorlage des Vorschlags fiir eine gemeinsame Methode fiir die koordinierte Kapazititsberechnung unter Verwendung
des lastflussgestiitzten Ansatzes fur die jeweilige Region gemifd Absatz 2 um bis zu sechs Monate nach dem Beitritt der
Schweiz zur einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung verlingern. In dem Vorschlag brauchen Gebotszonengrenzen mit
Italien sowie zwischen Italien und Griechenland nicht enthalten zu sein.

4.  Spitestens sechs Monate nachdem zumindest alle siidosteuropéischen Vertragsparteien der Energiegemeinschaft an
der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung teilnehmen, legen die UNB von zumindest Kroatien, Ruménien, Bulgarien
und Griechenland gemeinsam einen Vorschlag zur Einfithrung einer gemeinsamen Kapazititsberechnungsmethode vor,
die den lastflussgestiitzten Ansatz fir den Day-Ahead- und fur den Intraday-Marktzeitbereich verwendet. Fir die
Umsetzung der gemeinsamen Kapazititsberechnungsmethode, die den lastflussgestiitzten Ansatz verwendet, muss der
Vorschlag eine Frist von maximal zwei Jahren nach der Beteiligung aller siidosteuropdischen Vertragsparteien der
Energiegemeinschaft an der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung enthalten. Die UNB von Mitgliedstaaten mit
Grenzen zu anderen Regionen werden aufgefordert, sich an den Initiativen zur Umsetzung einer gemeinsamen lastfluss-
gestiitzten Kapazitdtsberechnungsmethode mit diesen Regionen zu beteiligen.

5. Wenn zwei oder mehr angrenzende Kapazititsberechnungsregionen in demselben Synchrongebiet eine Kapazitits-
berechnungsmethode auf Basis des lastflussgestiitzten Ansatzes fir den Day-Ahead- oder fur den Intraday-
Marktzeitbereich anwenden, gelten sie fiir diesen Zweck als eine Region, und die UNB dieser Region iibermitteln
innerhalb von sechs Monaten einen Vorschlag fiir die Anwendung einer gemeinsamen Kapazitdtsberechnungsmethode
auf Basis des lastflussgestiitzten Ansatzes fiir den Day-Ahead- oder fur den Intraday-Marktzeitbereich. Fiir die Umsetzung
der gemeinsamen regioneniibergreifenden Kapazititsberechnungsmethode muss der Vorschlag eine Frist von maximal
12 Monaten nach der Umsetzung des lastflussgestiitzten Ansatzes in diesen Regionen im Fall der Methode fiir den Day-
Ahead-Marktzeitbereich und von 18 Monaten im Fall der Methode fiir den Intraday-Marktzeitbereich enthalten. Die hier
angegebenen Fristen konnen in Einklang mit Absatz 6 angepasst werden.

Die Methode in den beiden Kapazititsberechnungsregionen, die mit der Entwicklung einer gemeinsamen Kapazititsbe-
rechnungsmethode begonnen haben, kann zuerst angewandt werden, bevor eine gemeinsame Kapazititsberech-
nungsmethode mit einer weiteren Kapazititsberechnungsregion entwickelt wird.

6.  Falls die betroffenen UNB nachweisen konnen, dass mit der Anwendung gemeinsamer lastflussgestiitzter Methoden
gemdfl den Absitzen 4 und 5 unter Annahme desselben Niveaus der Betriebssicherheit noch keine Verbesserung der
Effizienz verbunden wire, konnen sie bei den zustindigen Regulierungsbehdrden gemeinsam eine Verlingerung der
Fristen beantragen.
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7. Die UNB konnen die zustdndigen Regulierungsbehérden gemeinsam ersuchen, den Ansatz der koordinierten
Nettoiibertragungskapazitit in anderen Regionen und an anderen Gebotszonengrenzen als den in den Absitzen 2 bis 4
genannten anzuwenden, wenn die betroffenen UNB nachweisen kénnen, dass mit der Anwendung der Kapazititsberech-
nungsmethode auf Basis des lastflussgestiitzten Ansatzes gegeniiber dem Ansatz der koordinierten Nettoiibertragungs-
kapazitit und unter der Annahme desselben Betriebssicherheitsniveaus in der betroffenen Region noch keine
Verbesserung der Effizienz verbunden wire.

8. Damit die Marktteilnehmer sich auf Anderungen der Kapazititsberechnungsmethode einstellen konnen, testen die
betroffenen UNB den neuen Ansatz parallel zu dem aktuell verwendeten Ansatz und beziehen sie die Marktteilnehmer
iiber einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten vor der Umsetzung eines Vorschlags zur Anderung ihres Kapazitits-
berechnungsansatzes ein.

9.  Die UNB jeder Kapazititsberechnungsregion, in der der lastflussgestiitzte Ansatz verwendet wird, entwickeln ein
Tool und stellen dieses zur Verfugung; mithilfe des Tools konnen die Marktteilnehmer die Wechselwirkungen zwischen
den zoneniibergreifenden Kapazititen und zoneniibergreifenden Austauschen zwischen Gebotszonen einschétzen.

Artikel 21
Kapazititsberechnungsmethode

1. Der Vorschlag fiir eine gemdfl Artikel 20 Absatz 2 entwickelte gemeinsame Kapazititsberechnungsmethode fiir
eine Kapazititsberechnungsregion enthilt fir jeden Kapazititsberechnungszeitbereich mindestens Folgendes:

a) Methoden fiir die Berechnung der Input-Daten fur die Kapazititsberechnung, die die folgenden Parameter umfassen:
i) eine Methode zur Festlegung der Zuverldssigkeitsmarge gemaf$ Artikel 22;

ii) die Methoden zur Festlegung der Betriebssicherheitsgrenzwerte, der fiir die Kapazititsberechnung relevanten
Ausfille und der Vergabebeschriankungen, die gemaf8 Artikel 23 angewandt werden konnen;

iif) die Methode zur Festlegung der Erzeugungsverlagerungsschliissel gemif§ Artikel 24;

iv) die Methode zur Festlegung der bei der Kapazititsberechnung zu beriicksichtigenden Entlastungsmafinahmen
gemiafs Artikel 25;

b) eine ausfithrliche Beschreibung des Kapazititsberechnungsansatzes, die Folgendes enthilt:

i) eine mathematische Beschreibung des angewandten Kapazititsberechnungsansatzes mit verschiedenen Input-
Daten fiir die Kapazititsberechnung;

ii) Regeln zur Vermeidung unzuldssiger Diskriminierung zwischen internen und zoneniibergreifenden Austauschen,
damit die Einhaltung von Anhang I Nummer 1.7 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 sichergestellt ist;

i) Vorschriften zur Beriicksichtigung gegebenenfalls zuvor vergebener zoneniibergreifender Kapazitit;

iv) Regeln fiir die Anpassung der Lastfliisse auf kritischen Netzelementen oder der zoneniibergreifenden Kapazitat
aufgrund von Entlastungsmafinahmen gemaf8 Artikel 25;

v) fiir den lastflussgestiitzten Ansatz eine mathematische Beschreibung der Berechnung der Energieflussverteilungs-
faktoren und der Berechnung der auf kritischen Netzelementen verfiigbaren Margen;

vi) fiir den Ansatz der koordinierten Nettoiibertragungskapazitit die Regeln fiir die Berechnung der zoneniiber-
greifenden Kapazitit, einschlieflich der Regeln fur die effiziente Aufteilung der Lastflusskapazititen kritischer
Netzelemente auf verschiedene Gebotszonengrenzen;

vii) in Fillen, in denen die Lastflisse auf kritischen Netzelementen durch zoneniibergreifende Stromaustausche in
verschiedenen Kapazititsberechnungsregionen beeinflusst werden, die Regeln fiir die Aufteilung der Lastflusska-
pazititen kritischer Netzelemente auf verschiedene Kapazitdtsberechnungsregionen, um diese Lastfliisse
beriicksichtigen zu konnen;

c) eine Methode fiir die Validierung der zoneniibergreifenden Kapazitit gemafS Artikel 26.
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2. Fir den Intraday-Kapazititsberechnungszeitbereich wird in der Kapazititsberechnungsmethode auch angegeben,
wie hdufig die Kapazitit gemafl Artikel 14 Absatz 4 neu berechnet wird, wobei die Griinde fiir die gewahlte Haufigkeit
angefithrt werden.

3. Die Kapazititsberechnungsmethode umfasst ein Ausweichverfahren fiir den Fall, dass die urspriingliche Kapazitits-
berechnung zu keinen Ergebnissen fithrt.

4. Alle UNB in jeder Kapazititsberechnungsregion verwenden, soweit moglich, harmonisierte Input-Daten fiir die
Kapazititsberechnung. Spitestens bis zum 31. Dezember 2020 verwenden alle Regionen eine harmonisierte Kapazitits-
berechnungsmethode, die insbesondere eine harmonisierte Kapazititsberechnungsmethode fiir den lastflussgestiitzten
Ansatz und fir den Ansatz der koordinierten Nettokapazitit vorsieht. Die Harmonisierung der Kapazitdtsberech-
nungsmethode wird einer Effizienzbewertung unterzogen, die die Harmonisierung der lastflussgestiitzten Methoden und
der Methoden der koordinierten Nettoiibertragungskapazitit, die das gleiche Betriebssicherheitsniveau bewirken, betrifft.
Alle UNB iibermitteln allen Regulierungsbehérden innerhalb von 12 Monaten, nachdem mindestens zwei Kapazititsbe-
rechnungsregionen eine gemeinsame Kapazititsberechnungsmethode gemif8 Artikel 20 Absatz 5 umgesetzt haben, die
Bewertung mit einem Vorschlag fiir den Ubergang zu einer harmonisierten Kapazititsberechnungsmethode.

Artikel 22
Methode fiir die Zuverlissigkeitsmarge

1. Der Vorschlag fiir eine gemeinsame Kapazititsberechnungsmethode umfasst eine Methode zur Bestimmung der
Zuverlissigkeitsmarge. Die Methode zur Bestimmung der Zuverldssigkeitsmarge umfasst zwei Schritte. Im ersten Schritt
schitzen die betroffenen UNB die Wahrscheinlichkeitsverteilung der Abweichungen zwischen den zum Zeitpunkt der
Kapazititsberechnung erwarteten Lastfliissen und den in Echtzeit erfolgten Lastfliissen. Im zweiten Schritt wird die
Zuverlassigkeitsmarge durch die Ableitung eines Wertes von der Wahrscheinlichkeitsverteilung berechnet.

2. In der Methode zur Ermittlung der Zuverlissigkeitsmarge werden die Grundsitze der Berechnung der Wahrschein-
lichkeitsverteilung der Abweichungen zwischen den zum Zeitpunkt der Kapazititsberechnung erwarteten Lastfliissen
und den in Echtzeit erfolgten Lastfliissen dargelegt und die bei der Berechnung zu beriicksichtigenden Unsicherheiten
angegeben. Zur Bestimmung dieser Unsicherheiten wird in der Methode insbesondere Folgendes beriicksichtigt:

a) unbeabsichtigte Abweichungen der physikalischen Lastfliisse innerhalb einer Marktzeiteinheit, die durch die
Anpassung der Lastfliisse innerhalb der Regelzonen und zwischen diesen zur Aufrechterhaltung einer konstanten
Netzfrequenz entstehen;

b) Unsicherheiten, die fur die jeweils betrachtete Marktzeiteinheit die Kapazititsberechnung beeintrachtigen und
zwischen dem Kapazititsberechnungszeitbereich und der Echtzeit eintreten kénnten.

3. In der Methode zur Bestimmung der Zuverldssigkeitsmarge beschreiben die UNB auch gemeinsame harmonisierte
Grundsitze fur die Ableitung der Zuverldssigkeitsmarge von der Wahrscheinlichkeitsverteilung.

4. Auf der Grundlage der gemiR Absatz 1 festgelegten Methode bestimmen die UNB die Zuverlissigkeitsmarge unter
Einhaltung der Betriebssicherheitsgrenzwerte und unter Beriicksichtigung der Unsicherheiten zwischen dem Zeitpunkt
der Kapazititsberechnung und der Echtzeit sowie der nach der Kapazititsberechnung zur Verfiigung stehenden
Entlastungsmafinahmen.

5. Fiir jeden Kapazititsberechnungszeitbereich bestimmen die betroffenen UNB bei Anwendung des lastflussgestiitzten
Ansatzes die Zuverldssigkeitsmarge fiir kritische Netzelemente und bei Anwendung des Ansatzes der koordinierten
Nettotibertragungskapazitit die Zuverldssigkeitsmarge fiir die zonenuibergreifende Kapazitt.

Artikel 23

Methoden fiir Betriebssicherheitsgrenzwerte, Ausfille und Vergabebeschrinkungen

1. Jeder UNB hilt die fiir die Betriebssicherheitsanalyse zugrunde gelegten Betriebssicherheitsgrenzwerte und Ausfélle
ein.
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2. Wenn die fur die Kapazititsberechnung zugrunde gelegten Betriebssicherheitsgrenzwerte und Ausfille nicht mit
den fiir die Betriebssicherheitsanalyse verwendeten identisch sind, beschreiben die UNB in dem Vorschlag fiir die
gemeinsame Kapazititsberechnungsmethode die spezielle Methode und die Kriterien, die sie fiir die Festlegung der fiir
die Kapazititsberechnung zugrunde gelegten Betriebssicherheitsgrenzwerte und Ausfille verwendet haben.

3. Falls die UNB Vergabebeschrinkungen anwenden, so kdnnen diese nur festgelegt anhand von

a) Beschrinkungen, die erforderlich sind, um das Ubertragungsnetz innerhalb der Betriebssicherheitsgrenzwerte zu
halten, und die nicht auf effiziente Weise durch maximale Lastfliisse auf kritischen Netzelementen abgebildet werden
konnen, oder

b) Beschrinkungen, die die 6konomische Wohlfahrt der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung oder der einheitlichen
Intraday-Marktkopplung steigern sollen.

Artikel 24
Methode fiir die Erzeugungsverlagerungsschliissel

1. Der Vorschlag fiir eine gemeinsame Kapazititsberechnungsmethode umfasst einen Vorschlag fiir eine Methode zur
Festlegung eines gemeinsamen Erzeugungsverlagerungsschliissels fir jede Gebotszone und fiir jedes gemafd Artikel 18
entwickelte Szenario.

2. Die Erzeugungsverlagerungsschliissel stellen die bestmogliche Prognose fiir das Verhiltnis einer Verinderung der
Nettoposition einer Gebotszone zu einer bestimmten Verinderung der Erzeugung oder Last im gemeinsamen
Netzmodell dar. Bei dieser Prognose werden insbesondere die Informationen aus der Methode fiir die Bereitstellung der
Erzeugungs- und Lastdaten verwendet.

Artikel 25
Methode fiir Entlastungsmafinahmen im Rahmen der Kapazititsberechnung

1. Jeder UNB einer Kapazititsberechnungsregion legt individuell fest, welche verfiigbaren Entlastungsmafnahmen bei
der Kapazititsberechnung zu beriicksichtigen sind, damit die Ziele dieser Verordnung erreicht werden.

2. Jeder UNB einer Kapazititsberechnungsregion stimmt den Einsatz von bei der Kapazititsberechnung zu beriicksich-
tigenden Entlastungsmaffnahmen und ihre konkrete Anwendung im Echtzeitbetriecb mit den tibrigen UNB derselben
Region ab.

3. Um die Beriicksichtigung von Entlastungsmafinahmen bei der Kapazititsberechnung zu ermoglichen, verstandigen
sich in jeder Kapazititsberechnungsregion alle UNB auf die Anwendung von Entlastungsmafinahmen, die das
Tatigwerden von mehr als einem UNB erforderlich machen.

4. Jeder UNB stellt sicher, dass Entlastungsmanahmen bei der Kapazititsberechnung beriicksichtigt werden, wobei
die Voraussetzung gilt, dass die nach der Berechnung verbleibenden verfiigbaren Entlastungsmafinahmen zusammen mit
der Zuverldssigkeitsmarge gemif Artikel 22 ausreichen, um die Betriebssicherheit zu gewahrleisten.

5. Jeder UNB beriicksichtigt kostenneutrale Entlastungsmafnahmen bei der Kapazititsberechnung.

6.  Jeder UNB stellt sicher, dass die bei der Kapazititsberechnung zu beriicksichtigenden Entlastungsmafnahmen fiir
alle Kapazititsberechnungszeitbereiche dieselben sind, wobei ihre technische Verfigbarkeit fir jeden Kapazitdtsberech-
nungszeitbereich beriicksichtigt wird.

Artikel 26

Methode fiir die Validierung zoneniibergreifender Kapazitit

1. Jeder UNB validiert die fiir seine Gebotszonengrenzen oder kritischen Netzelemente relevante zoneniibergreifende
Kapazitdt, die von den koordinierten Kapazitdtsberechnern gemif§ den Artikeln 27 bis 31 bereitgestellt wird, und hat das
Recht, sie zu korrigieren.

2. In Fillen, in denen der Ansatz der koordinierten Nettoiibertragungskapazitit angewendet wird, nehmen alle UNB
der Kapazititsberechnungsregion eine Regel zur Aufteilung der Korrektur der zoneniibergreifenden Kapazitit auf die
verschiedenen Gebotszonengrenzen in die Kapazititsberechnungsmethode gemif Artikel 21 auf.
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3. Jeder UNB kann die zoneniibergreifende Kapazitdt wihrend der Validierung der zoneniibergreifenden Kapazitit
gemifl Absatz 1 aus Griinden der Betriebssicherheit verringern.

4. Wihrend der Berechnung und Validierung der Kapazitit stimmt sich jeder koordinierte Kapazitdtsberechner mit
den benachbarten koordinierten Kapazititsberechnern ab.

5. Jeder koordinierte Kapazititsberechner erstattet allen Regulierungsbehorden der Kapazititsberechnungsregion alle
drei Monate Bericht iiber alle wihrend der Validierung der zoneniibergreifenden Kapazitit gemifl Absatz 3
vorgenommenen Verringerungen. In diesem Bericht wird auch angegeben, wo, in welchem Umfang und weshalb es eine
Verringerung der zoneniibergreifenden Kapazitit gab.

6.  Alle Regulierungsbehorden der Kapazititsberechnungsregion entscheiden, ob der Bericht gemaff Absatz 5 ganz
oder teilweise veroffentlicht wird.
Abschnitt 4

Der Kapazititsberechnungsprozess
Artikel 27
Allgemeine Bestimmungen

1. Spitestens sechs Monate nach der Entscheidung iiber die Methode fiir die Bereitstellung der Erzeugungs- und
Lastdaten gemaf8 Artikel 16 und iiber das gemeinsame Netzmodell gemif8 Artikel 17 organisieren alle UNB den Prozess
der Zusammenfiithrung der Einzelnetzmodelle.

2. Spitestens vier Monate nach den Entscheidungen tiber die Kapazititsberechnungsmethoden gemaf$ den Artikeln 20
und 21 richten alle UNB in den einzelnen Kapazititsberechnungsregionen gemeinsam die koordinierten Kapazitits-
berechner ein und legen die Vorschriften fiir ihre Arbeitsweise fest.

3. In jeder Kapazititsberechnungsregion iiberpriifen alle UNB alle zwei Jahre im Rahmen des gemif Artikel 31
erstellten Zweijahresberichts iiber die Kapazititsberechnung und -vergabe die Qualitit der im Zuge der Kapazititsbe-
rechnung tibermittelten Daten.

4. Alle UNB iiberpriifen und aktualisieren regelmiRig und mindestens einmal jahrlich unter Verwendung der neuesten
verfiigbaren Informationen:

a) die der Kapazitdtsberechnung zugrunde gelegten Betriebssicherheitsgrenzwerte, Ausfille und Vergabebeschrinkungen;

b) die Wahrscheinlichkeitsverteilung der fur die Berechnung der Zuverldssigkeitsmargen verwendeten Abweichungen
zwischen den zum Zeitpunkt der Kaparzititsberechnung erwarteten Lastfliissen und den in Echtzeit erfolgten
Lastfliissen;

c) die bei der Kapazititsberechnung beriicksichtigten Entlastungsmafnahmen;

d) die Anwendung der Methoden zur Ermittlung der Erzeugungsverlagerungsschliissel, kritischen Netzelemente und
Ausfille gemif den Artikeln 22 bis 24.

Artikel 28
Erstellung eines gemeinsamen Netzmodells

1. Fir jeden Kapazititsberechnungszeitbereich gemédfl Artikel 14 Absatz 1 {ibermittelt jede Erzeugungseinheit und
jede Lasteinheit, die Artikel 16 unterliegt, dem fur die jeweilige Regelzone verantwortlichen UNB innerhalb der
festgelegten Fristen die in der Methode fiir die Bereitstellung der Erzeugungs- und Lastdaten genannten Daten.

2. Jede Erzeugungseinheit und jede Lasteinheit, die Informationen gemafl Artikel 16 Absatz 3 bereitstellt, liefert die
zuverldssigsten praktikablen Schitzungen.

3. Fir jeden Kapazititsberechnungszeitbereich erstellt jeder UNB fiir jedes Szenario ein Einzelnetzmodell gemif
Artikel 19 im Hinblick auf die Zusammenfithrung der Einzelnetzmodelle in ein gemeinsames Netzmodell.
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4. Jeder UNB iibermittelt den fiir die Zusammenfithrung der Einzelnetzmodelle in ein gemeinsames Netzmodell
verantwortlichen UNB fiir jedes Einzelnetzmodell die zuverlassigsten praktikablen Schitzungen.

5. Fiir jeden Kapazititsberechnungszeitbereich wird ein einheitliches, unionsweites gemeinsames Netzmodell fiir jedes
Szenario gemdfl Artikel 18 erstellt, indem die Input-Daten aller UNB, die den Kapazititsberechnungsprozess gemafs
Absatz 3 durchfithren, zusammengefiihrt werden.

Artikel 29
Regionale Berechnung zoneniibergreifender Kapazitit

1.  Fir jeden Kapazititsberechnungszeitbereich iibermitteln alle UNB den koordinierten Kapazititsberechnern und
allen anderen UNB in der Kapazititsberechnungsregion Folgendes: die Betriebssicherheitsgrenzen, die Erzeugungsverlage-
rungsschliissel, die Entlastungsmafnahmen, die Zuverlissigkeitsmargen, die Vergabebeschrinkungen und die zuvor
vergebene zoneniibergreifende Kapazitit.

2. Jeder koordinierte Kapazititsberechner nimmt eine Betriebssicherheitsanalyse unter Anwendung der Betriebssicher-
heitsgrenzen vor, indem er das fiir jedes Szenario gemidfl Artikel 28 Absatz 5 erstellte gemeinsame Netzmodell
verwendet.

3. Fir die Berechnung der zoneniibergreifenden Kapazitit gilt fiir jeden koordinierten Kapazititsberechner Folgendes:

a) Er verwendet Erzeugungsverlagerungsschliissel, um die Auswirkungen von Anderungen der Nettopositionen von
Gebotszonen und der Lastfliisse auf Gleichstromleitungen zu berechnen.

b) Er ldsst jene kritischen Netzelemente aufer Acht, die durch die Anderungen der Nettopositionen von Gebotszonen
gemif$ der in Artikel 21 beschriebenen Methode nicht signifikant beeinflusst werden, und

c) er stellt sicher, dass alle Gebotszonen-Nettopositionen und Lastfliisse auf Gleichstromleitungen, die die zoneniiber-
greifende Kapazitit nicht iiberschreiten, die Zuverldssigkeitsmargen und Betriebssicherheitsgrenzwerte gemaif§
Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe a Ziffern i und ii einhalten, und er beriicksichtigt die bereits vergebene zoneniiber-
greifende Kapazitit gemafl Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer iii.

4. Jeder koordinierter Kapazititsberechner optimiert die zoneniibergreifende Kapazitit durch die Nutzung der
verfugbaren Entlastungsmafinahmen, die bei der Kapazititsberechnung gemafd Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer iv
beriicksichtigt wurden.

5. Jeder koordinierte Kapazititsberechner wendet die gemifS Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer vi festgelegten
Teilungsregeln an.

6. Jeder koordinierte Kaparzititsberechner folgt der gemdfl Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i erstellten
mathematischen Beschreibung des angewandten Kapazititsberechnungsansatzes.

7. Fir jeden koordinierten Kapazititsberechner, der den lastflussgestiitzten Ansatz anwendet, gilt Folgendes:

a) Er verwendet Daten iber die Betriebssicherheitsgrenzwerte zur Berechnung der maximalen Lastfliisse auf kritischen
Netzelementen.

b) Er verwendet das gemeinsame Netzmodell, die Erzeugungsverteilungsschliissel und Ausfille zur Berechnung der
Energieflussverteilungsfaktoren.

¢) Er verwendet die Energieflussverteilungsfaktoren zur Berechnung der Lastfliisse, die aus der in der Kapazititsberech-
nungsregion zuvor vergebenen zoneniibergreifenden Kapazitit resultieren.

d) Er berechnet fir jedes Szenario (unter Beriicksichtigung von Ausfillen) die Lastfliisse auf den kritischen
Netzelementen und passt diese ausgehend von der Annahme, dass es keine zoneniibergreifenden Stromaustausche
innerhalb der Kapazititsberechnungsregion gibt, an, wobei er die gemify Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii
erstellten Regeln zur Vermeidung unzuldssiger Diskriminierung zwischen internen und zoneniibergreifenden
Stromaustauschen anwendet.

e) Er berechnet unter Beriicksichtigung von Ausfillen die auf den kritischen Netzelementen verfiigbaren Margen; dies
sind die maximalen Lastfliisse abziiglich der gemif Buchstabe d angepassten Lastfliisse, der Zuverlissigkeitsmargen
und der aus der zuvor vergebenen zoneniibergreifenden Kapazitit resultierenden Lastfliisse.

f) Er passt die auf den kritischen Netzelementen verfiigbaren Margen oder die Energieflussverteilungsfaktoren unter
Verwendung der verfigbaren Entlastungsmafinahmen, die gemaf Artikel 25 bei der Kapazititsberechnung zu
beriicksichtigen sind, an.
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8.  Fir jeden koordinierten Kapazititsberechner, der den Ansatz der koordinierten Nettoiibertragungskapazitit
anwendet, gilt Folgendes:

a) Er verwendet das gemeinsame Netzmodell, die Erzeugungsverlagerungsschliissel und Ausfille zur Berechnung des
maximalen Stromaustauschs an den Gebotszonengrenzen; dieser entspricht dem unter Beriicksichtigung der Betriebs-
sicherheitsgrenzwerte berechneten maximalen Austausch zwischen zwei Gebotszonen auf beiden Seiten der
Gebotszonengrenze.

b) Er passt den maximalen Stromaustausch unter Verwendung der gemifl Artikel 25 bei der Kapazititsberechnung zu
beriicksichtigenden Entlastungsmafinahmen an.

¢) Er korrigiert den maximalen Stromaustausch unter Anwendung der Regeln gemifs Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe b
Ziffer ii zur Vermeidung unzuldssiger Diskriminierung zwischen internen und zoneniibergreifenden Austauschen.

d) Er wendet die gemaf§ Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer vi festgelegten Regeln fiir die effiziente Aufteilung der
Lastflusskapazititen kritischer Netzelemente auf verschiedene Gebotszonengrenzen an.

e) Er berechnet die zoneniibergreifende Kapazitit; diese ist der maximale Stromaustausch, der zur Berticksichtigung der
Zuverlassigkeitsmarge und der zuvor vergebenen zoneniibergreifenden Kapazitit angepasst wurde.

9. Jeder koordinierte Kapazitdtsberechner arbeitet mit den benachbarten koordinierten Kapazititsberechnern
zusammen. Benachbarte UNB stellen eine solche Zusammenarbeit sicher, indem sie Informationen iiber die gegenseitige
Abhingigkeit mit den relevanten regionalen koordinierten Kapazititsberechnern fir die Kapazititsberechnung und
-validierung austauschen und bestitigen. Benachbarte UNB iibermitteln den koordinierten Kapazititsberechnern vor der
Kapazititsberechnung Informationen iiber die gegenseitige Abhingigkeit. Eine Bewertung der Richtigkeit dieser
Informationen und der Korrekturmafnahmen wird gegebenenfalls in den gemafs Artikel 31 erstellten Zweijahresbericht
aufgenommen.

10.  Jeder koordinierte Kapazititsberechner legt Folgendes fest:

a) lastflussgestiitzte Parameter fiir jede Gebotszone innerhalb der Kapazititsberechnungsregion, wenn er den lastflussge-
stiitzten Ansatz anwendet, oder

b) Werte fur die zoneniibergreifende Kapazitit fiir jede Gebotszonengrenze innerhalb der Kapazititsberechnungsregion,
wenn er den Ansatz der koordinierten Nettoiibertragungskapazitit anwendet.

11.  Jeder koordinierte Kapazititsberechner iibermittelt jedem UNB innerhalb seiner Kapazititsberechnungsregion die
zoneniibergreifende Kapazitit zur Validierung gemafl Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe c.
Artikel 30
Validierung und Ubermittlung der zoneniibergreifenden Kapazitit

1. Jeder UNB validiert die Ergebnisse der regionalen Kapazititsberechnung fiir seine Gebotszonengrenzen oder
kritischen Netzelemente gemafs Artikel 26.

2. Jeder UNB iibermittelt den relevanten koordinierten Kapazititsberechnern und den iibrigen UNB der relevanten
Kapazititsberechnungsregionen die von ihm validierte Kapazitit und die Vergabebeschrinkungen.

3. Jeder koordinierte Kapazititsberechner tibermittelt die validierten zoneniibergreifenden Kapazititen und die
Vergabebeschrankungen gemdf den Artikeln 46 und 58 fiir die Kapazititsvergabe.

Abschnitt 5
Zweijahresbericht iiber die Kapazititsberechnung und -vergabe
Artikel 31
Zweijahresbericht iiber die Kapazititsberechnung und -vergabe

1.  Spitestens zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung erstellt der ENTSO (Strom) einen Bericht iiber die
Kapazititsberechnung und -vergabe und legt ihn der Agentur vor.
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2. Auf Wunsch der Agentur erstellt der ENTSO (Strom) danach alle zwei Jahre einen Bericht iiber die Kapazititsbe-
rechnung und -vergabe und legt ihn der Agentur vor.

3. Fir jede Gebotszone, Gebotszonengrenze und Kapazititsberechnungsregion enthélt der Bericht tiber die Kapazitats-
berechnung und -vergabe mindestens Folgendes:

a) die verwendete Kapazititsberechnungsmethode;
b) statistische Indikatoren fiir die Zuverlassigkeitsmargen;

¢) statistische Indikatoren fir die zoneniibergreifende Kapazitit, gegebenenfalls auch fiir die Vergabebeschrankungen fiir
jeden Kapazititsberechnungszeitbereich;

d) Indikatoren fiir die Qualitit der fur die Kapazitdtsberechnung verwendeten Informationen;
e) gegebenenfalls Malnahmen, die zur Verbesserung der Kapazititsberechnung vorgeschlagen werden;

f) fur Regionen, in denen die Methode der koordinierten Nettotibertragungskapazitit angewandt wird, eine
Untersuchung, ob die in Artikel 20 Absatz 7 genannten Bedingungen nach wie vor erfiillt sind;

g) Indikatoren fiir die Bewertung und die lingerfristige Beobachtung der Effizienz der einheitlichen Day-Ahead-
Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung, einschlieBlich der Zusammenfiithrung der Kapazitits-
berechnungsregionen gemif§ Artikel 15 Absatz 3, soweit relevant;

h) Empfehlungen fiir die weitere Entwicklung der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen
Intraday-Marktkopplung, einschlieflich der weiteren Harmonisierung der Methoden, Prozesse und Governance-
Regelungen.

4. Nach Konsultation der Agentur einigen sich alle UNB gemeinsam auf die statistischen und qualitativen Indikatoren
fir den Bericht. Vor der Einigung der UNB auf diese Indikatoren oder wihrend ihrer Anwendung kann die Agentur
verlangen, dass die Indikatoren gedndert werden.

5. Die Agentur entscheidet, ob der Zweijahresbericht ganz oder teilweise verdffentlicht wird.

KAPITEL 2

Konfiguration der Gebotszonen

Artikel 32
Uberpriifung bestehender Gebotszonenkonfigurationen

1.  Die Uberpriifung einer bestehenden Gebotszonenkonfiguration kann eingeleitet werden durch
a) die Agentur gemifl Artikel 34 Absatz 7;
b) mehrere Regulierungsbehorden nach einer Empfehlung der Agentur gemaf$ Artikel 34;

c) die UNB einer Kapazititsberechnungsregion zusammen mit allen betroffenen UNB, deren Regelzonen, einschlieflich
Verbindungsleitungen, innerhalb des geografischen Gebiets liegen, in dem die Gebotszonenkonfiguration gemif§
Absatz 2 Buchstabe a iiberpriift werden soll;

d) eine Regulierungsbehérde allein oder einen UNB mit der Genehmigung der fiir ihn zustindigen Regulierungsbehorde
fir die Gebotszonen innerhalb der Regelzone des UNB, falls die Gebotszonenkonfiguration vernachlissigbare
Auswirkungen auf die Regelzonen — einschlieRlich Verbindungsleitungen — benachbarter UNB hat und die
Gebotszonenkonfiguration tiberprifft werden muss, um die Effizienz zu verbessern oder die Betriebssicherheit
aufrecht zu erhalten;

e) Mitgliedstaaten in einer Kapazititsberechnungsregion.

2. Falls eine Uberpriifung gemdR Absatz 1 Buchstaben a, b, ¢ oder e eingeleitet wird, muss die Funktionseinheit, die
die Uberpriifung einleitet, Folgendes angeben:

a) das geografische Gebiet, in dem die Gebotszonenkonfiguration zu priifen ist, und die benachbarten Gebiete, fiir die
die entsprechenden Auswirkungen beriicksichtigt werden miissen;

b) die beteiligten UNB;

c) die beteiligten Regulierungsbehorden.
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3. Falls eine Uberpriifung gemdf Absatz 1 Buchstabe d eingeleitet wird, gelten die folgenden Bedingungen:

a) Das geografische Gebiet, in dem die Gebotszonenkonfiguration iiberpriift wird, ist auf die Regelzone des relevanten
UNB, einschlieflich Verbindungsleitungen, beschrankt.

b) Der UNB der relevanten Regelzone ist der einzige UNB, der an der Uberpriifung teilnimmt.
¢) Die zustindige Regulierungsbehorde ist die einzige Regulierungsbehorde, die an der Uberpriifung teilnimmt.

d) Der mafgebliche UNB und die mafgebliche Regulierungsbehdrde teilen den benachbarten UNB und Regulierungs-
behérden in vorher abgestimmter Weise und mit Angabe von Griinden die Einleitung der Uberpriifung mit und

e) die Bedingungen der Uberpriifung werden festgelegt und die Ergebnisse der Uberpriifung sowie der Vorschlag fiir die
zustindigen Regulierungsbehorden werden veroffentlicht.

4. Die Uberpriifung umfasst zwei Schritte.

a) In einem ersten Schritt entwickeln die an der Uberpriifung einer Gebotszonenkonfiguration beteiligten UNB die
Methode und die Annahmen, die bei der Uberpriifung verwendet werden, und sie schlagen fir die Uberpriifung
alternative Gebotszonenkonfigurationen vor.

Der Vorschlag fiir eine Methode, Annahmen und alternative Gebotszonenkonfigurationen wird den beteiligten
Regulierungsbehorden vorgelegt, die innerhalb von drei Monaten abgestimmte Anderungen verlangen konnen.

b) In einem zweiten Schritt unternehmen die an der Uberpriifung einer Gebotszonenkonfiguration beteiligten UNB
Folgendes:

i) Sie priifen und vergleichen die aktuelle Gebotszonenkonfiguration und jede alternative Gebotszonenkonfiguration
anhand der in Artikel 33 aufgefiihrten Kriterien.

i) Sie fithren eine Konsultation gemaf$ Artikel 12 und einen Workshop zu den Vorschligen fiir andere Gebotszonen-
konfigurationen als die bestehenden Gebotszonenkonfigurationen mit Zeitplinen fur die Umsetzung durch, es sei
denn, die Gebotszonenkonfiguration hat vernachlassigbare Auswirkungen auf die Regelzonen der benachbarten
UNB.

iii) Sie reichen innerhalb von 15 Monaten nach der Entscheidung zur Einleitung einer Uberpriifung bei den
beteiligten Mitgliedstaaten und den beteiligten Regulierungsbehorden einen gemeinsamen Vorschlag zur
Beibehaltung oder Anderung der Gebotszonenkonfiguration ein.

¢) Nach dem Erhalt des gemeinsamen Vorschlags zur Beibehaltung oder Anderung der Gebotszonenkonfiguration
gemdf vorstehender Ziffer iii miissen die beteiligten Mitgliedstaaten oder, sofern die Mitgliedstaaten dies so bestimmt
haben, die Regulierungsbehdrden innerhalb von sechs Monaten eine Einigung hinsichtlich des Vorschlags zur
Beibehaltung oder Anderung der Gebotszonenkonfiguration erzielen.

5. NEMOs oder Marktteilnehmer iibermitteln, falls die UNB dies verlangen, den an der Uberpriifung einer Gebotszone

beteiligten UNB Informationen, die ihnen eine Beurteilung der Gebotszonenkonfigurationen erméglichen. Diese

Informationen werden nur zwischen den beteiligten UNB ausgetauscht und ausschlieSlich zur Beurteilung der Gebotszo-
nenkonfigurationen verwendet.

6.  Die Initiative fiir die Uberpriifung der Gebotszonenkonfiguration und ihre Ergebnisse werden von dem ENTSO
(Strom) oder, falls die Uberpriifung gemaf Absatz 1 Buchstabe d eingeleitet wurde, von dem beteiligten UNB
veroffentlicht.

Artikel 33
Kriterien fiir die Uberpriifung der Gebotszonenkonfigurationen

1.  Bei einer Uberpriifung der Gebotszonenkonfiguration gemdf Artikel 32 werden mindestens folgende Kriterien
beriicksichtigt:

a) Hinsichtlich der Netzsicherheit:
i) die Fahigkeit der Gebotszonenkonfigurationen, die Betriebs- und die Versorgungssicherheit sicherzustellen;

ii) der Grad der Unsicherheit bei der Berechnung der zoneniibergreifenden Kapazitit.
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b) Hinsichtlich der Markteffizienz insgesamt:
i) jede aus der Anderung resultierende Steigerung oder Verringerung der wirtschaftlichen Effizienz;
ii) die Effizienz des Marktes, die mindestens die Kosten fiir die Gewihrleistung der Verbindlichkeit der Kapazitit, die
Marktliquiditdt, Marktkonzentration und Marktmacht, die Forderung eines wirksamen Wettbewerbs, die

Preissignale fiir den Bau von Infrastruktur, die Genauigkeit und Zuverldssigkeit der Preissignale;

iii) die Transaktions- und die Ubergangskosten, einschlielich der Kosten fiir die Anderung bestehender vertraglicher
Verpflichtungen, die den Marktteilnehmern, NEMOs und UNB entstanden sind;

iv) die Kosten fiir den Bau neuer Infrastruktur, die vorhandene Engpésse mildern kann;

v) die Notwendigkeit, dafiir zu sorgen, dass das Marktergebnis realisierbar ist, ohne dass in grofem Umfang von
wirtschaftlich ineffizienten Entlastungsmafnahmen Gebrauch gemacht werden muss;

vi) etwaige negative Auswirkungen interner Transaktionen auf andere Gebotszonen, damit die Einhaltung von
Anhang I Nummer 1.7 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 sichergestellt ist;

vii) die Auswirkungen auf die Anwendung und die Effizienz der Ausgleichsmechanismen und der Prozesse fiir die
Abrechnung von Ausgleichsenergie.

¢) Hinsichtlich der Stabilitdt und Robustheit der Gebotszonen:
i) das Kriterium, dass Gebotszonen im iiber einen langeren Zeitraum ausreichend stabil und robust sein miissen;
ii) das Kriterium, dass Gebotszonen fur alle Kapazititsberechnungszeitbereiche kohirent sein miissen;

iii) das Kriterium, dass jede Erzeugungseinheit und jede Lasteinheit pro Marktzeiteinheit nur zu einer Gebotszone
gehoren darf;

iv) die Stelle, an der Engpisse auftreten, bzw. die Haufigkeit, mit der Engpisse auftreten, falls strukturelle Engpisse
die Abgrenzung der Gebotszonen beeinflussen, wobei jegliche etwaige kiinftige Investitionen, die vorhandene
Engpisse entlasten konnen, zu beriicksichtigen sind.

2. Eine Uberpriifung der Gebotszonen gemif Artikel 32 umfasst Szenarios, die eine Reihe wahrscheinlicher
Infrastrukturentwicklungen in einem Zeitraum von 10 Jahren ab dem Jahr nach dem Jahr, in dem die Entscheidung zur
Einleitung einer Uberprifung getroffen wurde, beriicksichtigen.

Artikel 34

Regelmiiflige Berichterstattung iiber die aktuelle Gebotszonenkonfiguration durch den ENTSO (Strom) und die
Agentur

1. Die Agentur priift alle drei Jahre die Effizienz der aktuellen Gebotszonenkonfiguration.

a) fordert den ENTSO (Strom) zur Erstellung eines technischen Berichts iiber die aktuelle Gebotszonenkonfiguration auf
und

b) erstellt einen Marktbericht, in dem die Auswirkungen der aktuellen Gebotszonenkonfiguration auf die Markteffizienz
bewertet werden.

2. Der technische Bericht gemaff Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe a enthilt mindestens Folgendes:

a) eine Liste der strukturellen Engpisse und anderer bedeutender physischer Engpisse, einschlieSlich Angaben zu den
Stellen, an denen sie auftreten, und der Haufigkeit, mit der sie auftreten;

b) eine Analyse der voraussichtlichen Entwicklung oder Beseitigung physischer Engpasse, die sich aus Investitionen in
die Netze oder aus signifikanten Anderungen bei den Erzeugungs- oder Verbrauchsmustern ergeben;

c) gegebenenfalls fiir jede Kapazititsberechnungsregion eine Analyse des Anteils jener Lastfliisse, die nicht auf den
Kapazititsvergabemechanismus zuriickgehen;

d) Engpasserlose und Kosten der Verbindlichkeit;

e) ein Szenario fiir einen Zeitraum von zehn Jahren.
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3. Jeder UNB stellt die Daten und Analysen zur Verfiigung, damit der technische Bericht iiber die aktuelle Gebotszo-
nenkonfiguration zeitnah erstellt werden kann.

4. Spitestens neun Monate nach der Aufforderung durch die Agentur tibermittelt der ENTSO (Strom) der Agentur
den technischen Bericht iiber die aktuelle Gebotszonenkonfiguration.

5. Der technische Bericht tiber die aktuelle Gebotszonenkonfiguration deckt die letzten drei vollstindigen
Kalenderjahre ab, die der Aufforderung der Agentur vorangehen.

6.  Unbeschadet der in Artikel 13 vorgesehenen Vertraulichkeitsverpflichtungen macht der ENTSO (Strom) den
technischen Bericht der Offentlichkeit zugénglich.

7. Falls in dem technischen Bericht oder in dem Marktbericht Ineffizienzen in der aktuellen Gebotszonenkonfiguration
aufgezeigt werden, kann die Agentur die UNB auffordern, eine Uberpriifung der vorhandenen Gebotszonenkonfiguration
gemdfd Artikel 32 Absatz 1 einzuleiten.

KAPITEL 3

Redispatching und Countertrading

Artikel 35
Koordiniertes Redispatching und Countertrading

1. Innerhalb von 16 Monaten nach der Genehmigung der Kapazititsberechnungsregionen gemifl Artikel 15 durch
die Regulierungsbehdrden erarbeiten alle UNB in jeder Kapazititsberechnungsregion einen Vorschlag fiir eine
gemeinsame Methode fur das koordinierte Redispatching und Countertrading. Der Vorschlag ist Gegenstand einer
Konsultation gemaf$ Artikel 12.

2. Die Methode fiir das koordinierte Redispatching und Countertrading umfasst Mafnahmen von grenziiber-
schreitender Bedeutung und ermoglicht es allen UNB in jeder Kapazititsberechnungsregion, physische Engpisse wirksam
unabhingig davon zu beheben, ob die Griinde fiir die physischen Engpésse hauptsichlich auferhalb ihrer Regelzone
liegen oder nicht. Die Methode fuir das koordinierte Redispatching oder Countertrading stellt darauf ab, dass ihre
Anwendung die Lastfliisse auflerhalb der Regelzone des UNB signifikant beeinflussen kann.

3. Jeder UNB kann alle verfiigbaren Erzeugungseinheiten und Lasteinheiten im Einklang mit den fiir seine Regelzone,
einschlieflich Verbindungsleitungen, geltenden geeigneten Mechanismen und Regelungen zum Redispatching
heranziehen.

Innerhalb von 26 Monaten nach der Genehmigung der Kapazititsberechnungsregionen durch die Regulierungsbehorden
erstellen alle UNB in jeder Kapazititsberechnungsregion einen Bericht, der der Konsultation gemif Artikel 12 unterliegt,
mit einer Bewertung der schrittweisen Koordinierung und Harmonisierung dieser Mechanismen und Regelungen und mit
Vorschligen. Der Bericht wird den jeweiligen Regulierungsbehorden zur Priifung vorgelegt. Die im Bericht enthaltenen
Vorschlige miissen verhindern, dass diese Mechanismen und Regelungen den Markt verzerren.

4. Jeder UNB unterldsst einseitige oder unkoordinierte Redispatching- und Countertrading-Mafnahmen von grenz-
tiberschreitender Bedeutung. Jeder UNB koordiniert den Einsatz der Ressourcen im Bereich des Redispatching oder
Countertrading unter Berticksichtigung ihrer Auswirkungen auf die Betriebssicherheit und die wirtschaftliche Effizienz.

5. Die relevanten Erzeugungseinheiten und Lasteinheiten teilen den UNB die Preise fiir das Redispatching und
Countertrading mit, bevor die Ressourcen fiir das Redispatching und das Countertrading verbindlich zugesagt werden.

Grundlage fur die Preisfestsetzung fiir das Redispatching und das Countertrading sind
a) die an den relevanten Strommirkten fiir den betreffenden Zeitbereich geltenden Preise oder

b) die Kosten fiir die Ressourcen im Bereich des Redispatching oder Countertrading, die auf der Grundlage der
angefallenen Kosten auf transparente Weise berechnet werden.

6.  Die Erzeugungseinheiten und Lasteinheiten iibermitteln den relevanten UNB im Voraus alle fiir die Berechnung der
Kosten fiir das Countertrading und Redispatching notwendigen Informationen. Diese Informationen werden von den
relevanten UNB ausschlielich fiir das Redispatching und Countertrading gemeinsam genutzt.
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KAPITEL 4

Algorithmen-Entwicklung

Artikel 36
Allgemeine Bestimmungen

1. Alle NEMOs entwickeln, pflegen und verwenden die folgenden Algorithmen:
a) einen Preiskopplungsalgorithmus;
b) einen Abgleichungsalgorithmus fiir den kontinuierlichen Handel.

2.  Die NEMOs sorgen dafiir, dass der Preiskopplungsalgorithmus und der Abgleichungsalgorithmus fiir den
kontinuierlichen Handel die Anforderungen der Artikel 39 und 52 erfiillen.

3. Spitestens 18 Monate nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung erarbeiten alle NEMOs in Zusammenarbeit mit
den UNB einen Vorschlag fiir eine Back-up-Methode, um den in den Artikeln 39 und 52 festgelegten Verpflichtungen
nachzukommen. Der Vorschlag fiir die Methode ist Gegenstand einer Konsultation gemaf8 Artikel 12.

4. Fur die effiziente Umsetzung der Ziele dieser Verordnung verwenden die NEMOs, soweit moglich, bereits
vereinbarte Losungen.

Artikel 37
Algorithmen-Entwicklung

1.  Spitestens acht Monate nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung

a) itbermitteln alle UNB zusammen allen NEMOs einen Vorschlag fiir gemeinsame Anforderungen an die effiziente
Kapazititsvergabe, um die Entwicklung des Preiskopplungsalgorithmus und des Abgleichungsalgorithmus fiir den
kontinuierlichen Handel zu ermoglichen. In diesen Anforderungen sind die Funktionen und die Leistungsfihigkeit
festzulegen, einschlieRlich der Fristen fiir die Ubermittlung der Ergebnisse der einheitlichen Day-Ahead- und der
Intraday-Marktkopplung und der Einzelheiten zu den zu beriicksichtigenden Beschrankungen der zoneniiber-
greifenden Kapazitit und Vergabebeschriankungen.

b) schlagen alle NEMOs zusammen gemeinsame Anforderungen an die effiziente Abgleichung vor, um die Entwicklung
des Preiskopplungsalgorithmus und des Abgleichungsalgorithmus fiir den kontinuierlichen Handel zu erméglichen.

2. Spitestens drei Monate nach der Vorlage der Vorschlige der UNB und NEMOs fiir gemeinsame Anforderungen
gemdfl Absatz 1 erarbeiten alle NEMOs einen Vorschlag fiir den Algorithmus, der mit diesen Anforderungen
iibereinstimmt. Dieser Vorschlag enthilt eine Frist fiir die Ubermittlung der eingegangenen Auftrige durch die NEMOs,
die fiir die Ausfithrung der MKB-Funktionen gemidf Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b notwendig sind.

3. Der in Absatz 2 genannte Vorschlag wird allen UNB iibermittelt. Wenn fiir die Ausarbeitung dieses Vorschlags
zusitzliche Zeit benotigt wird, arbeiten alle NEMOs mit der Unterstiitzung aller UNB fiir einen Zeitraum von maximal
zwei Monaten zusammen, um sicherzustellen, dass der Vorschlag mit den Absitzen 1 und 2 in Einklang steht.

4. Die Vorschlidge im Sinne der Absitze 1 und 2 sind Gegenstand einer Konsultation gemaf§ Artikel 12.

5. Alle NEMOs legen den Regulierungsbehérden spitestens 18 Monate nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung den
gemif den Absdtzen 2 und 3 erarbeiteten Vorschlag zur Genehmigung vor.

6.  Spitestens zwei Jahre nach der Genehmigung des Vorschlags gemdf Absatz 5 iiberpriifen alle UNB und alle
NEMOs das Funktionieren des Preiskopplungsalgorithmus und des Abgleichungsalgorithmus fiir den kontinuierlichen
Handel und legen der Agentur den entsprechenden Bericht vor. Auf Antrag der Agentur wird die Uberpriifung
anschliefend alle zwei Jahre erneut durchgefiihrt.
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KAPITEL 5

Einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung

Abschnitt 1

Der Preiskopplungsalgorithmus
Artikel 38
Ziele des Preiskopplungsalgorithmus

1. Der Preiskopplungsalgorithmus muss die in Artikel 39 Absatz 2 genannten Ergebnisse in einer Weise erzielen, die

a) darauf abzielt, fur den nachfolgenden Handelstag die O6konomische Wohlfahrt der einheitlichen Day-Ahead-
Marktkopplung fiir die Preiskopplungsregion zu maximieren;

b) auf dem Grenzpreisprinzip beruht, demzufolge alle angenommenen Gebote in jeder Gebotszone und fir jede
Marktzeiteinheit denselben Preis haben;

c) eine effiziente Preisbildung erleichtert;
d) Beschrinkungen der zoneniibergreifenden Kapazitit und Vergabebeschrinkungen beriicksichtigt;
e) wiederholbar und skalierbar ist.

2. Der Preiskopplungsalgorithmus ist so zu entwickeln, dass die Moglichkeit besteht, ihn auf eine kleinere oder eine
groflere Anzahl von Gebotszonen anzuwenden.

Artikel 39
Inputs und Ergebnisse des Preiskopplungsalgorithmus

1. Zur Erzielung der Ergebnisse zieht der Preiskopplungsalgorithmus Folgendes heran:

a) die gemifl Artikel 23 Absatz 3 festgelegten Vergabebeschrankungen;

b) die gemaf Artikel 30 validierten Ergebnisse der zoneniibergreifenden Kapazititsberechnung;
c) die gemidf Artikel 40 tibermittelten Auftrige.

2. Der Preiskopplungsalgorithmus muss fiir jede Marktzeiteinheit mindestens die folgenden Ergebnisse gleichzeitig
liefern:

a) einen einheitlichen Clearingpreis fiir jede Gebotszone und jede Marktzeiteinheit in Euro/MWh;
b) eine einheitliche Nettoposition fiir jede Gebotszone und jede Marktzeiteinheit;
¢) die Informationen, die es ermdoglichen, den Stand der Ausfithrung der Auftrage zu ermitteln.

3. Alle NEMOs stellen die Richtigkeit und Effizienz der mit dem einheitlichen Preiskopplungsalgorithmus erzielten
Ergebnisse sicher.

4. Alle UNB vergewissern sich, dass die Ergebnisse des Preiskopplungsalgorithmus mit den Beschrinkungen der
zoneniibergreifenden Kapazitit und den Vergabebeschrinkungen im Einklang stehen.
Artikel 40
Beriicksichtigte Produkte

1.  Spitestens 18 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung legen die NEMOs einen gemeinsamen Vorschlag fiir
Produkte vor, die bei der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung beriicksichtigt werden konnen. Die NEMOs stellen
sicher, dass aus diesen Produkten resultierende Auftrige, auf die der Preiskopplungsalgorithmus angewandt wird, in Euro
ausgedriickt sind und sich auf die Marktzeit beziehen.
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2. Alle NEMOs stellen sicher, dass der Preiskopplungsalgorithmus aus diesen Produkten resultierende Auftrage, die
eine einzige Marktzeiteinheit und mehrere Marktzeiteinheiten abdecken, verarbeiten kann.

3. Spitestens zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung und danach alle zwei Jahre konsultieren alle NEMOs
gemafS Artikel 12

a) die Marktteilnehmer, um sicherzustellen, dass die verfiigbaren Produkte deren Erfordernissen entsprechen;
b) alle UNB, um sicherzustellen, dass die Produkte der Betriebssicherheit gebithrend Rechnung tragen;

c) alle Regulierungsbehorden, um sicherzustellen, dass die verfiigbaren Produkte mit den Zielen dieser Verordnung im
Einklang stehen.

4. Alle NEMOs dndern die Produkte, wenn die Ergebnisse der Konsultation gemafl Absatz 3 dies erforderlich machen.

Artikel 41
Héchst- und Mindestpreise

1. Spitestens 18 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung erarbeiten alle NEMOs zusammen mit den
betreffenden UNB einen Vorschlag fiir harmonisierte Hochst- und Mindestclearingpreise, die in allen Gebotszonen, die
an der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung teilnehmen, anzuwenden sind. Der Vorschlag beriicksichtigt den
geschitzten Wert der Zahlungsbereitschaft fur die Beibehaltung der Stromversorgung (Value of Lost Load).

Der Vorschlag ist Gegenstand einer Konsultation gemaf8 Artikel 12.
2. Alle NEMOs legen den Vorschlag den Regulierungsbehorden zur Genehmigung vor.

Hat ein Mitgliedstaat bestimmt, dass eine andere Behorde als die nationale Regulierungsbehorde befugt ist, die Hochst-
und Mindestclearingpreise auf nationaler Ebene zu genehmigen, wird der Vorschlag von der Regulierungsbehorde
zusammen mit der relevanten Behorde im Hinblick auf seine Auswirkungen auf die nationalen Markte besprochen.

Nach Erhalt der Genehmigungsentscheidung aller Regulierungsbehorden unterrichten alle NEMOs die betreffenden UNB
unverziiglich iiber diese Entscheidung.
Artikel 42
Bepreisung zoneniibergreifender Day-Ahead-Kapazitit

1. Der Preis fiir zoneniibergreifende Day-Ahead-Kapazitit muss Marktengpisse widerspiegeln und belduft sich auf die
Differenz zwischen den jeweiligen Day-Ahead-Clearingpreisen der relevanten Gebotszonen.

2. Mit Ausnahme des Preises gemafs Absatz 1 werden fur zoneniibergreifende Day-Ahead-Kapazitit keine Gebiihren
wie Ausgleichsenergieentgelte oder zusitzliche Entgelte verlangt.

Artikel 43

Methode zur Berechnung der fahrplanbezogenen Austausche, die sich aus der einheitlichen Day-Ahead-
Marktkopplung ergeben

1.  Spitestens 16 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung erarbeiten die UNB, die fahrplanbezogene Austausche
berechnen wollen, die sich aus der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung ergeben, einen Vorschlag fiir eine
gemeinsame Berechnungsmethode. Der Vorschlag ist Gegenstand einer Konsultation gemafS Artikel 12.

2. In der Methode wird die Berechnung beschrieben und aufgefithrt, welche Angaben die betreffenden NEMOs dem
Berechner des fahrplanméfdigen Austauschs gemafl Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe g innerhalb welcher Frist zu
tibermitteln haben. Die Frist fur die Ubermittlung der Angaben endet spitestens um 15.30 Uhr Day-Ahead-Marktzeit.
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3. Der Berechnung liegen Nettopositionen fiir jede Marktzeiteinheit zugrunde.

4. Spitestens zwei Jahre nach der Genehmigung des Vorschlags gemif8 Absatz 1 durch die Regulierungsbehorden der
vom Vorschlag betroffenen Region wird die Methode von den UNB, die die fahrplanbezogenen Austausche durchfithren,
tiberpriift. Danach wird die Methode alle zwei Jahre auf Ersuchen der zustindigen Regulierungsbehorden tiberpriift.

Artikel 44
Festlegung von Ausweichverfahren

Spétestens 16 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung erarbeitet jeder UNB in Abstimmung mit allen anderen UNB
in der Kapazitdtsberechnungsregion einen Vorschlag fiir robuste und zeitnahe Ausweichverfahren, um fiir den Fall, dass
bei der einheitlichen Day-Ahead-Kopplung keine Ergebnisse erzielt werden, eine effiziente, transparente und nichtdiskri-
minierende Kapazititsvergabe zu gewahrleisten.

Der Vorschlag fiir die Einfithrung von Ausweichverfahren ist Gegenstand einer Konsultation gemaf Artikel 12.

Artikel 45

Regelungen bei mehr als einem NEMO in einer Gebotszone und fiir Verbindungsleitungen, die nicht von
zertifizierten UNB betrieben werden

1. UNB in Gebotszonen, in denen mehr als ein NEMO benannt wurde und/oder Handelsdienstleistungen anbietet
oder in denen es Verbindungsleitungen gibt, die nicht nach Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 von
zertifizierten UNB betrieben werden, erarbeiten in Zusammenarbeit mit den betroffenen UNB, NEMOs und nicht als
UNB zertifizierten Betreibern von Verbindungsleitungen einen Vorschlag fiir die Vergabe zoneniibergreifender Kapazitit
und sonstige fiir solche Gebotszonen notwendigen Regelungen, um sicherzustellen, dass die betreffenden NEMOs und
Verbindungsleitungen die fiir solche Regelungen notwendigen Daten und finanziellen Mittel bereitstellen. Diese
Regelungen miissen weiteren UNB und NEMOs offen stehen.

2. Der Vorschlag wird innerhalb von vier Monaten, nachdem mehr als ein NEMO benannt und/oder ihm erlaubt
wurde, Handelsdienstleistungen in einer Gebotszone anzubieten, oder wenn eine neue Verbindungsleitung nicht von
einem zertifizierten UNB betrieben wird, den relevanten nationalen Regulierungsbehérden zur Genehmigung vorgelegt.
Im Fall bestehender Verbindungsleitungen, die nicht von zertifizierten UNB betrieben werden, wird der Vorschlag
innerhalb von vier Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung vorgelegt.

Abschnitt 2

Der Prozess der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung
Artikel 46
Bereitstellung von Input-Daten

1. Jeder koordinierte Kapazititsberechner stellt sicher, dass die betreffenden NEMOs rechtzeitig Angaben zu
Beschrankungen der zoneniibergreifenden Kapazitit und zu Vergabebeschrinkungen erhalten, damit die fir den Markt
geltenden Beschrinkungen der zoneniibergreifenden Kapazitit und Vergabebeschrinkungen garantiert bis spitestens
11.00 Uhr Day-Ahead-Marktzeit veroffentlicht werden.

2. Kann ein koordinierter Kapazititsberechner eine Stunde vor dem Day-Ahead-Marktschlusszeitpunkt keine Angaben
zu den Beschrankungen der zoneniibergreifenden Kapazitit und den Vergabebeschrinkungen machen, so setzt er die
betreffenden NEMOs davon in Kenntnis. Diese NEMOs veroffentlichen unverziiglich eine Mitteilung an die
Marktteilnehmer.

In solchen Fillen liefert der koordinierte Kapazititsberechner die Angaben zu den Beschrankungen der zoneniiber-
greifenden Kapazitit und den Vergabebeschrinkungen spitestens 30 Minuten vor dem Day-Ahead-Marktschluss-
zeitpunkt.
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Artikel 47
Betrieb der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung
1.  Der Zeitpunkt der Offnung des Day-ahead-Marktes ist spétestens 11.00 Uhr Day-ahead-Marktzeit.

2. Der Day-Ahead-Marktschlusszeitpunkt in jeder Gebotszone ist Mittag Day-Ahead-Marktzeit. UNB oder NEMOs in
der Region, die auf der MOE-Region oder deren Nachbarlindern beruht, diirfen bis zur Teilnahme dieser Region an der
einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung einen anderen Marktschlusszeitpunkt festlegen.

3. Die Marktteilnehmer tibermitteln den betreffenden NEMOs alle Auftrige im Einklang mit den Artikeln 39 und 40
vor dem Day-Ahead-Marktschlusszeitpunkt.

4. Jeder NEMO tibermittelt die gema8 Absatz 3 eingegangenen Auftrige zur Ausfithrung der MKB-Funktionen gemif§
Artikel 7 Absatz 2 spitestens bis zu dem Zeitpunkt, den alle NEMOs in dem Vorschlag fiir einen einheitlichen Preiskop-
plungsalgorithmus gemaf Artikel 37 Absatz 5 festgelegt haben.

5. Bei der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung abgeglichene Auftrage gelten als verbindlich.

6.  Die MKB-Funktionen gewihrleisten die Anonymitit der iibermittelten Auftrage.

Artikel 48
Ubermittlung von Ergebnissen

1.  Spitestens bis zu dem von allen UNB in den Anforderungen gemif Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe a festgelegten
Zeitpunkt tibermitteln alle NEMOs, die MKB-Funktionen ausfithren, die Ergebnisse der einheitlichen Day-Ahead-
Marktkopplung an

a) alle UNB, alle koordinierten Kapazititsberechner und alle NEMOs im Falle der in Artikel 39 Absatz 2 Buchstaben a
und b genannten Ergebnisse;

b) alle NEMOs im Falle der in Artikel 39 Absatz 2 Buchstabe ¢ genannten Ergebnisse.

2. Jeder UNB vergewissert sich, dass die Ergebnisse des Preiskopplungsalgorithmus gemif Artikel 39 Absatz 2
Buchstabe b fiir die einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung im Einklang mit den Vergabebeschrinkungen und der
validierten zoneniibergreifenden Kapazitit berechnet wurden.

3. Jeder UNB vergewissert sich, dass die Ergebnisse des Preiskopplungsalgorithmus gemdf Artikel 39 Absatz 2
Buchstabe c fiir die einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung im Einklang mit den Auftrigen berechnet wurden.

4. Jeder NEMO informiert die Marktteilnehmer unverziiglich iiber den Stand der Ausfithrung ihrer Auftrige.

Artikel 49

Berechnung der fahrplanbezogenen Austausche, die sich aus der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung
ergeben

1. Jeder Berechner des fahrplanbezogenen Austauschs berechnet die fahrplanbezogenen Austausche zwischen
Gebotszonen fiir jede Marktzeiteinheit nach der gemif Artikel 43 erarbeiteten Methode.

2. Jeder Berechner des fahrplanbezogenen Austauschs unterrichtet die relevanten NEMOs, zentralen Gegenparteien,
Transportagenten und UNB tiber die vereinbarten fahrplanbezogenen Austausche.
Artikel 50
Einleitung von Ausweichverfahren

1. Fir den Fall, dass kein NEMO, der MKB-Funktionen ausfiithrt, in der Lage ist, die Ergebnisse des Preiskopplungsal-
gorithmus bis zu dem in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe a genannten Zeitpunkt zum Teil oder vollstindig zu
ibermitteln, gilt das gemafd Artikel 44 eingefithrte Ausweichverfahren.
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2. Besteht die Gefahr, dass kein NEMO, der MKB-Funktionen ausfiihrt, in der Lage ist, die Ergebnisse fristgemifs zum
Teil oder vollstindig zu iibermitteln, unterrichten alle NEMOs alle UNB, sobald die Gefahr erkannt wird. Alle NEMOs,
die MKB-Funktionen ausfithren, veroffentlichen unverziiglich eine Mitteilung an die Marktteilnehmer, dass Ausweich-
verfahren angewandt werden diirfen.

KAPITEL 6

Einheitliche Intraday-Marktkopplung

Abschnitt 1

Ziele, Bedingungen und Ergebnisse der einheitlichen Intraday-Marktkopplung
Artikel 51
Ziele des Abgleichungsalgorithmus fiir den kontinuierlichen Handel

1. Vom Zeitpunkt der Offnung des zoneniibergreifenden Intraday-Marktes bis zum Zeitpunkt der SchlieRung des
zoneniibergreifenden Intraday-Marktes wird anhand des Abgleichungsalgorithmus fir den kontinuierlichen Handel
bestimmt, welche Auftrage fiir die Abgleichung auszuwihlen sind, damit die Abgleichung

a) darauf abzielt, bei der einheitlichen Intraday-Marktkopplung die 6konomische Wohlfahrt pro Transaktion fir den
Intraday-Marktzeitbereich zu maximieren, indem Kapazitit fiir Auftrige vergeben werden, bei denen eine
Abgleichung im Einklang mit dem Preis und dem Ubermittlungszeitpunkt moglich ist;

b) die gemdfd Artikel 58 Absatz 1 iibermittelten Vergabebeschrankungen beriicksichtigt;

¢) die gemifl Artikel 58 Absatz 1 tibermittelte zonentibergreifende Kapazitit beriicksichtigt;
d) die Anforderungen fiir die Ubermittlung von Ergebnissen gemif Artikel 60 beachtet;

e) wiederholbar und skalierbar ist.

2. Der Abgleichungsalgorithmus fiir den kontinuierlichen Handel erzielt die in Artikel 52 vorgesehenen Ergebnisse
und entspricht den Produktkapazititen und Funktionalititen gemafS Artikel 53.

Artikel 52
Ergebnisse des Abgleichungsalgorithmus fiir den kontinuierlichen Handel

1. Als Teil ihrer MKB-Funktionen sorgen alle NEMOs dafiir, dass der Abgleichungsalgorithmus fir den
kontinuierlichen Handel zumindest die folgenden Ergebnisse erzielt:

a) den Stand der Ausfithrung der Auftrige und die Preise je Transaktion;
b) eine einheitliche Nettoposition fiir jede Gebotszone und Marktzeiteinheit innerhalb des Intraday-Markts.

2. Alle NEMOs stellen die Richtigkeit und Effizienz der mit dem Abgleichungsalgorithmus fiir den kontinuierlichen
Handel erzielten Ergebnisse sicher.

3. Alle UNB vergewissern sich, dass die Ergebnisse des Abgleichungsalgorithmus fiir den kontinuierlichen Handel mit
den Beschrankungen der zoneniibergreifenden Kapazitit und den Vergabebeschrinkungen gemifl Artikel 58 Absatz 2
im Einklang stehen.

Artikel 53
Beriicksichtigte Produkte

1.  Spitestens 18 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung legen die NEMOs einen gemeinsamen Vorschlag fur
Produkte vor, die bei der einheitlichen Intraday-Marktkopplung beriicksichtigt werden konnen. Die NEMOs stellen sicher,
dass samtliche aus diesen Produkten resultierende Auftrige, die ibermittelt wurden, damit die MKB-Funktionen gemaf3
Artikel 7 ausgefihrt werden konnen, in Euro ausgedriickt sind und sich auf die Marktzeit und die Marktzeiteinheit
beziehen.
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2. Alle NEMOs stellen sicher, dass aus diesen Produkten resultierende Auftrige mit den Merkmalen der zoneniiber-
greifenden Kapazitit kompatibel sind, so dass sie gleichzeitig abgeglichen werden konnen.

3. Alle NEMOs stellen sicher, dass der Abgleichungsalgorithmus fiir den kontinuierlichen Handel Auftrige verarbeiten
kann, die eine einzige Marktzeiteinheit und mehrere Marktzeiteinheiten betreffen.

4.  Spitestens zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung und danach alle zwei Jahre konsultieren alle NEMOs
gemdfd Artikel 12

a) die Marktteilnehmer, um sicherzustellen, dass die verfiigbaren Produkte deren Erfordernissen entsprechen;
b) alle UNB, um sicherzustellen, dass die Produkte der Betriebssicherheit gebiihrend Rechnung tragen;

¢) alle Regulierungsbehorden, um sicherzustellen, dass die verfiigbaren Produkte mit den Zielen dieser Verordnung im
Einklang stehen.

5. Alle NEMOs dndern die Produkte, wenn die Ergebnisse der Konsultation gemifl Absatz 4 dies erforderlich machen.

Artikel 54
Hochst- und Mindestpreise

1. Spitestens 18 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung erarbeiten alle NEMOs zusammen mit den
betreffenden UNB einen Vorschlag fiir harmonisierte Hochst- und Mindestclearingpreise, die in allen Gebotszonen, die
an der einheitlichen Intraday-Marktkopplung teilnehmen, anzuwenden sind. Der Vorschlag beriicksichtigt den
geschitzten Wert der Zahlungsbereitschaft fur die Beibehaltung der Stromversorgung (Value of Lost Load).

Der Vorschlag ist Gegenstand einer Konsultation gemafl Artikel 12.

2. Alle NEMOs legen den Vorschlag allen Regulierungsbehorden zur Genehmigung vor. Hat ein Mitgliedstaat
bestimmt, dass eine andere Behorde als die nationale Regulierungsbehorde befugt ist, die Hochst- und Mindestclea-
ringpreise auf nationaler Ebene zu genehmigen, wird der Vorschlag von der Regulierungsbehorde zusammen mit der
relevanten Behorde im Hinblick auf seine Auswirkungen auf die nationalen Markte besprochen.

3. Nach Erhalt einer Entscheidung der Regulierungsbehérden unterrichten alle NEMOs die betreffenden UNB
unverziiglich uiber diese Entscheidung.

Artikel 55
Bepreisung der Intraday-Kapazitit

1. Die gemif Artikel 55 Absatz 3 entwickelte einheitliche Methode fiir die Bepreisung zoneniibergreifender Intraday-
Kapazitit muss, wenn sie angewandt wird, Marktengpisse widerspiegeln und auf tatsichlich erteilten Auftrigen beruhen.

2. Bis zur Genehmigung der in Absatz 3 genannten einheitlichen Methode fiir die Bepreisung der zoneniiber-
greifenden Intraday-Kapazitit konnen die UNB den Regulierungsbehérden der betreffenden Mitgliedstaaten einen
Mechanismus fiir die Vergabe von zoneniibergreifender Intraday-Kapazitit mit zuverldssiger Preisfestsetzung zur
Genehmigung vorschlagen, der den Anforderungen von Absatz 1 entspricht. Dieser Mechanismus sorgt dafiir, dass der
Preis der zoneniibergreifenden Intraday-Kapazitit den Marktteilnehmern zum Zeitpunkt der Auftragsabgleichung zur
Verfiigung steht.

3. Spitestens 24 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung erarbeiten alle UNB einen Vorschlag fiir eine
einheitliche Methode fir die Bepreisung zoneniibergreifender Intraday-Kapazitit. Der Vorschlag ist Gegenstand einer
Konsultation geméfS Artikel 12.

4. Mit Ausnahme des Preises gemif den Absitzen 1, 2 und 3 werden fiir die zoneniibergreifende Intraday-Kapazitit
keine Gebithren wie Ausgleichsenergieentgelte oder zusitzliche Entgelte verlangt.



25.7.2015 Amtsblatt der Europdischen Union L 197/61

Artikel 56

Methode zur Berechnung der fahrplanbezogenen Austausche, die sich aus der einheitlichen Intraday-
Marktkopplung ergeben

1.  Spitestens 16 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung erarbeiten die UNB, die fahrplanbezogene Austausche
berechnen wollen, die sich aus der einheitlichen Intraday-Marktkopplung ergeben, einen Vorschlag fiir eine gemeinsame
Berechnungsmethode.

Der Vorschlag ist Gegenstand einer Konsultation gemafl Artikel 12.

2. In der Methode wird die Berechnung beschriecben und erforderlichenfalls aufgefithrt, welche Angaben die
betreffenden NEMOs dem Berechner des fahrplanbezogenen Austauschs innerhalb welcher Frist zu tibermitteln haben.

3. Der Berechnung der fahrplanbezogenen Austausche liegen Nettopositionen gemifl Artikel 52 Absatz 1
Buchstabe b zugrunde.

4. Spitestens zwei Jahre nach der Genehmigung des Vorschlags gemdf8 Absatz 1 durch die Regulierungsbehorden der
vom Vorschlag betroffenen Region wird die Methode von den relevanten UNB iiberpriift. Danach iiberpriifen die UNB
die Methode alle zwei Jahre auf Ersuchen der zustindigen Regulierungsbehorden.

Artikel 57

Regelungen bei mehr als einem NEMO in einer Gebotszone und fiir Verbindungsleitungen, die nicht von
zertifizierten UNB betrieben werden

1. UNB in Gebotszonen, in denen mehr als ein NEMO benannt wurde und/oder Handelsdienstleistungen anbietet
oder in denen es Verbindungsleitungen gibt, die nicht nach Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 von
zertifizierten UNB betrieben werden, erarbeiten in Zusammenarbeit mit den betreffenden UNB, NEMOs und nicht als
UNB zertifizierten Betreibern von Verbindungsleitungen einen Vorschlag fiir die Vergabe zoneniibergreifender Kapazitit
und sonstige fiir solche Gebotszonen notwendigen Regelungen, um sicherzustellen, dass die betreffenden NEMOs und
Verbindungsleitungen die fiir solche Regelungen notwendigen Daten und finanziellen Mittel bereitstellen. Diese
Regelungen miissen weiteren UNB und NEMOs offen stehen.

2. Der Vorschlag wird innerhalb von vier Monaten, nachdem mehr als ein NEMO benannt und/oder ihm erlaubt
wurde, Handelsdienstleistungen in einer Gebotszone anzubieten, oder wenn eine neue Verbindungsleitung nicht von
einem zertifizierten UNB betrieben wird, zur Genehmigung durch die relevanten nationalen Regulierungsbehorden
vorgelegt. Im Fall bestehender Verbindungsleitungen, die nicht von zertifizierten UNB betrieben werden, wird der
Vorschlag innerhalb von vier Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung vorgelegt.

Abschnitt 2

Der Prozess der einheitlichen Intraday-Marktkopplung
Artikel 58
Bereitstellung von Input-Daten

1. Jeder koordinierte Kapazititsberechner stellt sicher, dass die betreffenden NEMOs die Angaben zu Beschrinkungen
der zoneniibergreifenden Kapazitit und zu Vergabebeschrinkungen spatestens 15 Minuten vor dem Zeitpunkt der
Offnung des zoneniibergreifenden Intraday-Marktes erhalten.

2. Jeder UNB setzt die koordinierten Kapazititsberechner in seiner Kapazititsberechnungsregion davon in Kenntnis,
wenn die Angaben zu Beschrinkungen der zoneniibergreifenden Kapazitit und zu Vergabebeschrinkungen wegen
betrieblicher Anderungen des Ubertragungsnetzes aktualisiert werden miissen. Die koordinierten Kapazititsberechner
unterrichten dann die betreffenden NEMOs.

3. Ist ein koordinierter Kapazititsberechner nicht in der Lage, Absatz 1 einzuhalten, so teilt er dies den betreffenden
NEMOs mit. Diese NEMOs veroffentlichen unverziiglich eine Mitteilung an alle Marktteilnehmer.
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Artikel 59
Betrieb der einheitlichen Intraday-Marktkopplung

1.  Spitestens 16 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung miissen alle UNB Zeitpunkte fiir die Offnung und die
SchlieRung des zoneniibergreifenden Intraday-Marktes vorschlagen. Der Vorschlag ist Gegenstand einer Konsultation
gemils Artikel 12.

2. Der Zeitpunkt fir die SchlieSung des zonentibergreifenden Intraday-Marktes wird so festgesetzt, dass

a) die Moglichkeiten der Marktteilnehmer, durch Handel im Intraday-Marktzeitbereich ihre Positionen so echtzeitnah wie
moglich anzupassen, maximiert werden und

b) die UNB und die Marktteilnehmer iiber hinreichend Zeit fiir ihre Planungs- und Ausgleichsprozesse im
Zusammenhang mit der Netz- und Betriebssicherheit verfugen.

3. Fiir eine gegebene Gebotszonengrenze wird fiir jede Marktzeiteinheit ein Zeitpunkt der SchlieSung des zoneniiber-
greifenden Intraday-Marktes festgelegt. Dieser liegt hochstens eine Stunde vor dem Beginn der betreffenden
Marktzeiteinheit und beriicksichtigt die relevanten Ausgleichprozesse im Zusammenhang mit der Betriebssicherheit.

4. Der Intraday-Energiehandel fiir eine bestimmte Marktzeiteinheit an einer Gebotszonengrenze beginnt spitestens
zum Zeitpunkt der Offnung des zoneniibergreifenden Intraday-Marktes fiir die relevanten Gebotszonengrenzen und wird
bis zum Zeitpunkt der SchlieSung des zoneniibergreifenden Intraday-Marktes zugelassen.

5. Vor dem Zeitpunkt der Schliefung des zoneniibergreifenden Intraday-Marktes tibermitteln die Marktteilnehmer den
betreffenden NEMOs alle Auftrige fiir eine bestimmte Marktzeiteinheit. Alle NEMOs tibermitteln die Auftrége fiir eine
bestimmte Marktzeiteinheit fiir die einheitliche Abgleichung unmittelbar nach dem Eingang der Auftrige der
Marktteilnehmer.

6.  Bei der einheitlichen Intraday-Marktkopplung abgeglichene Auftrage gelten als verbindlich.

7. Die MKB-Funktionen gewdhrleisten die Anonymitit der iiber das gemeinsame Auftragsbuch iibermittelten
Auftrige.

Artikel 60
Ubermittlung von Ergebnissen

1. Alle NEMOs, die MKB-Funktionen ausfithren, tibermitteln die Ergebnisse des Abgleichungsalgorithmus fiir den
kontinuierlichen Handel an

a) alle anderen NEMOs im Falle von Ergebnissen zum Ausfithrungsstand je Transaktion gemifl Artikel 52 Absatz 1
Buchstabe a;

b) alle UNB und Berechner des fahrplanbezogenen Austauschs im Falle von Ergebnissen zu den einheitlichen
Nettopositionen gemafd Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe b.

2. Ist im Hinblick auf Absatz 1 Buchstabe a ein NEMO aus Griinden, die er nicht zu vertreten hat, nicht in der Lage,
diese Ergebnisse des Abgleichungslogarithmus fir den kontinuierlichen Handel zu tibermitteln, so teilt er dies allen
anderen NEMOs mit.

3. Ist im Hinblick auf Absatz 1 Buchstabe b ein NEMO aus Griinden, die er nicht zu vertreten hat, nicht in der Lage,
diese Ergebnisse des Abgleichungslogarithmus fiir den kontinuierlichen Handel zu iibermitteln, so teilt er dies allen UNB
und jedem Berechner des fahrplanbezogenen Austauschs so bald wie praktisch moglich mit. Alle NEMOs
benachrichtigen die betroffenen Marktteilnehmer.

4. Alle NEMOs iibermitteln den Marktteilnehmern unverziiglich die notwendigen Informationen, um sicherzustellen,
dass die in Artikel 68 und Artikel 73 Absatz 3 genannten Manahmen getroffen werden konnen.



25.7.2015 Amtsblatt der Europdischen Union L 197/63

Artikel 61
Berechnung der fahrplanbezogenen Austausche, die sich aus der einheitlichen Intraday-Marktkopplung ergeben

1. Jeder Berechner des fahrplanbezogenen Austauschs berechnet die fahrplanbezogenen Austausche zwischen
Gebotszonen fiir jede Marktzeiteinheit nach der gemif Artikel 56 erarbeiteten Methode.

2. Jeder Berechner des fahrplanbezogenen Austauschs unterrichtet die betreffenden NEMOs, zentralen Gegenparteien,
Transportagenten und UNB tiber die vereinbarten fahrplanbezogenen Austausche.

Artikel 62
Veroffentlichung von Marktinformationen

1. Sobald die Auftrdge abgeglichen sind, veroffentlicht jeder NEMO fiir die relevanten Marktteilnehmer zumindest den
Stand der Auftragsausfithrung und die Preise je Transaktion, die der Abgleichungsmechanismus fiir den kontinuierlichen
Handel im Einklang mit Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe a erzielt hat.

2. Jeder NEMO stellt sicher, dass Informationen iiber aggregierte ausgefithrte Mengen und aggregierte Preise der
Offentlichkeit fiir mindestens fiinf Jahre in einem leicht zugénglichen Format zur Verfiigung stehen. Die zu verdffent-
lichenden Informationen werden von allen NEMOs im Vorschlag fir den Abgleichungsmechanismus fir den
kontinuierlichen Handel gemifl Artikel 37 Absatz 5 vorgeschlagen.

Artikel 63
Erginzende regionale Auktionen

1.  Die relevanten NEMOs und UNB an Gebotszonengrenzen konnen spitestens 18 Monate nach Inkrafttreten dieser
Verordnung zusammen einen gemeinsamen Vorschlag fiir die Konzeption und Durchfithrung erginzender regionaler
Intraday-Auktionen vorlegen. Der Vorschlag ist Gegenstand einer Konsultation gemafd Artikel 12.

2. Erginzende regionale Intraday-Auktionen konnen zusitzlich zu der in Artikel 51 genannten Losung der
einheitlichen Intraday-Marktkopplung innerhalb oder zwischen Gebotszonen durchgefithrt werden. Fir die
Durchfithrung von regionalen Intraday-Auktionen darf der kontinuierliche Handel in und zwischen den betreffenden
Gebotszonen vor dem Zeitpunkt der Schliefung des zoneniibergreifenden Intraday-Marktes fur einen befristeten
Zeitraum eingestellt werden, der nicht die mindestens fiir die Auktion erforderliche Zeit und keinesfalls 10 Minuten
tibersteigen darf.

3. Die Methode der Bepreisung der zoneniibergreifenden Intraday-Kapazitit darf bei ergdnzenden regionalen Intraday-
Auktionen von der gemifs Artikel 55 Absatz 3 festgelegten Methode abweichen, muss jedoch den in Artikel 55 Absatz 1
genannten Grundsitzen entsprechen.

4.  Die zustindigen Regulierungsbehorden konnen den Vorschlag fiir erginzende regionale Intraday-Auktionen
genehmigen, wenn die folgenden Bedingungen erfiillt sind:

a) Die regionalen Auktionen wirken sich nicht negativ auf die Liquiditat der einheitlichen Intraday-Marktkopplung aus;
b) die gesamte zoneniibergreifende Kapazitit wird tiber das Kapazititsmanagementmodul vergeben;

¢) die regionale Auktion fithrt nicht zu einer unzuldssigen Diskriminierung zwischen Marktteilnehmern aus
benachbarten Regionen;

d) die Zeitpline fiir regionale Auktionen sind mit der einheitlichen Intraday-Marktkopplung vereinbar, so dass die
Marktteilnehmer maoglichst echtzeitnah Handel betreiben konnen;

e) die Regulierungsbehorden haben die Marktteilnehmer in den betreffenden Mitgliedstaaten konsultiert.
5. Mindestens alle zwei Jahre nach der Entscheidung iiber ergdnzende regionale Auktionen wberpriifen die

Regulierungsbehorden der betreffenden Mitgliedstaaten, ob etwaige regionale Losungen mit der einheitlichen Intraday-
Marktkopplung vereinbar sind, um sicherzustellen, dass die vorgenannten Bedingungen weiterhin erfiillt sind.
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Abschnitt 3

Vorliufige Intraday-Regelungen
Artikel 64
Bestimmungen fiir die explizite Vergabe

1. Soweit dies von den Regulierungsbehorden der Mitgliedstaaten jeder betroffenen Gebotszonengrenze gemeinsam
verlangt wird, nehmen die betroffenen UNB zusitzlich zur impliziten Vergabe auch eine explizite Vergabe vor, das heiflt,
sie vergeben getrennt vom Stromhandel iiber das Kapazititsmanagementmodul Kapazitit an Gebotszonengrenzen.

2. Die UNB an den betroffenen Gebotszonengrenzen erarbeiten gemeinsam einen Vorschlag fiir die Bedingungen, die
die Marktteilnehmer fur die Teilnahme an der expliziten Vergabe erfillen miissen. Der Vorschlag unterliegt der
gemeinsamen Genehmigung der Regulierungsbehorden der Mitgliedstaaten jeder betroffenen Gebotszonengrenze.

3. Bei der Einrichtung des Kapazititsmanagementmoduls ist Diskriminierung zu vermeiden, wenn Kapazitit
gleichzeitig implizit und explizit vergeben wird. Das Kapazititsmanagementmodul legt anhand der Preisstaffelung und
der Eingangschronologie fest, welche Auftrige fiir die Abgleichung auszuwihlen sind und welchen expliziten Kapazitits-
wiinschen stattzugeben ist.

Artikel 65

Abschaffung der expliziten Vergabe

1.  Die betreffenden NEMOs arbeiten eng mit den betreffenden UNB zusammen und konsultieren die Marktteilnehmer
gemdfll Artikel 12, um den Bediirfnissen der Marktteilnehmer im Zusammenhang mit der expliziten Vergabe von
Kapazititsrechten durch nicht standardmifige Intraday-Produkte gerecht zu werden.

2. Vor der Entscheidung tiber die Abschaffung der expliziten Vergabe fithren die Regulierungsbehorden der
Mitgliedstaaten jeder betroffenen Gebotszonengrenze gemeinsam eine Konsultation durch, um zu priffen, ob die
vorgeschlagenen nicht standardmifSigen Intraday-Produkte den Bediirfnissen der Marktteilnehmer in Bezug auf den
Intraday-Handel geniigen.

3. Die zustindigen Regulierungsbehérden der Mitgliedstaaten jeder betroffenen Gebotszonengrenze genehmigen
gemeinsam die eingefithrten nicht standardméfigen Produkte sowie die Abschaffung der expliziten Vergabe.
Artikel 66
Bestimmungen fiir Intraday—Regelungen

1. Die Marktteilnehmer sorgen fiir die Abwicklung der Nominierung, des Clearing und der Abrechnung im
Zusammenhang mit der expliziten Vergabe von zoneniibergreifender Kapazitit.

2. Die Marktteilnehmer erfillen alle finanziellen Verpflichtungen im Zusammenhang mit dem Clearing und der
Abrechnung, die sich aus der expliziten Vergabe ergeben.

3. Die teilnehmenden UNB verbffentlichen wichtige Informationen zu den Verbindungsleitungen, fiir die die explizite
Vergabe praktiziert wird, einschlieflich der zoneniibergreifenden Kapazitit fiir die explizite Vergabe.
Artikel 67
Nachfragen nach explizit vergebener Kapazitiit

Ein Marktteilnehmer kann eine Nachfrage nach explizit vergebener Kapazitit nur fir eine Verbindungsleitung abgeben,
fur die die explizite Vergabe praktiziert wird. Der Marktteilnehmer tibermittelt dem Kapazitdtsmanagementmodul zu
jeder Nachfrage nach explizit vergebener Kapazitit die Menge und den Preis. Der Preis und die Menge der explizit
vergebenen Kapazitit werden von den zustindigen UNB offentlich zugénglich gemacht.
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KAPITEL 7

Clearing und Abrechnung bei der einheitlichen Day-Ahead- und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung

Artikel 68
Clearing und Abrechnung

1. Die zentralen Gegenparteien sorgen fiir das rechtzeitige Clearing und die rechtzeitige Abrechnung aller
abgeglichenen Auftriage. Hinsichtlich der finanziellen Rechte und Pflichten, die sich aus diesen Handelstransaktionen
ergeben, fungieren die zentralen Gegenparteien als Gegenpartei der Marktteilnehmer.

2. Jede zentrale Gegenpartei wahrt die Anonymitit zwischen den Marktteilnehmern.

3. Hinsichtlich der finanziellen Rechte und Pflichten, die sich durch den Energieaustausch ergeben, fungieren die
zentralen Gegenparteien fiireinander als Gegenpartei.

4. Bei einem solchen Austausch sind folgende Aspekte zu beriicksichtigen:

a) die Nettopositionen gemif$ Artikel 39 Absatz 2 Buchstabe b und Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe b;

b) die gemdf den Artikeln 49 und 61 berechneten fahrplanbezogenen Austausche.

5. Jede zentrale Gegenpartei stellt fiir jede Marktzeiteinheit sicher, dass

a) iiber alle Gebotszonen hinweg keine Differenzen zwischen der Summe der aus allen Uberschussgebotszonen
transferierten Energie und der Summe der in alle defizitiren Gebotszonen transferierten Energie bestehen, wobei

gegebenenfalls Vergabebeschriankungen zu beriicksichtigen sind;

b) die Stromexporte und -importe zwischen den Gebotszonen einander entsprechen, wobei sich Differenzen nur aus der
Beriicksichtigung etwaiger Vergabebeschrinkungen ergeben diirfen.

6. Unbeschadet des Absatzes 3 konnen Transportagenten beim Energieaustausch als Gegenpartei gegeniiber
verschiedenen zentralen Gegenparteien fungieren, sofern die betreffenden Parteien eine dahingehende Vereinbarung
schlieBen. Wird keine Vereinbarung erzielt, so werden die Regelungen fiir den Transportagenten von den Regulierungs-
behorden festgelegt, die fur die Gebotszonen zustindig sind, zwischen denen das Clearing und die Abrechnung fiir den
Energieaustausch stattfinden sollen.

7. Alle zentralen Gegenparteien oder Transportagenten ziehen die Engpasserlose ein, die sich aus der einheitlichen
Day-Ahead-Marktkopplung gemafl den Artikeln 46 bis 48 und aus der einheitlichen Intraday-Marktkopplung gemifl den
Artikeln 58 bis 60 ergeben.

8. Alle zentralen Gegenparteien oder Transportagenten stellen sicher, dass die eingezogenen Engpasserlose spitestens
zwei Wochen nach der Abrechnung den UNB tibertragen werden.

9.  Falls der Zeitplan fur die Zahlungen zwischen zwei Gebotszonen nicht harmonisiert ist, sorgen die betreffenden
Mitgliedstaaten dafiir, dass eine Funktionseinheit benannt wird, die Unterschiede im Zeitplan ausgleicht und die damit
verbundenen Kosten tragt.

KAPITEL 8
Verbindlichkeit der vergebenen zoneniibergreifenden Kapazitit
Artikel 69
Vorschlag fiir einen Day-Ahead-Verbindlichkeitszeitpunkt

Spétestens 16 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung erarbeiten alle UNB einen gemeinsamen Vorschlag fiir einen
einheitlichen Day-Ahead-Verbindlichkeitszeitpunkt, der mindestens eine halbe Stunde vor dem Day-Ahead-Marktschluss-
zeitpunkt liegt. Der Vorschlag ist Gegenstand einer Konsultation gemaf8 Artikel 12.
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Artikel 70
Verbindlichkeit der Day-Ahead-Kapazitit und Vergabebeschrinkungen

1. Vor dem Day-Ahead-Verbindlichkeitszeitpunkt kann jeder koordinierte Kapazititsberechner die Beschrinkungen
der zoneniibergreifenden Kapazitit und die Vergabebeschrinkungen, die den relevanten NEMOs mitgeteilt wurden,
anpassen.

2. Nach dem Day-Ahead-Verbindlichkeitszeitpunkt sind alle Beschrinkungen der zoneniibergreifenden Kapazitit und
alle Vergabebeschrinkungen fir die Vergabe der Day-Ahead-Kapazitit verbindlich, aufler wenn die Bedingungen des
Artikels 46 Absatz 2 erfiillt sind; in diesem Fall sind die Beschrinkungen der zoneniibergreifenden Kapazitit und die
Vergabebeschrankungen verbindlich, sobald sie den betreffenden NEMOs tibermittelt wurden.

3. Nach dem Day-Ahead-Verbindlichkeitszeitpunkt kann nicht vergebene zoneniibergreifende Kapazitit fiir eine
spitere Vergabe angepasst werden.

Artikel 71
Verbindlichkeit der Intraday-Kapazitit

Die zoneniibergreifende Intraday-Kapazitit wird mit der Vergabe verbindlich.

Artikel 72
Verbindlichkeit im Fall hoherer Gewalt oder in Notfillen

1. In Fillen hoherer Gewalt oder in Notfillen gemifs Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009, in
denen der UNB schnell handeln muss und ein Redispatching oder Countertrading nicht méglich ist, ist jeder UNB
berechtigt, vergebene zoneniibergreifende Kapazitit zu kiirzen. Eine solche Kirzung muss stets koordiniert und nach
Absprache mit allen direkt betroffenen UNB erfolgen.

2. UNB, die hohere Gewalt oder einen Notfall geltend machen, verdffentlichen eine Mitteilung, in der sie die Art der
hoheren Gewalt oder des Notfalls sowie die voraussichtliche Dauer beschreiben. Diese Mitteilung stellen die NEMOs den
betroffenen Marktteilnehmern zur Verfiigung. Bei einer expliziten Kapazitdtsvergabe an Marktteilnehmer, tibersendet der
UNB, der hohere Gewalt oder einen Notfall geltend macht, die Mitteilung direkt an diejenigen Vertragsparteien, an die
fir den betreffenden Marktzeitbereich zoneniibergreifende Kapazitit vergeben wurde.

3. Bei Kiirzungen vergebener Kapazitit aufgrund hoherer Gewalt oder eines Notfalls leistet der UNB, der héhere
Gewalt oder einen Notfall geltend macht, fiir die Dauer der hoheren Gewalt oder des Notfalls gemiff den folgenden
Vorgaben eine Riickerstattung oder einen sonstigen Ausgleich:

a) Bei impliziter Vergabe darf den zentralen Gegenparteien oder den Transportagenten aus dem durch eine solche
Kiirzung entstehenden Ungleichgewicht kein finanzieller Schaden oder Gewinn entstehen;

b) bei expliziter Vergabe von Kapazitit haben die Marktteilnehmer im Falle hoherer Gewalt Anspruch auf die Erstattung
des im Laufe des Prozesses der expliziten Vergabe fiir die Kapazitit gezahlten Preises:

c) bei expliziter Vergabe von Kapazitit haben die Marktteilnehmer in einem Notfall Anspruch auf einen Ausgleich in
Hohe der Preisdifferenz, die zwischen den betroffenen Gebotszonen fir den jeweiligen Marktzeitbereich auf den
relevanten Mirkten besteht; oder

d) bei expliziter Vergabe von Kapazitdt, bei der jedoch in mindestens einer der beiden betroffenen Gebotszonen der
Gebotszonenpreis fiir den jeweiligen Marktzeitbereich nicht berechnet wurde, haben die Marktteilnehmer in einem
Notfall Anspruch auf Erstattung des im Laufe der expliziten Vergabe fur die Kapazitit gezahlten Preises.

4. Der UNB, der hohere Gewalt oder einen Notfall geltend macht, begrenzt die Folgen und die Dauer der Situation
hoherer Gewalt oder des Notfalls.

5. Sofern ein Mitgliedstaat dies vorsieht, priift die nationale Regulierungsbehorde auf Anfrage des betroffenen UNB,
ob ein bestimmtes Ereignis als hohere Gewalt einzustufen ist.
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TITEL III

KOSTEN

KAPITEL 1
Methode fiir die Verteilung der Engpasserlise bei der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen
Intraday-Marktkopplung

Artikel 73
Methode fiir die Verteilung von Engpasserlésen

1.  Spitestens 12 Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung erarbeiten alle UNB einen Vorschlag fiir eine Methode
fir die Verteilung von Engpasserlosen.

2. Die erarbeitete Methode gemifl Absatz 1

a) erleichtert den effizienten Langzeitbetrieb und die langfristige Entwicklung des Stromiibertragungsnetzes und das
effiziente Funktionieren des Elektrizitdtsmarktes der Union;

b) beachtet die allgemeinen Grundsitze fiir das Engpassmanagement gemdfl Artikel 16 der Verordnung (EG)
Nr. 714/2009;

¢) erlaubt eine verniinftige Finanzplanung;
d) ist fur alle Zeitbereiche kompatibel;

e) regelt die Verteilung von Engpasserlosen, die sich aus Ubertragungsanlagen ergeben, die im Eigentum anderer
Parteien als der UNB stehen.

3. Die UNB verteilen die Engpasserlose nach der Methode gemiR Absatz 1, sobald dies in vertretbarer Weise
durchfithrbar ist, spitestens jedoch eine Woche, nachdem die Engpasserlose gemifs Artikel 68 Absatz 8 iibertragen
wurden.

KAPITEL 2
Kostenteilungsmethode fiir das Redispatching und Countertrading bei der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung
und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung

Artikel 74
Kostenteilungsmethode fiir Redispatching und Countertrading

1.  Spitestens 16 Monate nach der Entscheidung iiber die Kapazititsberechnungsregionen erarbeiten alle UNB in jeder
Kapazititsberechnungsregion einen Vorschlag fiir eine gemeinsame Kostenteilungsmethode fiir das Redispatching und
Countertrading.

2. Die Kostenteilungsmethode fiir das Redispatching und Countertrading umfasst Kostenteilungsverfahren fur
Mafinahmen von grenziibergreifender Bedeutung.

3. Die Redispatching- und Countertrading-Kosten, die fiir die Kostenteilung zwischen UNB in Betracht kommen,
werden transparent und tiberpriifbar festgelegt.

4. Mit der Kostenteilungsmethode fiir Redispatching und Countertrading wird mindestens

a) festgestellt, welche Kosten, die durch Entlastungsmafinahmen angefallen sind, fur die Kosten bei der Kapazititsbe-
rechnung beriicksichtigt wurden und fiir deren Verwendung ein gemeinsamer Rahmen aufgestellt wurde, dafiir in
Betracht kommen, nach der Kapazititsberechnungsmethode gemifl den Artikeln 20 und 21 auf alle UNB einer
Kapazititsberechnungsregion verteilt zu werden;

b) festgelegt, welche Kosten, die durch Redispatching und Countertrading zur Sicherung der Verbindlichkeit von
zoneniibergreifender Kapazitit angefallen sind, dafiir in Betracht kommen, nach der Kapazititsberechnungsmethode
gemdf den Artikeln 20 und 21 auf alle UNB einer Kapazititsberechnungsregion verteilt zu werden;

¢) die gemidf den Buchstaben a und b bestimmte regionsweise Kostenteilung geregelt.
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5. Die gemifl Absatz 1 erarbeitete Methode umfasst

a) einen Mechanismus zur Uberpriiffung des realen Bedarfs an Redispatching oder Countertrading zwischen den
beteiligten UNB;

b) einen Ex-post-Mechanismus zur Uberwachung der Verwendung von mit Kosten verbundenen Entlastungs-
mafnahmen;

c) einen Mechanismus zur Bewertung der Auswirkungen von Entlastungsmaflnahmen auf der Grundlage von Kriterien
der Betriebssicherheit und Wirtschaftlichkeit;

d) ein Verfahren, durch das die Entlastungsmafinahmen verbessert werden konnen;

e) ein Verfahren, durch das jede Kaparzititsberechnungsregion von den zustindigen Regulierungsbehorden iiberwacht
werden kann.

6.  Die gemifS Absatz 1 erarbeitete Methode erfullt auerdem folgende Anforderungen:

a) Sie gibt Anreize fir das Management von Engpidssen, einschlieflich Entlastungsmafinahmen, und Anreize fiir
wirksame Investitionen;

b) sie ist mit den Zustindigkeiten und Verpflichtungen der beteiligten UNB vereinbar;

c) sie sorgt fiir eine gerechte Verteilung der Kosten und Gewinne auf die beteiligten UNB;

d) sie ist mit anderen entsprechenden Mechanismen vereinbar, zu denen mindestens die folgenden gehoren:
i) die Methode fur die Verteilung von Engpasserlosen gemif$ Artikel 73;

i) der Ausgleichsmechanismus zwischen UNB gemif Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 und der
Verordnung (EU) Nr. 838/2010 der Kommission (!);

e) sie erleichtert die effiziente langfristige Entwicklung des gesamteuropiischen Verbundnetzes und dessen Betrieb sowie
das effiziente Funktionieren des gesamteuropdischen Strommarktes;

f) sie erleichtert die Beachtung der allgemeinen Grundsitze fir Engpassmanagement gemifd Artikel 16 der Verordnung
(EG) Nr. 714/2009;

g) sie erlaubt eine verniinftige Finanzplanung;
h) sie ist mit den Day-Ahead- und den Intraday-Zeitbereichen kompatibel und
i) sie geniigt den Grundsitzen der Transparenz und der Nichtdiskriminierung.

7. Bis zum 31. Dezember 2018 harmonisieren alle UNB jeder Kapazititsberechnungsregion die Redispatching- und
Countertrading-Kostenteilungsmethoden, die in ihrer jeweiligen Kapazititsberechnungsregion angewandt werden, soweit
wie moglich zwischen den Regionen.

KAPITEL 3

Deckung der Kosten fiir die Kapazititsvergabe und das Engpassmanagement

Artikel 75
Allgemeine Bestimmungen fiir die Kostendeckung

1.  Die Kosten im Zusammenhang mit den den UNB gemif Artikel 8 auferlegten Verpflichtungen, einschlieflich der
in Artikel 74 und in den Artikeln 76 bis 79 genannten Kosten, werden von den zustindigen Regulierungsbehorden
gepriift. Als angemessen, effizient angefallen und verhiltnismifig eingestufte Kosten werden nach den Vorgaben der
zustdndigen Regulierungsbehorden zeitnah durch Netzentgelte oder andere geeignete Mechanismen gedeckt.

2. Der Anteil der Mitgliedstaaten an den gemeinsamen Kosten gemifl Artikel 80 Absatz 2 Buchstabe a, den
regionalen Kosten gemifl Artikel 80 Absatz 2 Buchstabe b und den nationalen Kosten gemifl Artikel 80 Absatz 2
Buchstabe ¢, die als angemessen, effizient angefallen und verhaltnismifig eingestuft wurden, werden nach den Vorgaben
der zustindigen Regulierungsbehérden durch die Gebithren der NEMOs, Netzentgelte oder andere geeignete
Mechanismen gedeckt.

3. Auf Ersuchen der Regulierungsbehorden iibermitteln die jeweiligen UNB, NEMOs und deren Beauftragte gemif
Artikel 78 innerhalb von drei Monaten nach dem Ersuchen, die Informationen, die erforderlich sind, um die Priifung der
angefallenen Kosten zu erleichtern.

(") Verordnung (EU) Nr. 838/2010 der Kommission vom 23. September 2010 zur Festlegung von Leitlinien fiir den Ausgleichsmechanismus
zwischen Ubertragungsnetzbetreibern und fiir einen gemeinsamen Regelungsrahmen im Bereich der Ubertragungsentgelte (ABL L 250
vom 24.9.2010, S. 5).
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Artikel 76

Kosten fiir die Einrichtung, die Anderung und den Betrieb der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und
der Intraday-Marktkopplung

1. Alle NEMOs iibernehmen die folgenden Kosten:

a) die gemeinsamen, regionalen und nationalen Kosten der Einfithrung, Aktualisierung oder Weiterentwicklung des
Preiskopplungsalgorithmus und der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung;

b) die gemeinsamen, regionalen und nationalen Kosten der Einfihrung, Aktualisierung oder Weiterentwicklung des
Abgleichungsalgorithmus fiir den kontinuierlichen Handel und fiir die einheitliche Intraday-Marktkopplung;

¢) die gemeinsamen, regionalen und nationalen Kosten des Betriebs der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und
der einheitlichen Intraday-Marktkopplung.

2. Mit Zustimmung der betreffenden NEMOs und vorbehaltlich der Genehmigung durch die zustindigen
Regulierungsbehorden kénnen die UNB einen Beitrag zu den in Absatz 1 genannten Kosten leisten. In solchen Fallen ist
jeder UNB berechtigt, der zustindigen Regulierungsbehorde innerhalb von zwei Monaten nach Erhalt einer
Vorausschdtzung der betreffenden NEMOs einen Kostenbeitrag zur Genehmigung vorzuschlagen.

3. Die betreffenden NEMOs sind berechtigt, im Rahmen nationaler Vereinbarungen mit der zustandigen

Regulierungsbehorde die Kosten gemifl Absatz 1, die nicht gemifl Absatz 2 von den UNB iibernommen wurden, durch

Gebiihren oder andere geeignete Mechanismen zu decken, sofern die Kosten angemessen und verhéltnismafig sind.
Artikel 77

Clearing- und Abrechnungskosten

1. Alle von den zentralen Gegenparteien und Transportagenten getragenen Kosten konnen durch Gebithren oder
andere geeignete Mechanismen gedeckt werden, sofern sie angemessen und verhiltnismégig sind.

2. Die zentralen Gegenparteien und die Transportagenten bemithen sich um ein effizientes Clearings- und
Abrechnungssystem, das unnotige Kosten vermeidet und das eingegangene Risiko widerspiegelt. Das grenziibergreifende
Clearing- und Abrechnungssystem unterliegt der Genehmigung durch die zustdndigen nationalen Regulierungsbehorden.
Artikel 78
Kosten der Einfithrung und Anwendung des Prozesses der koordinierten Kapazititsberechnung
1. Jeder einzelne UNB trigt die Kosten der Bereitstellung von Input-Daten fiir den Kapazititsberechnungsprozess.

2. Alle UNB tragen gemeinsam die Kosten der Zusammenfithrung der Einzelnetzmodelle.

In jeder Kapazititsberechnungsregion tragen alle UNB die Kosten der Einrichtung und des Betriebs der koordinierten
Kapazititsberechner.

3. Alle Kosten, die den Marktteilnehmern durch die Erfullung der Anforderungen dieser Verordnung entstehen,
werden von diesen Marktteilnehmern getragen.

Artikel 79
Kosten der Sicherstellung der Verbindlichkeit

Die Kosten der Sicherstellung der Verbindlichkeit gemaf8 Artikel 70 Absatz 2 und Artikel 71 wird von den relevanten
UNB, soweit moglich in Einklang mit Artikel 16 Absatz 6 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 714/2009, getragen.
Diese Kosten umfassen die Kosten fiir Ausgleichsmechanismen im Zusammenhang mit der Sicherstellung der
Verbindlichkeit zoneniibergreifender Kapazititen, die Kosten fir Redispatching und Countertrading sowie die
Ausgleichskosten fiir die Entschddigung der Marktteilnehmer.
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Artikel 80
Kostenteilung zwischen NEMOs und UNB in verschiedenen Mitgliedstaaten

1. Alle relevanten NEMOs und UNB iibermitteln jahrlich den Regulierungsbehérden einen Bericht, in dem sie die
Kosten der Einfithrung, der Anderung und des Betriebs der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der
einheitlichen Intraday-Marktkopplung ausfithrlich erldutern. Dieser Bericht wird von der Agentur unter gebiihrender
Beriicksichtigung  wirtschaftlich sensibler Informationen verdffentlicht. Die mit der einheitlichen Day-Ahead-
Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung direkt zusammenhingenden Kosten werden eindeutig und
getrennt ausgewiesen und sind wberpriifbar. Der Bericht enthilt auch vollstindige Angaben zu den Beitrdgen, die die
UNB zu den Kosten der NEMOs gemif8 Artikel 76 Absatz 2 geleistet haben.

2. Die Kosten nach Absatz 1 sind aufzuschliisseln in

a) die gemeinsamen Kosten aus koordinierten Titigkeiten aller NEMOs oder UNB, die an der einheitlichen Day-Ahead-
Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-Marktkopplung teilnehmen;

b) die regionalen Kosten aus Titigkeiten von NEMOs oder UNB, die in einer bestimmten Region zusammenarbeiten;
¢) die nationalen Kosten aus den Titigkeiten der NEMOs oder UNB in dem betreffenden Mitgliedstaat.

3. Die gemeinsamen Kosten gemdf Absatz 2 Buchstabe a werden von den UNB und NEMOs, die in den
Mitgliedstaaten und Drittlindern an der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-
Marktkopplung teilnehmen, gemeinsam getragen. Zur Berechnung des Betrags, der den UNB und NEMOs in jedem
Mitgliedstaat und gegebenenfalls in Drittlindern zu zahlen ist, wird ein Achtel der gemeinsamen Kosten zu gleichen
Teilen auf alle Mitgliedstaaten und Drittlinder verteilt, fiinf Achtel werden auf alle Mitgliedstaaten und Drittlinder
anteilig zu ihrem Verbrauch verteilt und zwei Achtel werden zu gleichen Teilen auf die teilnehmenden NEMOs verteilt.
Um Anderungen bei den gemeinsamen Kosten oder bei den teilnehmenden UNB und NEMOs Rechnung zu tragen, wird
die Berechnung der gemeinsamen Kosten regelmafiig angepasst.

4. NEMOs und UNB, die in einer bestimmten Region zusammenarbeiten, verstindigen sich gemeinsam auf einen
Vorschlag zur Teilung der regionalen Kosten gemaff Absatz 2 Buchstabe b. Der Vorschlag wird anschliefend von den
zustdndigen nationalen Behérden der einzelnen Mitgliedstaaten der Region einzeln genehmigt. Die NEMOs und UNB, die
in einer bestimmten Region zusammenarbeiten, konnen alternativ die in Absatz 3 festgelegten Kostenteilungsregelungen
verwenden.

5. Die Grundsitze fiir die Kostenteilung gelten fiir ab dem Inkrafttreten dieser Verordnung anfallende Kosten. Dies gilt
unbeschadet vorhandener Losungen, die fir die Entwicklung der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der
einheitlichen Intraday-Marktkopplung verwendet wurden, und Kosten, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung
angefallen sind, werden zwischen den NEMOs und UNB auf der Grundlage der fiir solche Losungen mafgeblichen
Vereinbarungen geteilt.

TITEL IV

AUFGABENUBERTRAGUNG UND UBERWACHUNG

Artikel 81
Aufgabeniibertragung

1.  Ein UNB oder NEMO kann die ihm mit dieser Verordnung zugewiesenen Aufgaben ganz oder teilweise auf einen
oder mehrere Dritte iibertragen, sofern der Dritte die betreffende Aufgabe mindestens genauso wirksam wahrnehmen
kann wie die tibertragende Partei. Es ist weiterhin Sache der iibertragenden Partei, fiir die Erfullung der Verpflichtungen
gemif dieser Verordnung zu sorgen, einschlieflich der Gewiahrleistung des Zugangs der Regulierungsbehorden zu den
fiir die Uberwachung erforderlichen Informationen.

2. Vor der Aufgabeniibertragung hat der betreffende Dritte der tibertragenden Partei eindeutig nachgewiesen, dass er
in der Lage ist, jeder Verpflichtung gemaf8 dieser Verordnung nachzukommen.

3. Wird eine in dieser Verordnung vorgesehene Aufgabe ganz oder teilweise auf einen Dritten iibertragen, so stellt die
tibertragende Partei sicher, dass vor der Ubertragung geeignete Vertraulichkeitsvereinbarungen geschlossen wurden, die
mit den Vertraulichkeitspflichten der {ibertragenden Partei im Einklang stehen.
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Artikel 82

Uberwachung der Umsetzung der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-
Marktkopplung

1.  Die Funktionseinheit oder Funktionseinheiten, die MKB-Funktionen ausfithren, werden von den Regulierungs-
behérden oder relevanten Behorden des Hoheitsgebiets iiberwacht, in dem sie sich befinden. Andere Regulierungs-
behorden oder relevante Behorden und die Agentur tragen im Bedarfsfall zur Uberwachung bei. Die fiir die
Uberwachung eines NEMO und der MKB-Funktionen in erster Linie zustindigen Regulierungsbehdrden oder relevanten
Behorden arbeiten uneingeschriankt zusammen und gewidhren anderen Regulierungsbehorden und der Agentur Zugang
zu Informationen, um die ordnungsgemdfe Uberwachung der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der
einheitlichen Intraday-Marktkopplung gemif Artikel 38 der Richtlinie 2009/72/EG sicherzustellen.

2. Die Uberwachung der Umsetzung der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-
Marktkopplung durch den ENTSO (Strom) gemifl Artikel 8 Absatz 8 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 betrifft
insbesondere die folgenden Punkte:

a) die Fortschritte und potenziellen Probleme bei der Umsetzung der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der
einheitlichen Intraday-Marktkopplung, einschlieflich der Entscheidung fiir die verschiedenen in den einzelnen
Landern zur Wahl stehenden Optionen;

b) die Abfassung des Berichts iiber die Kapazitdtsberechnung und -vergabe gemifl Artikel 31 Absatz 1;
¢) die Effizienz der derzeitigen Gebotszonenkonfiguration in Abstimmung mit der Agentur gemafS Artikel 34;

d) die Wirksamkeit der Anwendung des Preiskopplungsalgorithmus und des Abgleichungslogarithmus fir den
kontinuierlichen Handel in Zusammenarbeit mit den NEMOs gemif$ Artikel 37 Absatz 6;

e) die Wirksamkeit des Kriteriums, das den geschitzten Wert der Zahlungsbereitschaft fiir die Beibehaltung der
Stromversorgung (Value of Lost Load) gemifd Artikel 41 Absatz 1 und Artikel 54 Absatz 1 betrifft, und

f) die Uberpriifung der Methode zur Berechnung des fahrplanbezogenen Austauschs gemif Artikel 43 Absatz 4, der
sich aus der einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung ergibt.

3. Spitestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung legt der ENTSO (Strom) der Agentur einen
Uberwachungsplan zur Stellungnahme vor, der die zu erstellenden Berichte und etwaige Aktualisierungen gemafd
Absatz 2 einschlief3t.

4.  Die Agentur erstellt zusammen mit dem ENTSO (Strom) spitestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieser
Verordnung eine Liste der jeweiligen Informationen, die der ENTSO (Strom) der Agentur im Einklang mit Artikel 8
Absatz 9 und Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 iibermitteln muss. Die Liste der einschligigen
Informationen kann aktualisiert werden. Der ENTSO (Strom) fuhrt ein umfassendes, digitales Datenarchiv in
standardisiertem Format mit den von der Agentur verlangten Informationen.

5. Alle UNB iibermitteln dem ENTSO (Strom) die zur Wahrnehmung der Aufgaben gemdf den Absitzen 2 und 4
verlangten Informationen.

6. Die NEMOs, die Marktteilnehmer und andere fiir die einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung und die einheitliche
Intraday-Marktkopplung wichtige Einrichtungen iibermitteln dem ENTSO (Strom) auf gemeinsames Ersuchen der
Agentur und des ENTSO (Strom) die fiir die Uberwachung erforderlichen Informationen gemif den Absitzen 2 und 4
mit Ausnahme der Informationen, die die Regulierungsbehorden, die Agentur oder der ENTSO (Strom) im Rahmen ihrer
jeweiligen Aufgaben zur Uberwachung der Umsetzung bereits erhalten haben.

TITEL V
UBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN
Artikel 83
Ubergangsbestimmungen fiir Irland und Nordirland

1. Mit Ausnahme der Artikel 4, 5 und 6 und der Teilnahme an der Entwicklung der Modalititen oder Methoden, fiir
die die jeweiligen Fristen gelten, gelten die Anforderungen dieser Verordnung bis zum 31. Dezember 2017 nicht in
Irland und Nordirland.
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2. Ab dem Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung bis zum 31. Dezember 2017 wenden Irland und Nordirland
vorbereitende Ubergangsmafinahmen an. Diese Ubergangsmafinahmen

a) erleichtern den Ubergang zur vollstindigen Anwendung und vollstindigen Einhaltung dieser Verordnung und
umfassen alle notwendigen Vorbereitungsmafnahmen fiir eine vollstindige Anwendung und vollstindige Einhaltung
dieser Verordnung bis zum 31. Dezember 2017;

b) garantieren ein angemessenes Maf an Integration mit den Markten angrenzender Staaten;

¢) sehen mindestens Folgendes vor:

i) die Vergabe von Verbindungskapazitit in expliziten Day-Ahead-Auktionen und in mindestens zwei impliziten
Intraday-Auktionen;

ii) die gemeinsame Nominierung von Verbindungskapazitit und Energie im Day-Ahead-Marktzeitbereich;

iii) die Anwendung des in Anhang I Nummer 2.5 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 genannten ,use-it-or-lose-it“-
oder ,use-it-or-sell-it“-Grundsatzes auf im Day-Ahead-Marktzeitbereich nicht genutzte Kapazitit;

d) stellen die gerechte, nichtdiskriminierende Bepreisung von Verbindungskapazitit in den impliziten Intraday-
Auktionen sicher;

e) schaffen gerechte, transparente, nichtdiskriminierende Ausgleichsmechanismen zur Sicherstellung der Verbindlichkeit;

f) enthalten einen von den Regulierungsbehorden Irlands und Nordirlands genehmigten ausfiihrlichen Fahrplan, der
Meilensteine fiir die Erzielung der vollstindigen Anwendung und Einhaltung dieser Verordnung enthlt;

g) sind Gegenstand einer Konsultation, an der alle wichtigen Parteien teilnehmen, und beriicksichtigen moglichst
weitgehend das Ergebnis der Konsultation;

h) sind auf der Grundlage einer Kosten-Nutzen-Analyse gerechtfertigt;

i) beeintrachtigen andere Staaten nicht iibermafig.

3. Die Regulierungsbehorden Irlands und Nordirlands iibermitteln der Agentur mindestens vierteljahrlich oder auf
Ersuchen der Agentur alle Informationen, die fur die Priffung der Ubergangsmafinahmen fiir den Strommarkt auf der

Insel Irland und der Fortschritte bei der Erzielung der vollstindigen Anwendung und Einhaltung dieser Verordnung
erforderlich sind.

Artikel 84
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 24. Juli 2015

Fiir die Kommission
Der Président
Jean-Claude JUNCKER



	VERORDNUNG (EU) 2015/1222 DER KOMMISSION vom 24. Juli 2015 zur Festlegung einer Leitlinie für die Kapazitätsvergabe und das Engpassmanagement (Text von Bedeutung für den EWR) 

